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9 300. | Freitag den 22. Dezember | 1848. 


An die geehrten Zeitungs-⸗Leſer. 

Die Breslauer Zeitung hat ſchon in den erſten Tagen der Märzrevolution die demokratiſch⸗konſtitutionelle Monarchie als diejenige Staats: 
form erkannt, welche allein unſern Volkszuſtänden angemeſſen iſt. 

Der fünfte Dezember hat dem Lande eine Verfaſſung gebracht, in welcher die Grundprinzipien der demokratiſch⸗konſtitutionellen Monarchie 
verwirklicht werden. 

Die Breslauer Zeitung ſieht hiermit die Revolution als beendigt an und wird, wie ſie dies ſofort nach dem Erſcheinen der betreffenden 
Urkunde gethan, auch ferner auf dem Boden dieſer Verfaſſung ſtehen. Sie wird über der Erhaltung der Verfaſſung ſowie darüber wachen, 
daß die Geſetzgebung und Verwaltung immer dem Geiſte derſelben treu bleiben. Ihre Gegner werden ſowohl diejenigen ſein, welche die 
Grundlagen der Verfaſſung antaſten und ihrem Ausbau durch die Geſetzgebung beſchränkend entgegentreten, als auch diejenigen, welche die 
konſtitutionelle Monarchie nicht als eine ſelbſtſtändige Phaſe unſeres Staatslebens, ſondern blos als Mittel zum Uebergange in eine andere 
Staatsform anſehen. Die Breslauer Zeitung, welche ſich nicht ſcheute, in den Tagen der höchſten Aufregung, als noch das Wort Republik 
von Munde zu Munde ging, ihre Ueberzeugung entſchieden auszuſprechen, wird auch in dieſer Beziehung ihrem Grundſatze treu bleiben. Ihre 
erſten Beſprechungen nach errungener Preßfreiheit waren dringende Warnungen vor dem Streben nach jener Staatsform, welche ſie für unſere 
Lage verderblich hielt. Die Erfahrung hat bewieſen, daß die republifanifchen Beſtrebungen im Volke keine Wurzel haben und nur zur Anarchie 
oder Deſpotie führen können. Die Erfahrung wird uns hoffentlich auch lehren, daß die demokratiſchen Inſtitutionen, deren wir uns jetzt 
erfreuen, in der konſtitutionellen Monarchie vorzugsweiſe zur Geltung kommen. 

Daß die leitenden Grundſätze der Breslauer Zeitung in weiten Kreiſen verbreitet ſind, dafür gelten uns die vielen Beweiſe von Aner⸗ 
kennung, die uns zu Theil geworden ſind. Mit beſonderer Genugthuung heben wir hervor, daß dieſe Anerkennung gerade von ſolchen Krei— 
ſen der Geſellſchaft ausging, welche das Wohl des Vaterlandes über Alles ſetzen. Im Wohle des Vaterlandes ſehen auch wir das höchſte 
Ziel aller politiſchen und ſozialen Bewegungen der Gegenwart; dafür werden wir mit allen unſern Kräften, mit jedem Opfer einzuſtehen be⸗ 
reit ſein. Mögen daher alle Gleichgeſinnte unſer Blatt als ein Organ betrachten, in welchem ſie ihren patriotiſchen Beſtrebungen Ausdruck 
und Verbreitung geben. Wir laden hierzu ausdrücklich ein. 8 x 


Die Pränumeration auf die Breslauer Zeitung für das nächſte Vierteljahr — Januar, Februar, März 1849 — beliebe man fo zeitig 
zu veranlaſſen, daß vor dem 1. Januar auch von auswärts die Beſtellungen durch die nächſte Poſtbehörde bei dem hieſigen königl. Ober⸗ 
Poſt⸗Amte eingegangen find. Der vierteljährliche Pränumerations-Preis für die Breslauer Zeitung iſt am hieſigen Orte 1 Rthlr. 15 Sgr., 

auswärts 1 Rthlr. 24 Sgr. 6 Pf. N c 
1 Der Pränumerations⸗Preis für das Beiblatt der Breslauer Zeitung, „Schleſiſche Chronik“ ift in Breslau 12% Sgr., auswärts 
15 Sgr. 6 Pf. 5 


Verleger und Redakteur der Breslauer Zeitung. 
Schleſiſche Ehronik. a 


Heute wird Nr. 101 des Beiblattes der Breslauer Zeitung „Schlefiſche Chronik,“ ausgegeben. Inhalt: 1) Die Regierung, die Volksvertretung und das 
Volk one und bei der Vereinbarung. 2) Korreſpondenz aus Breslau, Liegnitz, Hirſchberg, Glogau, aus dem Hirſchberger Thale, Berthelsdorf, Neiſſe. 


TFP... ˙ 1A ¶——L—ͤ—L—. — . ̃— mi... , — mm.. ̃ m —— 
Von den Verhandlungen der National⸗Verſammlung in Frankfurt a. M. erſcheint heute der 1—4. Bogen (420—423) des 26. Abonnements von 30 Bogen, 
worauf man bei den betreffenden Poftanftalten und Commanditen mit 10 Sgr. baldigſt pränumericen wolle. 


Preußen. § 4. Das Schiedsgericht wird für einen jeden [ miſſion behufs feiner Prüfung und Beftätigung vor⸗ 
Berlin, 20. Dezember. Se. Majeſtät der König | Fall beſonders und zwar in der Regel aus drei Mit- gelegt werden. 

haben allergnädigſt geruht: dem Oberſten Engels, | gliedern gebildet. Die General-Kommiſſion, fo wie $ 7. Gelingt ein folder Vergleich ($ 6.) nicht, 
zweiten Kommandanten von Köln, den rothen Adler- jede der beiden Parteien erwählt Ein Mitglied. Das | fo fchreitet das Schiedsgericht zur interimiſtiſchen Aus⸗ 

rden zweiter Klaſſe mit Eichenlaub; fo wie dem von der General-Kommiſſion erwählte Mitglied führt | einanderfegung zwiſchen den Parteien. ($ 10 u. f.) 
Schmiede : Gefellen Jürgen Jürgenſen in Stettin | als königlicher Kommiſſarius den Vorſitz und leitet die $ 8. Ohne Einverſtändniß beider Parteien darf 
die Rettungs⸗Medaille am Bande zu verleihen. Geſchäfte. — Indeſſen ſoll jeder der beiden Parteien | jedoch eine ſolche interimiſtiſche Regulirung nicht er⸗ 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, freiſtehen, die Zuziehung von fünf Schiedsrichtern zu ſtreckt werden: *) auf Grundſtücke, die nur mit feſten 
König von Preußen ꝛc., verordnen auf Grund des Ar- fordern. In dieſem Falle wählt jede Partei zwei] Geld-⸗Abgaben oder mit ſolchen Roggen⸗Renten belaſtet 
titel 105 der Verfaſſungs⸗Urkunde vom 5. Dezember Schiedsrichter. — Wird die Wahl von einer Partei | find, welche nach $ 73 der Gemeinheitstheilungs⸗Ord⸗ 
1848, nach dem Antrage unſeres Staats⸗Miniſteriums, verweigert, fo geſchieht ſolche von dem königlichen Kom: | nung vom 1. Juni 1821 in Geld abgeführt werden; 
was folgt: miſſarius. — Weder die Parteien, noch die General: | b) auf Mühlen ⸗ Präſtationen; c) auf Beſitzver⸗ 
6 1. Der Beſiter eines Geundſtücks, welches der Kommiſſion find in der Wahl der Schiedsrichter be: änderungs⸗ Abgaben; d) den Berechtigungen und 
Gutsherrſchaft zu Dienften, Abgaben oder ſonſtigen Lei- ſchränkt; doch darf Niemand zu dieſem Amte zugelaſ⸗ Verpflichtungen, deren Ablöfung nach den Vor⸗ 
ſtungen verpflichtet iſt, hat die Befugniß, auf eine ins | fen werden, der nach den Vorſchriften der allgemeinen] ſchriften der Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung vom Tten 
terimiſtiſche Auseinanderfegung durch ein Schiedsgericht | Gerichts-Ordnung (Thl. J. Tit. 10. § 227 — 233) Juni 1821 erfolgt. (Servituten.) Ausgenommen von 
anzutragen. — Eben dieſe Befugniß ſteht der Guts⸗ zur Ablegung eines vollgültigen gerichtlichen Zeugniſſes dieſer Beſtimmung (u d) bleiben aber die Bauholz⸗ 
derrſchaft zu. 8 in der Sache unfähig ſein würde. Berechtigungen (Anlage B $ 8b 3 und . 11), welche 

$ 2, Bei einer ſolchen interimiſtiſchen Auseinan⸗ K 5. Die Beſchlüſſe des Schiedsgerichts werden den Beſitzern nicht eigenthümlicher Stellen zuſtehen. 
derſetzung (§ 1.) ſollen ſchon jetzt diejenigen Vorſchrif -nach Mehrheit der Stimmen gefaßt. — So weit die § 9. Iſt das verpflichtete Grundſtück ein nicht zu 
ten der nur erſt entworfenen Geſetze, nämlich: n) des gegenwärtige Verordnung nicht etwas Anderes bes Eigenthums⸗, Erbzins⸗ oder Erbpachtsrechten beſeſſenes, 
! eſetzes wegen unentgeltlicher Aufhebung verſchiedener ſtimmt, haben die Schiedsgerichte die Befugniſſe und und beſtreitet die Gutsherrſchaft die Berechtigung des 
Laſten und Abgaben, und b) des Ablöſungs⸗Geſetzes, Obliegenheiten der Spezial-⸗Kommiſſarien der Ausein- | Befigers auf Verleihung des Eigenthums, fo hängt es 
welche in den der gegenwärtigen Verordnung unter A anderſetzungs-Behörden. 2 h von der Erwägung und Beſchlußnahme des Schieds⸗ 
und B beigefügten Auszügen aus dieſen Geſetz-Ent⸗ $ 6. Das Schiedsgericht hat ſich vor Allem zu gerichts ab, ob unter ſolchen Umftänden der Antrag 
würfen enthalten ſind, zur Anwendung kommen. bemühen, die Parteien zum Abſchluß eines Vergleichs | auf interimiſtiſche Auseinanderſetzung zurückzuweiſen ſei 
3. Der Antrag auf interimiſtiſche Auseinander- über ihre definitive Auseinanderſetzung zu bewegen. oder dieſe dennoch in Anſehung der übrigen Rechte un 
ſetzung durch ein Schiedsgericht muß bei der General: Kommt ein folder Vergleich zu Stande, fo, muß der⸗ Verpflichtungen zweckmäßig geſchehen koͤnne. In letz⸗ 
Kommiſſion zu Breslau angebracht werden. ſelbe den beſtehenden Gefegen gemäß, der Generalkom⸗ terem Falle bleibt der Streit über das Recht auf Ei⸗ 
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15. Auf Antrag des Berechtigten werden fo: 
wohl die interimiſtiſch feſtgeſtellten, als auch die durch 
Vergleich vereinbarten Renten ($ 6) von den Kreis⸗ 
Steuer⸗Aemtern mit eingezogen und nach Abzug einer 
Hebegebühr von 2 bis 5 Prozent an die Berechtigten 
abgeliefert. Die Aufträge an die Kreis⸗Steuer⸗Aemter 
zur Einziehung der Renten werden von den Regierun⸗ 
gen ertheilt, welchen auch die Feſtſetzung der Hebege⸗ 
bühren obliegt. Fu 

‘8 16. Jeder Partei bleibt es vorbehalten, ſobald 
künftig die in Ausſicht ſtehenden neuen Geſetze über die 
gutsherrlich⸗ bäuerlichen Verhältniſſe und Ablöſungen 
verkündet fein werden, auf Grund derſelben eine defi- 
nitive Auseinanderfegung zu beantragen. Bis dahin 
aber, wo in Folge eines ſolchen Antrags ein Anderes 
rechtsverbindlich feſtgeſetz fein wird, bleiben die von 
den Schiedsgerichten abgefaßten interimiſtiſchen Regu⸗ 
Yative in Kraft. — Für den Zeitraum bis zur Ver⸗ 
kündung der gedachten Geſetze kann keiner von beiden 
Theilen einen aus der Höhe der interimiſtiſchen Rente 


entnommenen Anſpruch auf Zurückzahlung oder Nach⸗ 


zahlung geltend machen. 

§ 17. Die Diäten, Reiſekoſten und ſonſtigen baaren 
Auslagen der Schiedsrichter fallen den Parteien, und zwar 
einer jeden derſelben zur Hälfte, zur Laſt. Mehrere Ver 
pflichtete tragen zu dieſer Hälfte nach Verhältntß der 
Höhe ihrer Rente bei. — Die von der Ge⸗ 
neral⸗Kommiſſion ernannten Mitglieder der Schiedsge⸗ 
richte erhalten biefelbe Remuneration, welche von den 
Spezialkommiſſarien dieſer Behörde in Auseinander⸗ 
ſetzungs angelegenheiten zuſteht. Auf die den Par⸗ 


ſtimmten und in Geld abzuführenden Kanons nach den 
wechſelnden Getreidepreiſen findet dieſe Beſtimmung 
nicht Anwendung; 

r) das Eigenthum der Gutsherren an den auf fremden 
Gärten, Aeckern und Wieſen ſtehenden Eichen. 

s) (Nach dem Antrage der Central⸗Abtheilung der Natio⸗ 
nal⸗Verſammlung.) 

Alle unmittelbaren Gegenleiſtungen, welche bei den ſämmt⸗ 
lichen vorſtehend aufgehobenen Leiſtungen den Berechtigten 
oblagen, ſo wie die von den Gutsherren den bäuerlichen 
Wirthen zu leiſtenden Leichenfuhren, Hochzeit⸗ und Kindtauf⸗ 
Fuhren, Doktor⸗ und Hebammen⸗Fuhren. 

Anlage B. 

Auszug aus dem Entwurf des Ablöſungs⸗Geſetzes. 

1. Abſchnitt. 
Gutsherrlich⸗bäuerliche Regulirungen behufs der Eigen: 
E thums⸗Verleihung. 

§ 2. Der Regulirung behufs der Eigenthums⸗Ver⸗ 
leihung unterliegen alle ländliche, ihren Beſitzern nicht zu 
Eigenthums⸗, Erbzins⸗ oder Erbpachts⸗Rechten zugehörende 
Stellen, welche entweder nach Maßgabe der §§ 626 u. f. 
Tit. 21. Th. 1. Allgemeinen Landrechts zur Kultur ausge⸗ 
than, oder mit Abgaben und Dienften an die Gutsherrſchaft 
belaſtet find, fie mögen zu einem erblichen oder dergeſtalt zu 
einem zeitweiſen Nutzungsrechte verliehen ſein, daß im Falle 
der Beſitz⸗Erledigung nach Geſetz oder Herkommen ihre Wie⸗ 
derverleihung erfolgte. — Dergleichen Stellen ſind reguli⸗ 
rungsfähig ohne Rückſicht auf Umfang und Beſchaffenheit 
(ob fie Ackernahrung oder Dreſchgärtnerſtellen, Dienſtfami⸗ 
lienſtellen u. l. w. mit Mühlen, Schmieden, Krügen verbun⸗ 
den ſind oder nicht), ferner ohne Rückſicht darauf, wem das 
Eigenthum zuſteht, und ob ſie auf bäuerlichen oder anderen 
Grundſtücken gegründet find. — Ausgeſchloſſen von der Re 

ulirung bleiben die durch Vertrag in Zeitpacht gegebenen, 
o wie die den Haus: und Wirthſchafts⸗ Beamten, Dienſt⸗ 
boten oder Tagelöhnern mit Rückſicht auf dieſes Verhältniß 
zur Benutzung überlaſſenen Grundſtücke. 
ꝛc. ꝛc. 
§ 4. Die Beſitzer ſolcher Stellen, welche nach Publi⸗ 


$ 19. Ausgeſchloſſen von der Ablösbarkeit find jedoch: 
1) die Abgaben und Leiſtungen an den Staat; Y die zwar mit 
Rückſicht auf den Grundbeſitz vertheilten, aber aus der Mitglied⸗ 
ſchaft an Gemeinde⸗ und anderen Verbänden, als: Kreis⸗, Kir⸗ 
chen⸗, Schul, Deich⸗Verbänden u. f. w. entſpringenden Ab⸗ 
gaben und Leiſtungen. Diejenigen Abgaben und Leiſtungen 
dagegen, welche ſolchen Verbanden aus allgemeinen Rechts⸗ 
verhältniſſen, z. B. dem gutsherrlichen Verhältniſſe oder 


dem Zehntrechte, zuſtehen, find von der Ablöſung nicht aus- 


geſchloſſen. 
ꝛc. ꝛc. 


9 21. Für verjährt find zu erachten: a) alljährlich vor 
kommende Reallaſten, wenn dieſelben innerhalb der letzten 
zehn Jahre vor Anbringung der Provokation, b) in länge: 
ren Perioden oder zu unbeſtimmten Zeiten wiederkehrende 
Reallaſten, wenn dieſelben ungeachtet der während dieſes 
Zeitraums zweimal eingetretenen Fälligkeit in den letzten 20 
Jahren vor jenem Zeitpunkt nicht geleiſtet worden ſind. — 
Es kommen hierbei die allgemeinen Vorſchriften über dit 
Verjährung durch Nichtgebrauch in Anwendung. 

0 


ꝛc. 2c. 
$ 23. Die Ablöfung erfolgt gegen Entſchädigung. Zu 
Feſtſtellung derſelben wird der jährliche Geldwerth der ab’ 
zulöſenden Reallaſten nach den Beſtimmungen der folgenden 
Titel ermittelt. 
Tit. II. Ermittelung des jährlichen Geld⸗ 
werths der Dienſte. 
$ 24. Wenn durch Urkunden, Herkommen, oder zeit 


weiſe Uebereinkunft gewiſſe Preiſe für die Dienſte beſtimm 


find, und nach dieſen die alljährlich vorkommenden Dienſte 
während der letzten zehn Jahre vor Anbringung der Provo“ 
kation, die in längeren Perioden wiederkehrenden Dien 
aber während der letzten zwanzig Jahre vor dem gedacht 
Zeitpunkt bezahlt worden ſind, ſo ſind dieſe Preiſe und, w 
ſie während jener Zeiträume gewechſelt haben, ihr Dur 
ſchnitt der Feſtſtellung des Geldwerthes zum Grunde zu legen 
ꝛc. 


ꝛc. 
9 28. Behufs der Ablöfung der Baudienſte iſt der N 
pitalwerth der Gebäude zu ermitteln. Dieſe Ermittelung) 


genthums⸗Verleihung der künftigen Entſcheidung durch hung der Koſten erfolgt durch die General⸗Kommiſſion. 0 5. Der 2 auf 1 — n 
die Auseinanderſetzungs⸗Behörden vorbehalten. Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Un⸗ 1 1 
$ 10. Zum Zweck der interimiſtiſchen Auseinan-⸗ terſchrift und beigedrucktem königlichen Inſiegel. Ir ar, ee — ; 
derfegung hat das Schiedsgericht alle Dienfte, Abga⸗ Gegeben Berlin, den 20. Dezember 1848. Grundſtück zur Zeit der Publikation des Geſetzes vom 9. N 
ben und fonftigen Leiſtungen, zu welchen einerſeits der (L. S.) Friedrich Wilhem. Oktober 1848 (Gefeg- Sammlung S. 276) beſeſſen hat, wird t 
Beſitzer des pflichtigen Grundſtücks an die. Gutsherr⸗ Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manz vermuthet, daß er der . ER Beſitzer ſei. Ä 
ſchaft, andererfeits die Gutsherrſchaft an jenen Beſitzer | teuffel. v. Strotha. Rintelen. von der Hepdt. 9 8. Bei der Kegulirung n — an 0 
verpflichtet iſt, ſo weit es nicht etwa bereits geſchehen, Für den Finanzminiſter. Für den Miniſter der aus: Rechten auf Seiten der Gutsherrſchaft: 1) das Eigenthums⸗ 7 
in feſte Geldrenten zu verwandeln. — Dieſe Geldren⸗ Kühne. wärtigen Angelegenheiten. 5 2) > Bofwehn, 2 Br — auf Dienſte, Geld⸗ und t 
{ 1 un t und raf v. Bülow. datural⸗Abgaben aller Art, ie Servituten auf den bäu⸗ 4 

ten werden gegen einander in Abrechnu Aach sein: Graf erlihen Grundſtücken; b) an Rechten auf ae der Ver: i 
der Ueberſchuß bildet alsdann die interimiſtiſche Ausein⸗ Verordnung, pflihteten: 1) dee Anſprüch auf Unterſtügung bei Unglücks⸗ g 
anderſetzungs⸗Rente. — Bei Feſtſetzung derſelben hat betreffend fällen, 2) die Verpflichtung der Gutsherrſchaft, bei entſte⸗ 1 
das Schiedsgericht zugleich 12 beſtimmen, von Ben die interimiſtiſche Regulirung grund N 15 ie ag 2 i 

. 3 . igen Leiſtungen aufhören follen „ 3 ; un eiſtungen zu vertreten, ie Verpflichtun er Guts ⸗ 
Zeitpunkt ab die bisherige 5 3 9 N Q ihn a ge: der gutsherrlich = bäuerlichen Fesscheft zan Nuten und za Wess Glbäude = 
fo wie von welchem Zeitpunkt ab und in welchen Ras | Verhältniſſe in der Provinz Verabfolgung von Bauholz, fo wie andere Leiſtungen der: r 
ten die interimiſtiſche Geldrente gezahlt werden muß. Schleſien. felben, welche nicht nachſtehend unter Nr. 4 begriffen find, 1 
— Etwanige . über die 5 ar 4) die Servituten auf den Grundſtücken der Gutsherrſchaft. 5 
Leiſtungen hat das Schiedsgericht behufs Feſtſtellung e 5 5 ꝛc. 2c. 8 9 

1 interimiſti „Auszug aus dem Geſetzentwurf wegen unentgeltlicher Auf: $ 10, Bei der Frage über die zu der Stelle gehörigen 5 

der Rente nach eigenem Ermeſſen interimiſtiſch zu ent hebung verſchiedener Laſten und Abgaben. Ländereien, ſo wie über die derſelben gegen die Gutsberr⸗ 1 

ſcheiden. 1 . 7 d 1. Ohne Entſchädigung Seitens der Verpflichteten] ſchaft zuſtehenden Berechtigungen und obliegenden Verpflich⸗ 1 

§ 11. Auch diejenigen Gegenleiſtungen, welche der] werden aufgehoben: tungen, wird der zur Zeit der Verkündung des Geſetzes vom t 

zu Dienften Berechtigte dem Verpflichteten durch Ueber-] ) die aus dem gutes oder grundherrlichen Rechte herrüh⸗ 9. Oktober 1848 (Geſetz»Sammlung S. 276) vorhanden ge⸗ | 

laſſung eines gewiſſen Antheils an den geernteten oder renden Leiſtungen und Abgaben der Nichtangefeflenen | weſene Beſitzſtand als der rech mäßige vermuthet. 1 

9 lofrücht N hat, werden und die ihnen dafür zu gewährenden Gegenleiftungen; $ 11. Ohne Entſchädigung dafür leiſten zu dürfen, 1 
ausgedroſchenen Feldfrüchten zu gewähren at, i) die gewöbnlich unter den Benennungen Schutzgeld, | enthält: a) der bäuerliche Wirth das Eigenthum und die 

in Geldrente verwandelt und bei der Berechnung der Schutzzins, Jurisdictionszins vorkommenden Beiträge] Hofwehr ($ Sa 1 und 2), b) die Gutsherrſchaft die Be 7 
interimiſtiſchen Auseinanderſetzungs-Rente zur Ausglei⸗ 2 ebene at RA a ge 2 e = — un⸗ 
N i ü d un erichtsbarkeit, inſofern nicht eine oder die ans | g allen und zur VBeriretung bei öffentlichen Abgaben und 

chung erat, no ee, = 3 1 dere dieſer Abgaben bei der erſten Verleihung eines | Leiſtungen ($ 8. b. 1 und 2). Die e een ke Guts⸗ 5 
Mehrwerthes ieſer Gegen eiſtungen urch Lan el⸗ vorher nicht mit bäuerlichen Wirthen beſetzt gewefenen | herrſchaft ($ 8. a 3), ſo wie die Berechtigungen des bäuer⸗ | 
ner künftigen definitiven Auseinanderſetzung (Anlage B Grundſtücks ausdrücklich als Grundabgabe oder Gegen: lichen Wirths (J 8. b 3), werden nach den Vorſchriften N 
$ 61.) leiftung für die Verleitung übernommen wurde oder | des 11. Abſchnitts des gegenwärtigen Geſetzes abaelöft: — 1 

$ 12. Die erforderlichen Abſchätzungen werden die Stelle der Grundſteuer vertritt; Die Servitut⸗Rechte beider Theile (§ 8. a 4. und b 4.) 

dem Schiedsgericht ſelbſt bewirkt, ohne daß es ei⸗ *) die aus der Gerichtsbarkeit entſpringenden Abgaben, kommen nach dem gegenwärtigen Geſetze nicht zur Aufhe⸗ 
von dem chiedsg S 8 0 welche außer den Koften, deren Erhebung ſich auf die | bung, vielmehr finden auf fie die Vorſchriften der Geme ns 1 
ner Zuziehung befonderer achverſtändigen edarf. — geſetzlich beſtehenden Gebühren⸗Taxen gruͤndet, entwe- heitstheilunge⸗Ordnung vom 7. Juni 1821 Anwendung. 1 
So weit in der Anlage B der gegenwärtigen Verord⸗ der dauernd an Gerichtsperſonen oder bei einzelnen $ 12. Das Eigenthum geht mit der Ausführung der 1 
nung keine Regeln für die Abſchätzung gegeben ſind, gerichtlichen Verhandlungen entrichtet werden, z. B. Aus einanderſetzung auf den bäuerlichen Wirth über. — Daſ⸗ 0 
hat das Schiedsgericht bei derſelben lediglich nach eige⸗ die Abgaben an Gerichtsdiener, die Dreidinggelder, ſelbe erſtreckt fidy: a) auf die ſämmtlichen zu der Stelle ge: 

4 d iſt dabei die Vor⸗ Zählgelder, Siegelgelder; hörenden Grundſtücke und Gebäude, bp) auf das auf dieſen 8 
nem Ermeſſen zu verfahren un iſt dabei an die Vor⸗[ ) der Fleiſch⸗ oder Blutzehent, d. h. die Berechtigung,] Grundſtücken ſtehende Holz. i 
ſchriften der beſtehenden Ablöfungs> und Regulirungs⸗ von dem geſammten in einer Wirthſchaft geborenen $ 15. Mit der Anbringung der Provocation hört die 
Geſetze nicht gebunden. — Iſt bei einer Abſchätzung . e N — lle ee der Gutsherrſchaft auf, Verluſte an der Hof⸗ . 

1 7 ; ; jedsrich⸗ gen deſſelben, gewöhnlich das zehnte, bisweilen auch wehr zu erſetzen. 
. eine abfolute e das nach einem anderen Zahlenverhältniß beſtimmte $ 16. Der bäuerliche Wirth iſt zu fordern berechtigt, t 
N tern nicht zu erreichen, fo * = Stück in Natur oder an deſſen Statt einen Geldbe⸗ [daß ihm bei der Auseinanderſetzung jedenfalls ein Drittel | 1 
ö gericht aus drei Perſonen beſteht, die höchſte und die trag zu fordern, desgleichen der Bienenzehnt; des Reinertrags ſeiner Stelle verbleibe, und daß daher, ſo d 
niedrigſte Werthsangabe, wenn aber das Schiedsgericht] m) die Den: ri ag 8 u fü —. 1 5 n iſt, die Entſchädigung x ra 9 
ie bei öchſten und die tern, Jäger aufzunehmen und ſonſtige unmittelbare | herrſchaft vermindert werde. — Stehen dem verpflichteten r 
88 n zum Zwecke der Jagd obliegende Leiſtungen, Dienſte | bäuerlichen Wirth mehrere Berechtigte gegenüber, ſo müſſen N 
een ee a 0 9 Dan 7 zur Bewachung gutsherrlicher Gebäude oder fonftiger | ſich dieſelben eine ſolche Verminderung ihrer Entſchädigungs⸗ 
und es kommt die Schätzung desjenigen Schiedsrich⸗ Grundſtücke, Dienſte zu häuslichen Verrichtungen der] Forderungen nach Verhältniß der Größe derſelben gefallen 1 
ters zur Anwendung, welcher den mittleren Werth ans Gutsherrſchaft, als zum Reinigen der Häuſer und | laſſen. — Der Reinertrag wird in folgender Art ermittelt. | 1 
gegeben hat. Haben von den fünf Schiedsrichtern zwei Höfe, zum Krankenpflegen, Bewachen von Leichen, — Es wird der gemeine Kaufwerth, den die Stelle, unter j 
derſelben übereinſtimmend den Werth abgeſchätzt, fo iſt Dienfte zu hauswirthſchaftlichen Bedürfniſſen der guts⸗] Berückſichtigung der auf ihr ruhenden Laſten und Abgaben, 7 
ö 8 die bö R herrlichen Beamten, Dienfte und Leiſtungen zu Reifen | fo wie der ihr zuſtehenden Berechtigungen hat, in Pauſch { 
ihre Werthsangabe, ſofern ſie weder ur höchfte, noch des Gutsherrn ſelbſt oder ſeiner Beamten, Botendienftz | und Bogen feſtgeſtellt. Alsdann werden vier Prozent dieſes 

die niedrigſte aller gemachten Angaben iſt, als die ent⸗ und Abgaben, welche lediglich die Stelle der vorbe | Kaufwerths mit dem Jahreswerth der ablösbaren Reallaſten 4 

ſcheidende zu betrachten. nannten Dienſte und Leiftungen vertreten; der Stelle zuſammengerechnet. Die Summe beider ftellt 
$ 13. Gegen die im Termine ausbleibende Par-| o) folgende Leiſtungen und Abgaben: Walpurgisſchoß, | den Reinertrag der Stelle dar.“) - 
} 1e wird a it den Ermittel welche zu der interi⸗ grundherrlicher Schoß, Bedegeld, Schäferſteuer, Bie- *) Anmerkung. Wenn alſo z. B. der gemeine Kaufwerth 1 

wid min um uemmteſungen, weiche 80 nenzins und Wachspacht, inſofern Beides von dem einer Stelle 100 Rthl. und der Jahreswerth der darauf f 
miſtiſchen Auseinanderſetzung erforderlich ſind, und mit Verpflichteten für die Erlaubniß entrichtet wird, auf haftenden ablöslichen Reallaſten 16 Rthl. beträgt, fo iſt der i 
der Feſtſtellung der interimiſtiſchen Rente in contu- feinem eigenen Grund und Boden Bienen zu halten, | Reinertrag der Stelle auf 20 Rthl. anzunehmen. Hiervon d 
maciam verfahren. die Verpflichtung zum Wachsverkauf, die unter dem | müſſen 6%, Nttl. dem Beſitzer frei bleiben, die für die ab⸗ ' 

9 14 Das über die interimiſtiſche Auseinander- Namen Waſſerlaufezinſen, Waſſerfallzinſen vorkom⸗ löslichen Reallaſten zu entrichtende Entſchädigung darf mit⸗ 

7 1 1 u mende Beſteuerung der Wafferkraft der fließenden Ge⸗] hin jährlich die Summe ven 13%, Rthl. nicht überfteigen. , ti 
ſetzung feſtgeſtellte Regulativ wird von dem Schiedsge⸗ wäſſer, die Abgaben zur Nusſtattung von Familien Sollte eine Stelle dergeſtalt belaftet fein, daß fie gar 
richt den Parteien verkündet und jeder derſelben in ee em, das Recht, die Gänfe der | Erinen Kaufwerth haben würde, und betrüge der Jahres | 1 

n eſtellt. in Rechtsmittel dagegen iſt bäuerlichen Wirthe berupfen zu laſſenz werth der ablöslichen Reallaſten 12 Rthl., fo würde die 

10 vi tree 2 dle werkudbische Seite p) die auf Grundſtücken haftende Verpflichtung der Be: Ablöſungs⸗Rente 8 Rthl. nicht überfteigen bürfen. ı 
3 — — dem Regulativ beſtimmten interimiſtiſchen debe „eee das in der Sedend übliche Tagelohn zu U. Ab ſchnitt 3 

arbeiten; u, a | 

Geldrente von dem Berechtigten bei der General⸗Kom⸗] a) die Berechtigung des Erbverpachters, Erbzing: oder x ABS re 1 
miſſion, an welche das Schiedsgericht ſeine Verhand⸗ Zinsherrn, den zu entrichtenden Kanon zu erhöhen. $ 18. Die auf den Grundſtücken haftenden Reallaſten | 

Auf die periodifhe Berechnung eines in Körnern be- Karı 
lungen einzureichen hat, nachgeſucht werden. 3 . en m ber] find ablöslich. 1 


teien gewählten Schiedsrichter finden die Beſtimmun⸗ kation des Gritts vom 14. September 1811 gegründet find, | bei welcher bie etwa v 
ö 1 7 denen Anſchläge zu Feuer ⸗ B 

der Verordnung vom 29. März 1844 (Geſ.⸗S. 2 Keinen An — * Gigenttumb-Berl — nach dem | fi Ser; und ähnlige, ven Werth der Gebäude betreffen ’ 
G. 73) Anwendung. — Die Feſtſetzung und Einzie⸗ gegenwärtigen Ache u er De zu benutzen find, — durch 8 1 


Sssaur aTts var vomn, no, -unwe war 2 „„ — 


A 


mit dem Werthe landwirthſchaftlicher Gebäude vertraut 


und von der Auseinanderſetzungs⸗Behörde als Sachverſtän⸗ 


diger ein⸗ für allemal verpflichtet find, — Der Jahres⸗ 
werth der Baudienſte iſt für 100 Rthlr. Kapital des Bau⸗ 
werths bis auf höchſtens 7½ Sgr. zu bemeſſen, und bei 
dieſer Abmeſſung insbeſondere Rückſicht zu nehmen auf die 
Dauer der Periode, in welcher ein ſolches Gebäude eins 
Neubaues bedarf, auf das Baumaterial deſſelben, auf die 
Entfernung, aus der ſolches herangeſchafft werden muß, auf 
die Beſchaffenheit der Wege zu dieſer Herbeiſchaffung, auf 
die eigene Theilnahme des Dienſtberechtigten und auf die 
Höhe des Tagcelohns in der Gegend. — Der Jahreswerth 
der Baudienſte muß, wo es erforderlich iſt, auf die Spann⸗ 
und Handdienſte in einem angemeſſenen Verhältniß vertheilt 
werden. Die Sachverſtändigen ſind ſowohl hierüber, als 
über die Höhe des anzunehmenden Jahreswerthes zu hören. 


ꝛc. 2.26, 
$ 32. Wenn die einem Gute zuſtehenden Dienſte nach 

der ftattfindenden Wirthſchafts⸗Art nicht ſämmtlich gebraucht 
werden, ſo erfolgt die Entſchädigung nur für diejenigen 
Dienſte, deren das Gut wirthſchaftlich bedarf. — Dieſes 
Bedürfniß wird bei jährlich zu leiſtenden Dienſten nach dem 
Dorchſchnitt derjenigen Dienſte feſtgeſtellt, welche das Gut 
während der letzten zehn Jahre vor Anbringung der Provo⸗ 
kation wirklich benutzt hat. Bei anderen Dienſten entſchei⸗ 
det der Durchſchnitt der während der letzten zwanzig Jahre 
wirklich benutzten. — Sind ſolche Durchſchnitte nicht zu er: 
mitteln, fo wird das Bedürfniß durch ſachverſtändiges Er: 
meſſen feſtgeſtellt. 

ꝛc. 


ꝛc. 
Tit. IL Ermittelung des jährlichen Geldwerths 
der feſten Getreide-Abgaben. . 

$ 34. Der Werth dieſer Abgaben iſt nach demjenigen 

Martini⸗Marktpreiſe, feſtzuſtellen, welcher ſich im Durch⸗ 

ſchnitt der letzten vierzehn Jahre vor Anbringung der Pro⸗ 

vokation ergiebt, wenn die zwei theuerſten und zwei wohl: 
feilſten von dieſen Jahren außer Anſatz bleiben. 


2c. ꝛc. 5 

$ 40. Von den fo. ermittelten Martini: Mark preiſen 

kommen in Abzug zehn Prozent für Marktfuhrkoſten und 

für die geringere Beſchaffenheit des Zins ⸗Getreides. Der 

nach dieſem Abzuge verbleibende Betrag bildet den jährli⸗ 
chen Geldwerth. 


2c. x. 
Tit. IV. Ermittelung des jährlichen Geldw erths 
der feſten Natural-Abgaben außer dem Getreide. 
543. Sind für dergl. Abgaben durch Urkunden, Herkommen 
oder zeitweiſe Usberelnkunſt gewiſſe Preiſe beſtimmt u. nach die⸗ 
ſen die jährlich wiederkehrenden Abgaben während der letz⸗ 
ten zehn Jahre vor Anbringung der Provocation, die in 
längeren Perioden wiederkehrenden Abgaben aber während 
der letzten zwanzig Jahre bezahlt worden, fo ſind dieſe 
Preiſe, und, wenn ſie innerhalb der gedachten Zeiträume ge⸗ 
wechſelt haben, ihr Durchſchnitt der Feſtſtellung des Geld⸗ 
werths zum Grunde zu legen. E 
8 44. Kann der jährliche Geldwerth nach den Beſtim⸗ 
mungen des § 43 nicht feſtgeſtellt werden ꝛc., fo iſt dei der 
Abſchätzung davon auszugeben, daß, inſofern nicht eine be⸗ 
ſtimmte Beſchaffenheit urkundlich oder nach der Natur der 
Abgaben feſtſteht, die Abgaben in der geringeren Art zu 
entrichten ſind. 


ö x. ꝛc. 
Tit. V. Ermittelung des jährlichen Geldwerths 
des Natural⸗Fruchtzehnts. 

$ 43. Iſt für den Fruchtzehnt durch Herkommen oder 
Uebereinkunft eine feſte Abgabe in Geld oder Getreide be⸗ 
ſtimmt und danach während der letzten zehn Jahre vor An⸗ 
bringung der Provocation die Vergütung gewährt, ſo bildet 
dieſe den Betrag, nach welchem der Geldwerth des Frucht⸗ 
zehnten feſtgeſtellt wird. Hat der Betrag der Abgabe in 
den vorgedachten Jahren gewechſelt, ſo wird der Geldwerth 
des Zehntrechts nach dem Durchſchnitt der verſchiedenen 
Jahres⸗Abgaben berechnet. — Die Getreide-Abgabe wird 
nach Tit. III. in Gelde veranſchlagt. — 

9 46. Iſt der Zehnt während der letzten zwanzig Jahre 
mindeſtens ſechs Jahre lang verpachtet geweſen, fo iſt die 
Durchſchnittspacht bei Ermittelung des Jahreswerths zum 
Grunde zu legen, wenn dies von der nach den Theil. 
nchmungsrechten zu berechnenden Mehrzahl der Zehn pflicg 
tigen in derſelben Gemeinde oder in demſelben Zehntbezirk 
unter Ablehnung der Abſchätzung verlangt wird. 

$ 47. Treten die Vorausſetzungen der § 45 und 46 
nicht ein, ſo iſt durch Sachverſtändige der Ertrag, welchen 
der Zehntberechtigte im Durchſchnitt der Jahre an Körnern 
und Stroh von dem Zehnt bezogen hat, nach dem Zuftande 
und der Wirthſchaftsart der zehntpflichtigen Grundſtücke bei 
Anbringung der Provokation zu bemeſſen. — Der Preis 
der Körner und des Strohs wird nach den Vorſchriften der 
Tit. III. und IV. beſtimmt. — Zur Feſtſtellung des jährli⸗ 
len Geldwerths werden von dem Rohertrage die Koſten in 
Abzug gebracht, die der Berechtigte aufwenden muß, um 
den Reinertrag zu erhalten. 

ac. ꝛc. 
Tit. VII. Ermittelung des jährlichen Geldwerths 
der gewerblichen und handwerksmäßigen Lei⸗ 
ftungen, fo wie der Verpflichtung zur Saamen: 
vieh-Haltung. 

$ 57. Die Ermittelung des Jahreswerths dieſer Lei: 
ſtungen und Verpflichtungen erfolgt nach den Koſten, welche 
der Berechtigte aufwenden muß, um ſich anderweitig den 
Erſatz zu verſchaffen. 

x. ac. 
Tit. IX. Gegenleiſtungen. > 

$ 59. Der Werth der Gegenleiſtungen und fonftigen 
ablöslichen Verpflichtungen der Gutsherrſchaft wird ebenfalls 
nach den Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes ermit⸗ 
telt und kommt von dem ermittelten Jahreswerth der Haupt— 
leiſtung in Abzug. 

Dieſes gilt jedoch nicht von ſolchen Gegenleiſtungen und 
Verpflichtungen der Gutsherrſchaft, deren Aufhebung den 
Vorſchriften der Gemeinheitstheilungs-Ordnung vom 7. 
Juni 1821 unterliegt. 

2. 


c. 
9 61. So weit der Werth der Gegenleiſtungen den 
Werth der Hauptleiſtungen überſteigt, wird der Mehrwerth 
ebenfalls nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes abgelöſt. — 
ehen jedoch die Gegenleiſtungen des zu Dienſten Berech⸗ 
tigten in der Ueberlaſſung eines gewiſſen Antheils an den 
eingeerndteten oder zum Ausdruſch gekommenen Feldfrüchten, 
wie bei dem Zehntſchnitt⸗ oder Erbdruſch⸗Verhältniß u. f. w., 
ſo wird der Mehrwerth der Gegenleiſtung in der Regel in 
nach den Vorſchriften der Gemeinheitstheilungs⸗Ord⸗ 
nung vergütet. ꝛc. ꝛc. 


3171 


8 65. Auch bei den zu Eigenthum, Erbzins oder Erb⸗ 
pacht beſeſſenen geſchloſſenen Stellen, mit Ausnahme der hierbei ſchon die den Pflichtigen in dieſen neuen Geſetzen zu⸗ 
Mühlen, findet, wenn von denſelben Naturaldienſte oder gedachten Erleichterungen, ſo weit es möglich, zu Theil wer⸗ 


Naturalabgaben zu leiſten find, eine Ermäßigung der für 
dieſe Dienſte und Abgaben zu 
nach den Vorſchriften des § 16 ſtatt. 

ꝛc 


ꝛc. 8 

Ew. königlichen Majeſtät beehren wir uns, anliegend den 
Entwurf zu der nach dem allerhöchſten Patente vom 5. d. M. 
ſchon jetzt mit Vorbehalt der Zuſtimmung der Kammern zu 
erlaſſenden Verordnung über die interimiſtiſche Regulirung 
der gutsherrlich⸗bäuerlichen Verhältniſſe in der Provinz 
Schleſien ehrfurchtsvoll zu überreichen und zur Begründung 
deſſelben Folgendes allerunterthänigſt vorzutragen. — Schon 
bald nach den März⸗Ereigniſſen iſt unter der ländlichen Be⸗ 
völkerung Schleſiens gefliſſentlich die Meinung verbreitet 
worden, daß alle gutsherrlichen Abgaben und Leiſtungen 
ohne Entſchädigung wegfallen müßten. — Es haben ſich 
Ruſtikal⸗Vereine gebildet, welche ihren Zweck oft und viel⸗ 
fach dahin ausgeſprochen haben, daß die Leiſtung jeglicher 
gutsherrlicher Abgabe nicht nur bis zur Emanirung der 
neuen Geſetzgebung vollſtändig verweigert werden müſſe, 
ſondern daß auch das Reſultat dieſer Geſetzgebung kein an⸗ 
deres ſein dürfe, als alle gutsherrlichen Laſten ohne Ent⸗ 
ſchädigung aufzuheben. In der That ſind auch ſchon ſeit 
längerer Zeit in einem großen Theile der Provinz den 
Gutsherrſchaften weder Dienſte noch andere Präſtationen 
geleiſtet worden. — Die Aufregung iſt unter der ländlichen 
Bevölkerung zu einem ſo hohen Grade geſtiegen, daß be⸗ 
reits die roheſten Erzeffe verübt und Leben und Eigenthum 
der Berechtigten in bedrohlicher Weiſe gefährdet worden 
find. Letztere haben es deshalb ſelten noch gewagt, zu exe⸗ 
kutiviſchen Maßregeln ihre Zuflucht zu nehmen, wo dies 
aber geſchehen, haben dieſe Maßregeln gewöhnlich ke nen 
Erfolg gehabt. — Wir halten es für dringende Pflicht, 
Mittel zu ergreifen, durch welche dieſem Zuſtande moͤglichſt 
fchnell ein Ende gemacht und das Anſehen des Geſetzes in 
ſeinem ganzen umfange wieder hergeſtellt wird. Es liegt 
dieſes felbſt im Intereſſe der bäuer ichen Wirthe; denn je 
höher die Rückſtände an gutsherrlichen Abgaben ꝛc. an⸗ 
ſchwellen, deſto ſchwerer wird es den Pflichtigen, dieſelben 
zu tilgen. Diejenigen Stellenbeſitzer, welche die Rückſtände 
aufzubringen nicht im Stande ſind, laufen Eefahr, ihre 
Stellen in Folge ausgebrachter Subhaſtationen verlaſſen zu 
müſſen. — Wir haben zwar bereits darauf Bedacht genom⸗ 
men, zur Herſtellung eines geordneten Zuſtandes die Exe⸗ 
kutiv⸗Gewalt überall, wo ſich das Bedürfniß zeigt, ange: 
meſſen zu verſtärken, um die Behörden in den Stand zu 
ſetzen, bei Vollſtreckung der Executionen mit der nöthigen 
Energie zu verfahren und den Executions⸗Suchern denjeni⸗ 
gen perſönlichen Schutz zu gewähren, auf welchen jeder 
Staatsbürger bei Verfolgung ſeiner Rechte Anſpruch hat. 
Allein die beſonderen Verhältniſſe der Provinz Schleſien 
laſſen es billig erſcheinen, den Betheiligten zugleich Gelegen⸗ 
heit zu geben, einen milderen Weg als den ſtreng geſetzlichen 
einzuſchlagen. — Zur näheren Begründung dieſer Anſicht 
müſſen wir uns erlauben, dieſe Verhältniſſe näher ins 
Auge zu faſſen. Was zunächſt Oberſchleſien anlangt, ſo 
ſtand hier, namentlich auf dem rechten Oder⸗ufer (mit Aus⸗ 
nahme des Fürſtenthums Pleß) und in den Kreiſen Ratibor 
und Koſel faſt ſämmtlichen bäuerlichen Inſaſſen kein Eigen⸗ 
thumsrecht, in der Regel nicht einmal ein erbliches Beſitz⸗ 
recht, an ihren Stellen zu. Die größeren ſpanndienſtpflich⸗ 
tigen Höfe find längft auf Grund des Regulirongs⸗Edikts 
vom 14. September 1811 in Eigenthum verwandelt wor⸗ 
den. Ihre Zahl beläuft ſich jedoch nur auf etwa 4300. 
Außer ihnen befinden ſich aber in den gedachten Diſtrikten 
noch gegen 28— 20,000 handdienſtpflichtige Stellen. — Ob: 
gleich den Beſitzern derſelben durch das gedachte Reguli⸗ 
rungs⸗Edikt ebenfalls die Verleihung des Eigenthums in 
Ausſicht geßellt war, fo wurde ihnen dieſelbe doch durch 
die Deklaration vom 20. Mai 1816 beſchränkt und durch 
das lediglich für Oberſchleſien gegebene Geſetz vom 13. Juli 
1527 faſt ganz entzogen. Diefe Perſonen befinden ſich da⸗ 
54 noch bis jetzt in einem in Bezug auf ihre Beſitz⸗Ver⸗ 
ältniſſe völlig ungeſicherten Zuſtande. — Hierzu kommt 
noch, daß in einigen Kreiſen, beſonders im vorigen Jahre, 
durch Krankheit und Mißerndten die Noth auf das höchſte 
geſteigert worden und hierdurch gewiß wenigſtens ein Theil 
jener Stellenbeſitzer wirklich präſtationsunfähig geworden iſt. 
Auch im Eulen⸗ und Hochgebirge ſind namentlich die Beſitzer 
kleinerer Stellen, obgleich vollſtändige Eigenthümer, ſchwer be⸗ 
laſtet und es beruht auch hier, bei der bekannten dort herr⸗ 
ſchenden Erwerbs- und Nahrungsloſigkeit, die Verweigerung 
der Präſtationen zum großen Theil auf wirklichem Unver⸗ 
mögen. — Anders verhält es ſich dagegen mit dem übrigen 
Theil von Nieder⸗ und Mittei⸗Schleſien, fo wie mit einem 
Theil des linken Oderufers von Ober⸗Schleſten, namentlich 
den Kreiſen Neiſſe, Leobſchüt ꝛc. Die bäuerlichen Wirthe, 
welche hier ihre Stellen ſchon länaft eigenthümlich beſaßen, 
befinden ſich in dieſen Diſtrikten meiſt in einer vollkommen 
geſicherten Lage und ſind zum Theil ſogar wohlhabend. 
Wenn dieſe ebenfalls ihren Verpflichtungen gegen die Guts⸗ 
herrſchaften nicht nachkommen, ſo hat dieſes ſeinen Grund 
in böſem Willen oder in der oben erwähnten irrigen Vor⸗ 
ſtellung einer in Ausſicht ſtehenden gänzeich unentgeltlichen 
Aufhebung aller gutsherrlichen Dienſte, Laſten unn Abgaben. 
— Unerwähnt aber dürfen wir zugleich nicht laſſen, daß 
die zahlloſen Prozeſſe über die nur bei den eigenthümlichen 
Stellen vorkommenden Beſitzveränderungs⸗Abgaben, welche 
gerade in dieſen Theilen der Provinz in den letzten 6 bis 8 
Jahren angeſtrengt find, fo. wie die in dieſen Prozeſſen er⸗ 
gangenen, ungeachtet der Gleichheit der Verhäliniſſe oft ſehr 
von einander abweichenden richterlichen Entſcheidungen, ſo⸗ 
wohl über das Recht zur Erhebung dieſer Abgaben, als über 
die Verpflichtung zur Zurückzahlung und über die Höhe der 
Entſchädigung — Abweichungen, welche durch die Unvoll- 
ſtändigkeit der dieſe Abgaben und deren Ablöfung betreffenden 
Geſetze veranlaßt ſind — ein tief eingewurzeltes Mißtrauen 
der bäuerlichen Wirthe gegen die Berechtigten und gegen 
die Behörden hervorgerufen haben und daß hierin ein Haupt⸗ 
rund der bei der ländlichen Bevölkerung der Provinz Schle⸗ 
Ken hervorgetretenen Aufregung zu ſuchen ift. — In Berück⸗ 
ſichtigung aller dieſer Verhältniſſe, nach welchen es in man⸗ 
chen Fällen der Billigkeit nicht entſprechen würde, die bäuer⸗ 
lichen Wirthe lediglich nach den bisherigen Ablöſungs⸗ und 
Regulirungsgeſetzen zu beurtheilen, fo wie andererſeits in 
der Erwägung, daß es nicht möglich iſt, die mit Ew. könig⸗ 
lichen Majeſtät Genehmigung don der Regierung bereits 
entworfenen, allein noch der Zuſtimmung der jetzt zuſam⸗ 
menberufenen Kammern bedürfenden angemeſſenen Reguli⸗ 
rungs⸗ und Ablöſungsgeſetze ſchon jetzt vollſtängig zur Aus⸗ 
führung zu bringen, halten wir es für zweckmäßig, den Par⸗ 


teien interimiſtiſche Auseinanderſetzungen zu geſtatten und 


den zu laſſen, gleichzeitig aber auch den Berechtigten die 


währenden Entſchädigung Befugniß zu ertheilen, die interimiſtiſch feſtgeſetzten Entſchä⸗ 


digungs⸗Renten durch die Steuerämter mit erheben zu laſ⸗ 


ſen, um alle bei der direkten Einziehung häufig entſtehenden 


Reibungen und Streitigkeiten mit den Pflichtigen ſchon jetzt 
möglichtt vollſtändig zu beſeitigen. — Wollen die Betbeilige 
ten von dieſen Befugniſſen keinen Gebrauch machen, fo has 
ben fie ſich die nachtheiligen Folgen ſelbſt zuzuſchreiben und 
es werden ſich namentlich die Verpfiichteten nicht beklagen 
können, wenn ſie zur Erfüllung ihrer nach den bisherigen 
Geſetzen noch beſtehenden gutsherrlichen Leiſtungen mit aller 
Strenge angehalten werden. — Da es ſich nur um interi⸗ 
miſtiſche Entſchädigungen handelt, ſo kann auch bei Ermit⸗ 
telung derſelben nur ein möglichſt kurzes und einfaches Ver⸗ 
fahren zur Anwendung kommen. Es erſchien daher zweck⸗ 
mäßig, dieſe Ermittelung einem aus der Wahl der Parteien 
hervorgegangenen Schiedsgericht, welchem nur ein geſchäfts⸗ 
kundiger Kommiſſarius von der Behörde als Mitglied bei: 
zuordnen, zu übertragen und gegen die Entſcheidung dieſes 
Gerichts ein Rechtsmittel nicht zuzulaſſen. — Es iſt jedoch 
zu hoffen, daß dieſe interimiſtiſchen Feſtſetzungen auch für 
die Zukunft von den wohlthätigſten Folgen ſein werden. 
Wenn nämlich die interimiſtiſchen Renten nur mit einiger 
umſicht und mit Berückſichtigung der wahren gegenſeitigen 
Bedürfniſſe vom Standpunkte der Billis keit aus feſtgeſtellt 
werden, ſo werden ſie in vielen Fällen künftig als definitive 
Entſchädigungsrenten anerkannt werden; denn es liegt in 
der Natur der Sache, daß, wenn es ſich bei Abänderung 
der Renten auf Grund der zu erwartenden neuen Geſetze 
künftig nur um Kleinigkeiten handelt, wie es in der Regel 
der Fall ſein dürfte, der eine wie der andere Theil lieber 
eine geringe Einbuße erleiden wird, als daß er es auf eine 
nochmalige, vielleicht zeitraubende und langweilige Er⸗ 
örterung ankommen laſſen ſollte. — Das neue Ablö⸗ 
ſungsgeſetz würde daher bei ſeinem Erſcheinen ſchon 
einen faſt geordneten Zuſtand vorfinden und die Weber: 
nahme der Renten auf die künftig zu errichtende Renten⸗ 
bank leicht und ſchnell von Statten gehen können. — Die 
Ermittelung einer interimiftifchen Entſchädigung für die Be⸗ 
figvcränderungs-Abgaben würde bei der Ungewißheit und 
Zweifelhaftigkeit der hierauf bezüglichen Geſetze und Rechts⸗ 
verhältniffe in der Regel große Weiterungen veranlaßt ha⸗ 
ben. Wir haben daher, um den Zweck einer möglichſt ſchnel⸗ 
len Auseinanderſetzung nicht zu vereiteln, die Beſitzverände⸗ 
rungsabgaben von der interimiſtiſchen Regulirung für den 
Fall ausſchließen zu müſſen geglaubt, daß nicht etwa beide 
Theile die Regulirung auch auf ſolche Abgaben ausgedehnt 
zu ſehen wünſchen. — Der den Pflichtigen in dem pro me- 
moria des Miniſter⸗Verweſers von Patow vom 10. Juni d. 
J. in Ausſicht geſtellte Erlaß des 10. Theils ihrer Renten 
hängt genau mit der beabſichtigten Errichtung einer Ren⸗ 
tenbank zuſammen, ſo daß erſt nach dieſer Errichtung jene 
Erleichterung den Pflichtigen zu Theil werden kann. — Ew. 
königl. Majeſtät haben bereits unſere Amtsvorgänger einen 
auf die hier entwickelten Grundſätze baſirten Geſetzentwurf 
für die Provinz Schleſien überreicht, welchen Allerhöchſtdie⸗ 
ſelben mittelſt der Botſchaft vom 4. v. M. der zur Verein⸗ 
barung der Serfaffung berufenen Verſammlung zur Erklä⸗ 
rung vorzulegen geruht haben. Die Verſammlung iſt jedoch 
zu einer Berathung dieſes Geſetzentwurfs nicht mehr gelangt. 
Wir haben denſelben daher nur einigen durch die gegenwaͤr⸗ 


tige Lage der Sache gebotenen Abänderungen unterworfen 


und verfehlen nicht, nunmehr dieſen revidirten Entwurf Ew. 
königlichen Majeſtät 
zur allerhöchſten Vollziehung 

ehrfurchtsvoll vorzulegen. 

Berlin, den 19. Dezbr. 1848. 

Das Staatsminiſterium. 

(gez.) Graf von Brandenburg. von Ladenberg. 

teuffel. von Strotha. Rintelen. 

Für ori Finanzminffter: Kühne. 


n 
des Königs Majeſtät. 


von Man⸗ 
von der Heydt. 
Graf von Bülow. 


Berlin, 20. Dezbr. Ihre königl. Hoheiten der 
Prinz und die Prinzeſſin von Preußen, ſo wie 
Höchſtderen Tochter, die Prinzeſſin Louiſe königl. 
Hoheit, find von Weimar zurückgekehrt. ; 

(Bekanntmachung.) Das königl. Ober⸗Kommando 
der Truppen in den Marken hat unter heutigem Tage den 
Vertrieb der illuſtrirten politiſch⸗humoriſtiſchen 
Zeitung, genannt „Freie Blätter“, redigirt von Adolph 
Glasbrenner, gedruckt angeblich in Leipzig und verlegt von 
Ph. Reclam daſelbſt, in Berlin und im umkreiſe von zwei 
Meilen während der Dauer des Belagerungs⸗Zuſtandes ver⸗ 
boten, und zugleich angeordnet, daß diejenigen Verkaufs⸗ 
Lokale, in welchen dieſes Blatt, des Verbots ungeachtet, 
feilgeboten wird, unter Confiscation der vorräthigen Exem⸗ 
plare, fofort und für die Dauer des Belagerungs⸗Zuſtandes 
geſchoſſen werden ſollen. Das betheiligte Publikum wird 
von dieſer Anordnung hierdurch in Kenntniß geſetzt. — 
Berlin, den 19. Dezbr. 1848. Königl. Polizei⸗Präſidium. 
v. Hinkeldey. . 

Dem Werkmeiſter Julius Springborn bei der 
Bonn⸗Kölner Eiſenbahn zu Bonn iſt unter dem 17. 
Dezember 1848 ein Patent auf eine Schmier⸗Vorrich⸗ 
tung für Achſenſchenkel an Eiſenbahnwagen in der durch 
Zeichnung und Beſchreibung nachgewieſenen Ausfüh⸗ 
rung auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, 
und für den Umfang des preußiſchen Staats ertheilt 
worden. 

Angekommen: Der Fönigl. hannoverſche außer⸗ 
ordentliche Geſandte und bevollmächtigte Miniſter am 
hieſigen Hofe, Graf zu Inn- und Knyphauſen, 
von Hannover. 

[(Schul⸗ Angelegenheiten.] Aus dem Mini: 
ſterium der geiſtlichen Angelegenheiten iſt uns folgende 
Mittheilung zugegangen: „Nachdem durch die Ver⸗ 
faſſungs⸗Urkunde vom 5. d. M. Art. 17 — 23 die 
Grundlagen für die weitere Entwickelung des Unter⸗ 
richtsweſens im preußiſchen Staat geſchaffen worden 
find, iſt es erforderlich, für die demnächſt zuſammen⸗ 
tretenden Kammern ein alle Zweige des Unterrichtswe⸗ 
ſens umfaſſendes Geſetz vorzubereiten. — Es iſt ſeit 


— — 


| 


längerer Zeit ſchon Fürſorge getroffen worden, das 
Material für dieſes neue Unterrichtsgeſetz, ſo weit mög⸗ 
lich, aus der praktiſchen Erfahrung der in den ver: 
ſchiedenen Zweigen des Unterrichtsweſens beſchäftigten 
Männer hervorgehen zu laſſen. Nachdem in dieſer 
Beziehung wegen Berathung von Elementar-, Gymna⸗ 
ſial⸗, Realſchul⸗ und Univerſitäts⸗Lehrern bereits Be⸗ 
ſtimmungen getroffen worden, konnte eine Berathung 
über die künftige Geſtaltung der Schullehrerbil— 
dung nicht wohl veranlaßt werden, bis das aus den 

onferenzen der Elementarlehrer über die Einrich⸗ 
tung des Volksſchulweſens hervorgegangene Material 
geordnet und durch die Verfaſſungs⸗Urkunde ſelbſt die 
Grundzüge des Volksſchulweſens feſtgeſtellt waren. — 
Nunmehr iſt durch Anordnung des Staats-Miniſters 
von Ladenberg auf den 15. Januar k. J. eine Anzahl 
von Seminar⸗Direktoren und Seminar-Lehrern aus 
ſämmtlichen Provinzen zu den diesfälligen Berathun⸗ 
gen nach Berlin zuſammenberufen worden. — Wenn 
die Zeit es nicht mehr geſtattete, die Mitglieder der 
Konferenz aus der Wahl der einzelnen Lehrer-Kolle— 
gien hervorgehen zu laſſen, fo iſt die Auswahl fo ge: 
troffen worden, daß die die Gegenſtände der Berathung 
angehenden verſchiedenſten Richtungen und Verhältniſſe, 
in konfeſſioneller und techniſcher Beziehung, ſo wie in 
der Auffaſſung des Seminarweſens überhaupt, ihre 
ausreichende Vertretung finden werden. Außerdem iſt 
es ſämmtlichen Seminarien freigeſtellt, ſich wegen Gel: 
tendmachung beſonderer Wünſche und Erfahrungen 
entweder mit Mitgliedern der Konferenz aus ihrer Pro: 
vinz in Verbindung zu ſetzen odee dieſelben ſchriftlich 
hierher einzureichen, damit dieſelben bei den Berathun: 
gen in die gebührende Berückſichtigung gezogen werden 
können. 

[Widerlegung.] Die Deutſche Allg. Ztg. 
vom 19. d. M. enthält in einem Korreſpondenz-Arti⸗ 
kel aus Berlin die Mittheilung, „daß es ſich jetzt bei 
der Anklage gegen die unter dem Präſidenten v. Un⸗ 
ruh vereinigt gebliebenen Abgeordneten zuerſt um das 
Schickſal derjenigen Mitglieder der Verſammlung 
handle, welche Juſtizbeamte und Richter ſind, 
und namentlich an dem Steuerverweigerungs Beſchluſſe 
Theil genommen haben. In dieſer Beziehung ſoll, 
wie es dort heißt, bereits vor einigen Tagen eine of: 
ſizielle Anfrage des Juſtizminiſters Rintelen an den 
Ober⸗Appellations⸗Senat des Kammergerichts ergangen 
ſein, worin zugleich auf eine ſofortige Suspendirung 
jener Abgeordneten von ihren Aemtern angetragen wird.“ 
Wir können aus zuverläſſiger Quelle verſichern, daß 
dieſe ganze Nachricht völlig unbegründet iſt. 

(Staats⸗Anz.) 

E Berlin, 20. Dezember. [Die deutſche 
Frage.] Die Geſchicke fangen an, ſich in Frankfurt 
zu vollenden. Heinrich von Gagern hat den Vor: 
ſitz im Rathe des Reichsverweſers übernommen, und 
ſeinem Genius vertraut das Vaterland, daß er dem 
Sehnen unſeres Volkes gerecht werde und das theure 
Werk deutſcher Einheit, Macht und Größe zu Ende 
führe. Verhehlen wir uns nicht die Schwierigkeiten, 
welche ſich dieſer Aufgabe entgegenſtellen. An dem 
Ziele unſerer Wünſche, an dem Vorabende des Frie⸗ 
dens nach hundertjährigem Kampfe, an der Schwelle 
unſeres Glücks nach langen unſeligen Irrfahrten an⸗ 
gelangt, gewinnt es den Anſchein, als wollten deut⸗ 
ſcher Hader, deutſche Selbſtſucht und Mangel an ech⸗ 
ter Vaterlandsliebe und Aufopferungsfähigkeit für das 
Ganze und Allgemeine von Neuem ihr blaſſes Haupt 
erheben, als gelte es, ehe die Sonne der Freiheit über 
Deutſchlands Fluren heraufzieht, die Geſpenſter des 
Bruderzwiſtes noch einmal zu wilden Orgien zu ver⸗ 
ſammeln. In Kremſier erklärte vor wenigen Tagen 
das Miniſterium Schwarzenberg⸗Stadion, man habe 
beſchloſſen, an der Donau den deutſchen Einheitsbe⸗ 
ſtrebungen gegenüber eine abwartende Stellung einzu⸗ 
nehmen. — Erſt, wenn das verjüngte Oeſter⸗ 
reich und das verjüngte Deutſchland zu neuen 
und feſten Formen gelangt ſeien, werde es mög— 
lich ſein, ihre gegenſeitigen Beziehungen ſtaatlich zu 
beſtimmen; bis dahin werde Oeſterreſch fortfahren, 
feine Bunde spflichten treulichſt zu erfüllen. Man 
konnte erwarten, daß nach einer fo offnen und frei⸗ 
müthigen Erklärung die öfterreichifche Regierung ihre 
Hand von der Wiedergeburt Deutſchlands zurückzie⸗ 
hen und es in ihrem eigenen Intereſſe finden würde, 
wenn Deutſchland ſelbſtſtändig ordnete und mit küh—⸗ 
nem Entſchluſſe zu dem Ziele führte, welches uns die 
Rückſichten auf unſeres Vaterlandes Macht und Si: 
cherheit und innere Nothwendigkeit vorſchreibt. Statt 
deſſen hören wir von Konferenzen, die zu Olmütz ge⸗ 
pflogen werden, und welche zum Zwecke haben, der 
Mißſtimmung, welche ſich von gewiſſer Seite her ger 
gen eine preußiſche Hegemonie geltend macht, eine be⸗ 
ſtimmte Richtung zu geben. Wie es heißt, iſt man 
auch an der Iſar diefen Konferenzen nicht fremd, und 
es würden deshalb die Beſorgniſſe gegründet ſein, 
welche gegen das Erwachen dynaſtiſcher Intereſſen 
in einer Frage, wo nur die Wohlfahrt unſeres Vol⸗ 
kes entſcheiden ſollte, laut geworden find. Dem küh⸗ 
nen Steurer im Rathe des Reichsverweſers müſſen 
wir vertrauen, daß er geſtützt auf den Willen des 
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deutſchen Volkes unpatriotiſche Selbſtſucht, von wel⸗ 
cher Seite ſie ſich auch geltend mache, zurückdränge 
und das erſehnte Einheitswerk zum Heile des Vater⸗ 
landes vollende. { 

s Berlin, 20. Dez. [Die deutſche Frage.] 
Obgleich die Geſtaltung der politiſchen Dinge durch die 
Hand der Menſchen geht, iſt die Macht der Verhält⸗ 
niſſe zu allen Zeiten immer noch groß genug, um die 
Abſichten der handelnden Perſonen zu zerſtören und 
aus ihren Berechnungen ein geradezu entgegengeſetztes 
Reſultat hervorzubringen. Der Gang, den die Ent⸗ 
wickelung zur deutſchen Einigung in der letzten Zeit 
genommen hat, liefert dafür einen neuen Beweis. Wir 
ſtehen jetzt auf dieſem Gebiete an einem Punkte, wo⸗ 
hin eigentlich keine frühere Berechnung die Entſchei⸗ 
dung leiten wollte, wohin die Macht der Verhältniffe 
aber alle jene theoretiſchen Staatskünſtler getrieben 
hat, welche ſich in den mannichfachſten Projekten über 
die Art und Weiſe, wie Deutſchland zur Einigung ge: 
bracht werden könnte, ergingen. Die deutſche Frage 
befindet ſich jetzt auf dem Punkte, daß nur gefragt 
werden kann, ob Preußen die Hegemonie in Deutſch⸗ 
land auch in ſolenner und ceremonieller Weiſe an⸗ 
nehmen will, ob Preußens Krone geneigt iſt, kein Ge⸗ 
ſchenk der Danger in der deutſchen Kaiſerkrone zu er⸗ 
blicken. Wenn wir nicht daran zweifeln können, daß 
ein Blick auf die franzöſiſche Weltlage zur Ueberzeu⸗ 
gung führt, wie nur ein ſtark geeinigtes und kräftiges 
Deutſchland, dem vielleicht in kurzer Zeit hereinbrechen⸗ 
den Sturme von Außen mit Erfolg Widerſtand leiſten 
und deßhalb die Entſcheidung zu Frankfurt dahin aus⸗ 
fallen wird, Preußen in Deutſchlands Vorhut und als 
als ſeinen Vorkämpfer aufzuſtellen, ſo verbergen wir 
uns auch nicht den Widerſpruch und den Widerſtand, 
den ein ſolcher Entſchluß vielleicht weniger bei man⸗ 
chen deutſchen Fürſten als in einem größeren Theile 
der ſüddeutſchen Bevölkerung finden wird. Der Aus⸗ 
druck dieſer öffentlichen Meinung liegt in ſehr vielen 
Organen der Preſſe vor. Wie alſo auch der Ent⸗ 
ſchluß von Seiten der Krone Preußens ausfallen 
möchte, ob ſie die Entſcheidung in Frankfurt annimmt 
oder ablehnt, in jedem Falle wird dadurch die Zahl 
der Unzufriedenen vermehrt, das Ziel der inneren Ein⸗ 
tracht vielleicht nur weiter hinausgeſchoben. Dieß iſt 
nur ein Punkt von den kritiſchen Erwägungen, 
welche ſich an die Uebernahme der deutſchen Kaiſer⸗ 
krone knüpfen. Wir kennen nicht die Reihe von Be⸗ 
denken, welche ſich im Rathe von Preußens Krone an 
die vorliegende welthiſtoriſche Entſcheidung knüpfen mö⸗ 
gen, aber wir glauben verſichern zu dürfen, daß dar⸗ 
über zwiſchen der Krone und den verantwortlichen Mi⸗ 
niſtern abweichende Anſichten vorherrſchen. Der Kö: 
nig ſoll bis jetzt noch entſchloſſen fein, die neue Phaſe 
eines zur Einigung ſtrebenden Deutſchlands nicht da⸗ 
mit zu beginnen, daß er ein Unrecht beginge gegen 

den hiſtoriſch begründeten Anſpruch Oeſterreichs, an der 
Spitze Deutſchlands zu ſtehen. Das Miniſterium 
aber ſcheint von der Ueberzeugung durchdrungen zu 
ſein, daß, weil Oeſterreich aus dem engeren deutſchen 
Vereine ausgeſchieden iſt, die Pflicht Preußens es ver⸗ 
langte, ſich den Anforderungen der hiſtoriſchen Noth⸗ 
wendigkeit nicht zu entziehen, und auf die neue Bahn 
muthig und entſchloſſen einzutreten. Ob eine Vermit⸗ 
telung dieſer entgegengeſetzten Anſichten herbeizuführen 
iſt, bis zu dem Moment, in welchem die definitive 
Entſcheidung gegeben werden muß, wird die nächſte 
Zukunft lehren. Man hegt die Meinung, daß das 
gegenwärtige Miniſterium nicht geneigt fei, feine Ueber⸗ 
zeugung in dieſer Frage konventionellen Rückſichten zu 
opfern, und daß es hierbei mit derſelben Konſequenz 
wie in der inneren Politik verfahren wolle. Unter 
Umſtänden wäre es dann möglich, daß ſich an dieſe 
deutſche Frage binnen Kurzem eine Miniſterkriſis an⸗ 
knüpfte. — Was die baldige Entſcheidung und Erle⸗ 
digung dieſer Angelegenheit für Deutſchland um fo 
nothwendiger und dringlicher macht, iſt nicht bloß die 
Rückſicht auf Schwankungen und Wirren der inneren 
Verhältniſſe, ſondern hauptſächlich auch die Lage der 
Dinge nach Außen. Wie man vernimmt, ſoll der 
in den Marken kommandirende General von 
Wrangel binnen kurzer Friſt nach dem Rhein 
abgehen, um dort den Befehl über ein Dbfer: 
vations⸗Korps zu übernehmen. Als Grund dafür 
wird angegeben, daß die diplomatiſchen Nachrichten aus 
Frankreich zu ſolchen vorſorglichen Schritten Grund 
und Anlaß darböten. Nachdem ſich in Frankreich ein 
ſolcher Umſchwung der öffentlichen Meinung, wie ihn 
die Wahl eines Louis Bonaparte zum Präſiden⸗ 
ten bekundet, als wirklich erwieſen hat, muß man frei⸗ 
lich auch das Unwahrſcheinliche für möglich halten. 
ss Berlin, 20. Dezbr. [Die deutſche Frage.) 
Die frankfurter Angelegenheiten nehmen jetzt die allge⸗ 
meine Aufmerkſamkeit in Anſpruch. Der Augenblick 
rückt näher, wo es ſich entſcheiden muß, ob die deutſche 
Einheit auch dies Mal nur ein ſchöner Traum gewe⸗ 
ſen ſein, oder ob ſie zur Wirklichkeit werden ſoll. Man 
verhehlt es ſich hier nicht, der Ausgang, welchen die 
Berathungen über das Reichsoberhaupt nehmen möch⸗ 
ten, iſt mehr als zweifelhaft. — Zuvörderſt muß man 
ins Auge faſſen, welche Form der Centralgewalt am 


eheften geeignet fein möchte, für die Dauer ein ſtarkes, 
einiges Deutſchland hinzuſtellen. Die Antwort darauf 
iſt nicht ſchwer, wenn man darauf verzichtet, abſtrakte 
Theorie zu verfolgen und die Politik mit dem Herzen 
ſtatt mit dem Verſtande zu machen. — Deutſchland 
beſteht heute, wie vor dem März, aus 38 fouveränen 
Staaten, von denen 34 unter monarchiſcher Regierung. 
Iſt es unter ſolchen Verhältniſſen denkbar, einen Prä⸗ 
ſidenten mit der Reichsgewalt zu bekleiden? Kann man 
ernſtlich glauben, 34 Dynaſtien werden ſich den Bes 
fehlen eines nichtfürſtlichen Oberhauſes unterwer⸗ 
fen? Aber auch außerdem kann ein Bundesſtaat von 
keiner Dauer ſein, deſſen Glieder monarchiſch und deſ⸗ 
ſen Spitze republikaniſch iſt. Der zweite Fall wäre 
der, den von Baiern beliebten Plan der Trias anzuneh⸗ 
men. Dieſer Plan weicht wenig von dem von ande⸗ 
rer Seite (ſächſiſcher?) vorgeſchlagenen ab, nämlich ein 
Direktorium von 5 Fürſten zu ernennen. Es kann 
ganz gleich ſein, ob 3 oder ob 5 Fürſten die Central⸗ 
gewalt ausüben, es wird doch auf ein und daſſelbe 
Reſultat hinauslaufen, nämlich auf den alten Bundes⸗ 
tag, welcher dadurch verbeſſert iſt, daß ihm ein Volks⸗ 


haus beigegeben iſt. Man vergeſſe aber nicht, daß 


dieſes Volkshaus für ſich allein wenig thun kann, 
wenn das Staatenhaus ihm nicht beiſtimmt. Das 
Staatenhaus beſteht nun ebenfalls theilweiſe aus Mit⸗ 
gliedern, welche von den Regierungen ernannt ſind. 
Der dynaſtiſche Einfluß würde ſich daher in den 
Reichs angelegenheiten zu dem Volkswillen verhalten 
wie etwa 2: 1. Dieſes Verhältniß iſt gewiß nicht zu 
hoch angeſchlagen, wenn man berückſichtigt, daß dieſes 
Fürſten⸗Direktorium wahrſcheinlich noch mit einem 
Staatsrath umgeben ſein wird, welcher wiederum aus 
Abgeſandten der Regierungen beſteht. Die konſerva⸗ 
tive Partei, wir rechnen dahin jetzt Herren Welcker, 
Baſſermann u. ſ. w., wird hierauf vielleicht ent⸗ 
gegnen, daß mit Ausführung dieſes Planes ihre 
Wünſche vom Mai erfüllt ſeien, wo fie ebenfalls nichts 
weiter verlangten, als die Theilnahme der Nation an 
dem Reichsgeſchäfte durch Zuziehung einer Volkskam⸗ 
mer. Der bedeutende Unterſchied zwiſchen jetzt und 
damals beſteht aber darin, daß ſie damals den Bun⸗ 
destag zum Staatenhauſe, das Parlament zum Volks⸗ 
hauſe machen und damit die Reichsgewalt konſtituiren 
wollten. Jetzt würde man ein Volkshaus und dieſem 
gegenüber ein Fürſten⸗Direktorium, einen Staatsrath 
und ein Staatenhaus haben. Hierdurch verlöre die 
Nation nicht allein ihren legitimen Einfluß auf die 
Regierung, ſondern die zahlreichen Fürſtenſtimmen im 
Bundesrathe würden ſehr bald Uneinigkeit hervorrufen, 
ein feſtes Auftreten Deutſchlands nach außen beinahe 
unmöglich machen. In der Politik, wie im Privatle⸗ 
ben, iſt es wahr, daß viele Köche den Brei verderben. 
Was bleibt ſomit übrig, wenn man die erwähnten 
Pläne verwerfen muß? Nichts anderes, als daß ein 
Einziger und zwar ein monarchiſches Ober⸗ 
haupt an die Spitze geſtellt werde. — Iſt man nun 
hierüber einig, fo wird die nächſte Frage die fein: wel⸗ 
cher von den deutſchen Fürſten muß an die Spitze ge⸗ 
ſtellt werden? Man unterſuche, wo die Schwerkraft 
Deutſchlands jetzt liegt. Mit Oeſterreich zu beginnen, 
ſo iſt jetzt offenbar, daß die Regierung dieſes Landes 
es mit ihren Intereſſen für unvereinbar hält, ſich mit 
ihren deutſchen Provinzen unbedingt dem deutſchen 
Bundesſtaate hinzugeben. Das fremde Element wiegt 


in der öſterreichiſchen Politik vor; Rückſichten auf die 


ſlaviſchen, auf die magyariſchen, auf die italieniſchen 
Lande ſtellen die deutſchen Intereſſen in den Hinter- 
grund. Auf Oeſterreich iſt vorläufig gar nicht, ſpäter 
nur ſehr bedingungsweiſe zu rechnen. — Was bleibt 
aber von Deutſchland übrig, wenn Oeſterreich abzurech⸗ 
nen iſt? Die kleinen Staaten und Preußen. Und wenn 
man hauptſächlich die phyſiſche Macht abſchäͤtzt, Preu⸗ 
ßen allein. Nur Preußen iſt durch ſeine Finanzen, 
ſeine Armee, ſeine Küſten im Stande, ein kräftiger 
Schirm der deutſchen Macht zu ſein, Deutſchland nach 
außen hin mit Erfolg zu vertreten. Man behalte auch 
hier wiederum die praktiſchen Gründe im Auge. Ja, 
Preußen ſoll und muß in Deutſchland aufgehen. Das 
heißt, es ſoll alle Macht und alle ſeine Kraft der 
deutſchen Sache opfern. Deutſchland bedarf aber ei⸗ 
nes Repräſentanten den fremden Nationen gegenüber, 
und da wäre es unnatürlich, wenn diejenige Macht, 
welche im Stande iſt, das übrige Deutſchland zu ſchüz⸗ 
zen, ſich unter den Schutz einer kleineren Macht ſtel⸗ 
len ſollte. Preußen allein kann zum Heile 
Deutſchlands der Vorſtaat ſein, mit jenem Au⸗ 
genblicke, wo es dies thut, hört es von ſelbſt auf 
Preußen zu ſein, es geht in Deutſchland auf. Und 
darum kann nur der König von Preußen die 
Stimme derjenigen erhalten, welche das Werk der 
deutſchen Einheit vor einem ſchleunigen Zuſammenſturz 
bewahren wollen. 

C. B. Berlin, 20. Dezbr. [Eine Schrift von 
Rodbertus. — Vermiſchte Nachrichten.] Von 
dem Abgeordneten Rodbertus iſt eine Broſchüre un⸗ 
ter dem Titel: „Mein Verhalten in dem Kon⸗ 
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(Fortſetzung.) a 
flikt zwiſchen Krone und Volk“ erſchienen. Der 
Verfaſſer erklärt in derſelben, daß er erſt wenn die 
Nationalverſammlung den von ihr am 9. November 
gefaßten Beſchluß, „daß ſie keine Veranlaſſung habe, 
den Sitz ihrer Berathungen zu ändern, ſondern daß 
fie dieſe in Berlin fortfegen werde“, ſelbſt wieder ge: 
ändert hätte und die Entfernung der gegenwärtigen 
Miniſter vom Amt erfolgt wäre, ſich an den Bera⸗ 
thungen in Brandenburg betheiligt haben würde. Hr. 
Modbertus ſucht in der Octroyirung der Verfaſſung, 
inſofern fie verbunden mit der Auflöſung der verrin⸗ 


barenden Nationalverſammlung das Prinzip der Ver⸗ 
einbarung ſeloſt antaftet, die erſte Revolution in Preu⸗ 


ßen. Bis dahin war die Jungfräulichkeit Preußens 
im Rechte gerettet. Noch hatte Preußen ben Ruhm, 
die gründlichſten Aenderungen ſeines Staatslebens le⸗ 
diglich im Wege des Geſetzes bewirkt zu haben, noch 


die Hoffnung, deren andere nur auf demſelben Wege 


dewirken zu können. Die Mäßigung des Volkes im 
März war es, welche die Möglichkeit des Geſetzes, 
dieſes hohen Ruhmes preußiſcher Geſchichte geſtattet 
hatte. Der mühſam erhaltene geſetzliche Uebergang im 
März war dieſer Mühe nicht werth, denn der Ruhm 
Preußens, nur im Wege des Rechts und Geſetzes 
ſeine Entwicklung zu vollbringen, iſt dennoch verloren 


gegangen; die Mäßigung des Volkes im März hat 
in keiner miniſteriellen Mäßigung im November einen 
Widerhall geſunden. Ueber die Verfaſſung ſelbſt ent⸗ 
nehmen wir jener Schrift folgenden Ausſpruch: „Die 
Verfaſſung ift octroyirt, ſoweit fie dem Volke fein 
Recht nimmt, fie iſt nicht octropirt, ſoweit fie 
ihm eines der wichtigſten Rechte geben ſollte, die 
Burgſchaft ſicher zu fein vor den Dienern der Execut v⸗ 
gewalt.“ Am Schluſſe der Schrift erklärt der Ver⸗ 
faſſer, daß er vor dem ganzen Lande als Wahlkan⸗ 
didat zu der nächſten Landesverſammlung auftrete, 
indem er ſich ſo einer neuen Wahl hingebe, kehre er 
zurück zu dem Urſprunge alles Rechts, zu dem Volke. 
Bei feiner Wahl werde er bemüht fein, mit allen 
Kräften und auf jedem geſetzlichen Wege den gegen⸗ 
wärtigen rechtsloſen Zuſtand, in welchen die miniſte⸗ 
riellen Akte das Land geſtürzt, baldigſt in einen der 
Krone und dem Volke gedeihlichen Rechtszuſtand wie⸗ 
der hinüberleiten zu helfen. Das Volk hat noch nichts 
von ſeinem rechtlichen Beſitze eingebüßt, es vermag 
durch feine Abgeordnete nicht blos Proteſt gegen die 
Verfaſſungs⸗Urkunde vom 5. Dezbr. im Ganzen und 
in ſeinen Theilen einzulegen, es vermag auch das Ver⸗ 
faſſungswerk ſelbſt noch auf demſelben Wege abzu⸗ 
ſchließen, auf welchem die Nationalverſammlung von 
der Revolution nur unterbrochen ward. — In 
den einzelnen Bezirken wird eine Dankadreſſe für 
Herrn Waldeck vorbereitet und werden nicht 
unbedeutende Beiträge zu einem Ehrengeſchenke 
für denſelben gezeichnet. Die vorbereitenden 
Wahlverſammlungen haben zum Theil wie⸗ 
der eingeſtellt werden müſſen. Es ſcheint nicht in der 
Abſicht der Regierung zu liegen, den Wahlberechtigten 
durch Geſtattung der freien Zuſammenkünfte die uner⸗ 
laßliche Vorbereitung auf den Wahlakt möglich zu 
machen. Der General v. Wrangel beſteht unerſchüt⸗ 
utlich darauf, daß in den Verſammlungen politiſche 
genſtände nicht verhandelt würden. Ein Polizei: 
tamter ſoll zur Kontrole der Verſammlung ſtets bei⸗ 
wohnen. Solche Bedingungen haben denn allerdings 
die Veranſtalter der Verſammlungen nöthigen müſ⸗ 
en, dieſe ganz einzuftellen. — Außer den durch den 
letzten Staatsanzeiger veröffentlichten Geſetzen erwartet 
man in dieſen Tagen noch die Oftropirung eines Ge⸗ 
ſees über die Führung der Civilſtandsregiſter. 
in ſolches Geſetz war ſchon im Mai d. J. von dem 
amaligen Minifterium projektirt. — Der Oberpräſi⸗ 
ent v. Bonin hat die Unterhandlungen wegen Ueber⸗ 
nahme des Finanz⸗Portefeuilles jetzt definitiv abgebro⸗ 
en, da auf die von ihm geſtellte Bedingung, daß die 
iniſter Graf Brandenburg und v. Manteuffel we⸗ 
gen ihrer Unpopularität zurücktreten mögen, wie unter 
en jetzigen Umſtänden leicht zu begreifen, nicht einge⸗ 
gangen werden konnte. ] 
* Berlin, 20. Dezbr. [Eine Audienz des 
Magistrats bei dem Könige. — Der König 
N Berlin. — Thätigkeit des Handelsmini⸗ 

| Bere für den Handwerkerſtand.]“ Se. Majeſtät 
Ur König empfing am 17ten d. M., Mittags 12 

} dr, im königl. Schloſſe zu Potsdam eine Deputation 
es Magiſtrats zu Berlin und geruhte von derſelben 
ane Dank⸗Adreſſe entgegen zu nehmen. Se. Majeſtät 
brach in Erwiderung auf die von dem Bürgermei⸗ 
W. Nauayn bei Ueberreichung der Adreſſe geſptochenen 
10 orte in der wohlwollendſten Weiſe allerhöchſt Ihre 
nerkennung aus Über die Haltung der Stadt Berlin, 
Und bezeugte Ihre Freude über das Erſcheinen der 


Deputation, da Sie auf den Ausdruck der Stadt Ber: 
lin in dieſer großen Angelegenheit ein bedeutendes Ge⸗ 
wicht legen. „Das Land war tief gefallen und wir 
befanden uns ſchon am Abgrund, — äußerte Se. 
Majeſtät noch im weiteren Verlaufe der Rede, — aber 
wir ſind bereits viele Stufen hinauf geſtiegen, und ich 
habe die beſte Hoffnung, daß wir mit Gottes Hülfe 
den Höhepunkt erreichen werden, den unſer Vaterland 
ſeit Jahrhunderten angeſtrebt hat. Wir mußten doch 
aus der Revolution auf den Weg der Ordnung und 
des Geſetzes gelangen, und auch Sie, meine Herren, 
werden dazu, wie bisher, treulich mitwirken. Preußen 
hat manchen großen Moment der Erhebung aufzuwei⸗ 
ſen, fo die Zeit des großen Kurfürſten, Friedrich des 
Großen, das Jahr 1813 und die gegenwärtige Stim⸗ 
mung des Volkes. Ich verkenne nicht, daß in den 
großen Städten die fremdartigen Elemente viel dazu 
beigetragen haben, den Schein eines weniger guten 
Geiſtes auf dieſelben zu werfen, doch war es nur er— 
| bebend, daß die Bewohner des platten Lan— 
des faſt ohne Ausnahme eine treue vater⸗ 
ländiſche Geſinnung ſich zu erhalten gewußt 
haben. Ich werde mit großem Intereſſe Ihre Adreſſe 
leſen und danke Ihnen für die ſoeben gegen Mich aus: 
geſprochenen Worte.“ Se. Majeſtät der König ließ 
ſich hierauf die einzelnen Mitglieder der Deputation 
durch den Bürgermeiſter vorſtellen, unterhielt ſich ei—⸗ 
nige Zeit mit denſelben und entließ die Deputation 
mit den freundlichſten Worten. — Se. Majeſtät der 
König hat geſtern Vormittag ſeit langer Zeit zum erſten 
Mal wieder das Schloß beſucht, und im Schloß⸗ 
hofe auch eine Parade über das dort ſtationirte pom⸗ 
perſche Landwehr-Bataillon abgehalten. — Im Mi: 
niſterium für Handel und Gewerbe herrſcht, 
wie man uns berichtet, verdoppelte Thätigkeit, indem 
der Miniſter in zahlreichen Sitzungen der Abtheilungen, 
denen er perſönlich präſidirt, die legislatoriſchen und 
Verwaltungs⸗Reformen, deren Ausbau durch häufigen 
Wechſel der Departements⸗Chefs aufgehalten worden iſt, 
anhaltend zum Abſchluſſe der Vorbereitung führen läßt, 
um den Kammern frühzeitig alles Erforderliche vorle⸗ 
gen zu können. Namentlich wird in der betreffenden 
Abtheilung eifrig an den Reformen gearbeitet, die für 
das geſammte Gewerbe- und Innungsweſen zum Be⸗ 
dürfniſſe geworden ſind, und z. B. auch die wichtigen 
Normen für die ſozialen Verhältniſſe der Meiſter 
und Geſellen im Handwerkerſtande betreffen. Der 
Miniſter hat ſich, wie wir erfuhren, unter Anderem 
für die allgemeine Einführung von Hand⸗ 
werksgerichten erklärt, da er die wohlthätigen Fol⸗ 
gen der Handelsgerichte bei Streitigkeiten im 
Schooße einer gewerbtreibenden Klaſſe ſelbſt am beſten 
durch feine frühere Stellung kennen gelernt hat. Ein: 
zelne Deputationen von Gewerbtreibenden haben bereits 
mannigfach ihre Wünſche angebracht; es iſt im Werke, 
nach bald zu beendigender Zuſammenſtellung der ganzen 
Arbeit ſachverſtändige Meiſter und Geſellen aus 
allen Provinzen hierher zu berufen, um mit ihnen 
nochmals Alles, was ihre Verhältniſſe betrifft, zu be⸗ 
rathen, damit jeder billige und richtige Wunſch, der 
dem geſammten Verkehre nicht unheilſam iſt und dem 
erwachten Geiſte der Freiheit keinen Eintrag thut, ſeine 
Berückſichtigung finde. — Die Geſetzgedung kann nicht 
mehr thun, als erleichternde und gütliche Normen für 
die Bewegungen des Lebens; der Wohlſtand ſelbſt muß 
aus dem allgemeinen Frieden, Vertrauen und Muthe 
zu Unternehmungen bei den Privaten ſich wieder her⸗ 
ftellen. | 
(Verſchiedenes.] Wie wir hören, beabſichtigt 
man, mit Erlaß einer Verordnung, welche die 
in Standes⸗ und Religions⸗Unterſchieden beſtehenden 
Ehehinderniſſe aufhebt, nicht bis zum Zuſammen⸗ 
tritt der Kammern zu warten, ſondern dieſelbe in Aus: 
führung des Wortes und Geiſtes der Konftitution ſchon 
jetzt zu promulgiren. — Abgeordnete der Juſtiz⸗ 
Kommiſſarien in Berlin, Stettin, Magdeburg, 
Breslau und Ratibor haben am 17. d. M. eine Kon⸗ 
ſerenz mit einer Miniſterial-Kommiſſion des Juſtiz⸗ 
Miniſteriums gehabt, und ihre Wünſche ſowohl in 
Bezug der Wahrung der Rechte ihres Standes als 
der Intereſſen des Publikums nach ſtattgehabter Dis⸗ 
kuſſion protokollariſch niedergelegt. Die Veröffentli⸗ 
chung der Reſultate der Verhandlung und der hierbei 
leitend geweſenen Motive würde nicht nur für ihre 
nächſten Standesgenoffen, ſondern für das juriſtiſche 
Publikum überhaupt nicht ohne Intereſſe fein. 
(Nat. Z.) 


Stettin, 19. Dezbr. (Regierungs- Eclaß 
in Betreff der Wahlen.] Unter dem 15. De⸗ 
zember hat die hieſige Regierung an die Landrathsäm⸗ 
ter und Magiſtrate des Regierungsbezirks folgenden 
Erlaß gerichtet: 


. „In Betracht der großen Wichtigkeit der Wahlen und 
in Folge heberer Veranfaſſung fordere ich Ew. Hochwohl⸗ 

geboren nuumehr auf, der Sache ihre ganze Aufmerkſamkeit 
‚und Thätigkeit zu widmen. Das Reſultat der bevorſtehen⸗ 
den Wahlen wird von jo großem Einfluffe auf die Geſchicke 
des Landes ſein, daß es durchaus nothwendig iſt, alle in 
den Händen der Behörden liegenden geſetztichen Mittel in 
Anwendung zu bringen, damit den Wüßlereien der anarchi⸗ 
ſchen Partei entgegengewirkt werde und eine, der beſtehen⸗ 
den Verfaſſung zugethane Volksvertretung aus 
freien Wahlen hervorgehe. Hierauf mit allen Kräf⸗ 
len hinzuwirken, empfehle ich Ew. Hochwohlgeboren aus⸗ 
drücklich an. — Inc beſondere werden Sie Ihre Aufmerk⸗ 
ſamkeit zu richten haben auf alle durch die Preſſe und 
Emiſſäre hervortretenden Schritte und Verſuche, die öffent: 
liche Meinung und die Wähler durch falſche Thatſachen, 
entſtellende und aufregende Nachrichten ꝛe. irre zu leiten 
und im Intereſſe der anarchiſchen Partei bei den Wahlen 
auszubeuten. In ſolchen Fällen werden Sie durch geeignete 


Widerlegung in den Lokalblättern dergleichen Irrthümer for ' 


fort zu zerhreuen und durch perfönliche Anſprache und münd⸗ 
liche Darlegung der Wahrheit, ſolchen Wirren vorzubeugen 
ſich beſtreben, auf das Schleunigſte auch mir von derglei⸗ 
chen Wahrnehmungen Anzeige machen, und ſollten aufrei⸗ 
zende Handlungen und Schriften zu ihrer Kenntniß kommen, 
ſofort nach den Geſetzen, insbeſondere der Vorſchrift des 
Preßgeſetzes vom 17. März d. § 2, 5 und 7 einſchreiten 
und die Urheber und Verbreiter den Gerichtsbehörden ans 
zeigen.“ (Oſiſee 3.) 
Danzig, 14. Dezbr. [Tagesbegebenheiten.)] 
Unſer Militär iſt noch immer konſignirt, auf den Ba⸗ 
ſtionen ſtehen die Geſchütze wie bisher, und Hundert⸗ 
tauſende von Palliſaden umgeben die Stadt. — In 
der Stadt ſelbſt herrſcht die größte Ruhe. Geſtern 
Abend 9 Uhr traf der Abgeordnete Juſtizrath Grod: 
deck hier ein; vier Stunden ſpäter wurde ihm eine 
Katzenmuſik gebracht. Der andere Abgeordnete Stei⸗ 
mig, gegen den unſer Pöbel beſonders erbittert iſt, ſoll 
ſich nach Königsberg überſiedelt haben. (K. 3.) 
Koblenz, 18. Dezbr. [Erzeſſe.] Vor einigen 
Tagen hatte ein Omnibuskutſcher das Unglück, einem 
Bataillon 26er zu begegnen; das Pferd des Bataillons⸗ 
führers wurde bei dem Anblicke des Omnibus ſcheu, 
der Reiter ſtürzte von Pferde, die Soldaten ließen ſich 
in einen Wortwechſel mit dem Kutſcher ein, und das 
Ende der Geſchichte war, daß ſie das eine Pferd des 
Kutſchers mit Bajonettſtichen tödteten, das andere 
ſchwer verwundeten. (Moſelz.) 
Düſſeldorf, 17. Dezember. [Die Deputa⸗ 
tion), welche vor einigen Tagen nach Berlin abge⸗ 
gangen war, um die Adreſſe in Betreff der angeblich 
bezweckten Verlegung der Garniſon und des Sitzes 
der Provinzialbehörde von hieſiger Stadt dem Staats⸗ 
miniſterium zu überbringen, iſt von ihrer Miſſion zu⸗ 
rückgekehrt. — Die zwiſchen der Deputation und dem 


miniſtern ſtattgehabten Unterredungen haben bei erſte⸗ 
rer die Ueberzeugung hervorgerufen, daß die betreffen⸗ 
den Maßregeln, wenn auch noch nicht deſinitiv be⸗ 
ſchloſſen, fo doch wirklich und ernſtlich, und keines⸗ 
wegs als bloße Schreckſchüſſe, Gegenſtand der Erwä⸗ 
gung geweſen ſeien. 

Die Deputation fand indeſſen ſämmtliche Mini⸗ 
ſter geneigt, die in der Adreſſe entwickelten Motive zu 
den in der Stadt Düſſeldorf zu Tage getretenen Er⸗ 
ſcheinungen anzuerkennen und darnach ihre Entſchlie⸗ 
ßungen zu faſſen. Dieſelben ſprachen die Hoffnung 
aus, daß bei dem durch die Verfaſſungs⸗Verleihung 
im ganzen Lande erfolgten Aufſchwung der öffentlichen 
Stimmung es nunmehr, wie in mancher andern Stadt, 
ſo auch in Düſſeldorf, der nicht blos die Freiheit, ſon⸗ 
dern auch die Ordnung und Geſetzlichkeit liebenden 
Bürgerſchaft gelingen werde, den durch anarchiſche 
Elemente bisheran auf ſie ausgeübten Terrorismus 
von ſich abzuſchütteln. — In Beziehung auf die in 
der Adreſſe hervorgehobenen eventuellen Folgen der in 
Ausſicht geſtellten Maßregeln bemerkte indeſſen der 
Minister des Innern insbefondere, daß er deren Rich⸗ 
tigkeit zwar nicht beſtreiten wolle; ſie, die Miniſter, 
ſeien jedoch in der Lage, derartige Angelegenheiten ob⸗ 
jektiv betrachten und behandeln zu müſſen; wofern 
daher eine Stadt wiederholt Erſcheinungen darbiete, 
welche das Belaffen einer Garniſon oder Behörde in⸗ 
nerhalb derſelben bedenklich erſcheinen ließen, könne der 
Umſtand, daß durch Verlegung derſelben ein großer 
und vielleicht gerade der unſchuldigſte Theil der Ein⸗ 
wohnerſchaft mit Nachtheilen betroffen werde, im In⸗ 
tereſſe der Geſammtheit keinen Grund darſtellen, die 
betreffende Maßregel nicht anzuordnen. Es verſtehe 
ſich aber von ſelbſt, daß dabei zuerſt völlig außer Zwei⸗ 
fel geſtellt fein müſſe, deß von Seiten der berufenen 
Behörden alle nöthige Umſicht und Thatkraft gehand⸗ 
habt worden, und daß es trotzdem nicht gelungen ſei, 
jene Erſcheinungen zu verhüten. Er ſeinerſe ts ſei nun 
aber auch anzuerkennen geneigt, daß dies bisheran in 
Düſſeldorf ſo wenig, wie an vielen andern Orten, in 
ausreichendem Maße der Fall geweſen; er würde da⸗ 
her vor der Hand auch lieber den Verſuch machen, 
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Minifterpräfidenten ſowohl als den übrigen Staates, 


ſtatt durch Verlegung der Behörden durch dieſe letzte⸗ 
ren ſelbſt die Gefahr zu beſeitigen, und demgemäß 
Maßregeln empfehlen, die bei den Behörden die Ener⸗ 
gie, und damit bei der gutgeſinnten Bürgerſchaft Muth 
und Vertrauen zurückzuführen geeignet ſeien. — Die⸗ 
ſelbe Deputation hat in einer ihr zu dem Ende am 
15. d. M. in Potsdam bewilligten Audienz Se. 


3174 
ben des Reichsverweſerb zelge die Ernennung Hein⸗ 


rich's v. Gagern zum Vorſitzen den des Miniſte⸗ wir in eine che Ce‘ willigen. (Wiederholter 
riums und zum Mini nee Angelegen⸗ 5 ppl 13. eitter von Prag ſtimmt 
heiten, vorläufig zuglei Innern, an. (Bravo mit edey's Anſichten überein, verlangt) aber doch 


Maß dem Könige die mit üder 1200 Unterſchrif⸗ 


ten von Bürgern hieſiger Oberbürgermeiſterci verſehene 
Zuſtimmungsadreſſe zu der jüngſt verliehenen Verfaſ⸗ 
ſung überreicht. — Der König ſprach ſich in dieſer 
Audienz der Deputation gegenüber dahin aus, daß er 
durch die im Auguſt d. J. in Düſſeldorf bei ſeiner 
Anweſenheit ſtattgehabten Vorfälle in der That im 
höchſten Grade ſchmerzlich berührt worden fi. Ge— 
rade dort habe er ſolche Auftritte am allerwenigſten 
erwartet. Nichtsdeſtoweniger wolle er der geſammten 
Bürgerſchaft nicht zuſchreiden, was, wie er gern un⸗ 
terſtelle, wenige Verführer veranlaßt und wenige Itre⸗ 
geleitete verübt hätten. — Der König unterhielt ſich 
ſodann mit der Deputation noch geraume Zeit über 
die allgemeinen Tagesfragen; er erklärte, wie es ihn 
auf das Tiefſte geſchmerzt habe, wenn die Verdächti⸗ 
gung, als ſei er fähig, feine Verheißungen unecfüllt 
zu laſſen, oder auch nur daran zu mängeln, an eini⸗ 
gen Orten hätte Wurzel faſſen können, und wie höchſt 
wohlthuend auf der andern Seite das ſich jetzt aller: 
orts kundgebende Vertrauen, die von allen Seiten zu: 
ſtrömende Zuſtimmung zu den von ihm in Beziehung 
auf die Verfaſſungs⸗Angelegenheit gethanen, durch die 
Gefahr des Landes ihm abgenöthigten Schritten, für 
ihn ſei. Se. Maf. entließ die Deputation mit 
den Worten: „Ich kann Ihnen nicht Jagen, wie 
erfreut ich daruber bin, daß auch Sie, meine 
Herren. von Düſſeldorf, von woher ich es am 
allerwenigſten erwarten durfte, in dieſer Ab⸗ 
ſicht zu mir gekemmen ſind; Sie haben mir da⸗ 
mit eine unvergeßliche Stunde bereitet!“ 


a (Düſſeld. Ztg.) 
Deut ſchlan d 
Frankfurt a. M., 18. Dez. [Verhandlun⸗ 
gen der verfaſſunggebenden Reichsverſamm⸗ 
lung. Sitzung vom 18. Dezember.] Tages⸗ 
ordnung der 138ſten öffentlichen Sitzung: 1) Wahl 
des erſten Vorſitzenden; 2) Fortſetzung der Berathung 
des vom Verfaſſungsausſchuſſe vorgelegten Entwurfes: 
„der Reichstag,“ und zwar über den Artikel VI 8 20 
und folgende. Unter dem Vorſitze Wilhelm Beſeler's 
ſchreitet heute die Verſammlung ſogleich zur Wahl ei: 
nes Präſidenten. Die Oeſterreicher haben den größten 
Theil ihrer Stimmen dem zurückgetretenen Reichs-Mi⸗ 
niſter von Schmerling zugewendet. Außerdem kommen 
am zahlreichſten die Namen Ed. Simſon's und Kirch⸗ 
geßner's aus der Urne. Herr v. Gagern iſt während 
des Wahlgeſchäfts noch nicht in der Sitzung zugegen. 


von Peucker, Mathy aber, die ſich auf der Miniſter⸗ 
bank befinden, nehmen aber die Gelegenheit mit Eifer 
wahr, ihren geweſenen Kollegen Schmerling zu "be: 
grüßen, als er ſich zufällig ihren Plätzen nähert. Die 
Gallerien find belebter, als während der früheren Siz⸗ 
zungen, und auch die Abgeordneten zeitig und vollzäh⸗ 
lig im Hauſe erſchienen. Das Ergebniß der Präſiden⸗ 
tenwahl iſt folgendes: Von 415 Anweſenden haben 
181 für Eduard Simſon aus Königsberg, 128 für 
Kirchgeßner, 93 für von Schmerling geſtimmt. Fünf 
Zettel enthalten nur den Namen Simſon ohne nähere 
Bezeichnung, und find daher zurückzulegen, die übri⸗ 
gen zerſtreuen ſich (2 auf Trützſchler, 2 auf Heinrich 
Simon, 1 auf Dahlmann u. ſ. w.) Da eine unbe⸗ 
dingte Mehrheit nicht erreicht iſt, ſo muß zu einer 
Wiederholung der Wahl geſchritten werden. Die 
öſterreichiſchen Stimmen haben ſich jetzt mit denen für 
Kirchgeßner vereinigt. Wahlzettel ſind diesmal im 
Ganzen 443 eingegangen; 215 davon haben ſich für 
Eduard Simſon, 214 für Kirchgeßner erklärt, 10 
Stimmen ſind wiederum auf von Schmerling gefallen, 
I enthalten den Namen „Simſon“ ohne Beiſatz. Die 
übrigen Stimmen zerſtreuen ſich, und eine unbedingte 
Mehrheit hat ſich demnach auch jetzt nicht derausge⸗ 
ſtellt. Das Verfahren bei der zweiten Wiederholung 
der Wahl anlangend; ſo beantragt v. Vincke dafür, 
um Unſicherheiten vorzubeugen, Namens aufruf, auf 
welchen die Mitglieder ihre Stimmen perſönlich in 
die Urne zu werfen haben, die vor dem Präſidenten 
aufgeſtellt iſt. Der Vorſchlag wird angenommen. Es 
iſt 1 Uhr Nachmittags, als das Reſultat der dritten 
Wahl bekannt gemacht wird, denn die letzte Abſtim⸗ 
mung allein hat zwei Stunden Zeit gekoſtet. Auf 
Namensaufruf find 461 Zettel in die Urne gelegt 
worden. Ein zu ſpät, das heißt erſt dann überbrach⸗ 
ter Zettel, nachdem die Vetleſung ſchon begonnen 
hatte, wird durch Verſammlungs⸗Entſcheidung kaſſirt. 
Eduard Simſon hat 233, Kirchgeßner 223, 
Schmerling 3 Stimmen erhalten. Der Erſtere hat 
mithin endlich die unbedingte Mehrheit für ſich er⸗ 
langt und iſt erfter Präſident der National⸗Verſamm⸗ 
lung. (Beifall von der einen Seite, Ziſchen von der 
anderen.) Die Stelle eines fehlenden Bier: Pröfidenten 
ſon erſt im Januar wieder beſetzt werden. Ein Schrei⸗ 
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Die Herren von Beckerath, Baſſermann, Duckwitz 


faſſungswerks von der Witrkſamkeit der Coentralgewalt und beſitze das Vertrauen des Hauſes nicht, Dage⸗ 


Begutachtung der Sache durch einen Ausſchuß. Dann 
wolle man ſehen, ob Deutſchland ein zweites Polen 


und Oeſterreich an Ruß er 


Darauf betritt der Miniſter⸗Präſident ſelbſt die Red⸗ 
nerbühne, um das Nn des Nhe iu 
mitzutheilen. v. Gagern: Ein Gefühl der Noth⸗ a 
wendigkeit, ein heißes Verlangen durchdringt das Volk: athner warnt vor einer Entſcheidung inmitten ſol⸗ 

daß das Verfaſſungswerk ſchnell vollendet fein möge. cher Gefühls Aufregungen. Weſendonck kehrt zu 

Die verfaſſunggedende Reichsvirſammung hat diefes der Frage zurück, an welchen Ausſchuß das Programm 
Bedürfniß erkannt und nähett ſich dem Ziele ihrer gehöre. Der Biedermannſche Ausſchuß ſei feinen Be⸗ 
großen Aufgabe. Zwar iſt die Errichtung des Ver⸗ richt über die preußiſchen Angelegenheiten noch ſchuldig 


ausgeſchloſſen; die Wege aber anzubahmen) damit die | gen ſchlägt Weſendonck vor, den kombinirten Verfaſ⸗ 
vollendete Verfaſſung in Witkſamkeit treten könne, | fungs⸗ und öftetreichifchen Ausſchuß über das Pto⸗ 
thätig zu ſein, wo vorauszuſetzenden Hinderniſſen vor⸗ | gramm berichten zu laſſen. Rüder aus Oldenburg 
gebeugt werden kann und ctwa eintretende zu befeitis | will die Sache dem Ausſchuſſe für ſtaatsrechtliche und 
gen ſind; eine ſolche das Verfaſſungswerk betreffende internationale Verhältniffe übergeben ſehen. Hartk⸗ 


einen Augenblick länger können wir hier ſitzen, wenn | 


Wirkſamkeit der Centralgewalt erſcheinr in fo hohem 
Grade als Bedingung der allgemeinen Wohlfahrt, daß 


mann aus Leitmeritz: Es wäre ein Verbrechen, auf 
den Antrag des Minifter-Präfiventen einzugehen. Zut 


das Reichsminiſterium ſie für die nächſte und wich- Tagesordnung darüber, ſogleich und ohne Motivirung! 
tigſte erkennt. Die Stellung, welche Oeſterteich zur Reichenſperger: Vor den öfterreihifhen Ausſchuß 


deutſchen National-Verſammlung und zu der proviſo⸗ 
riſchen Centralgewalt für Deutſchland eingenommen 
hat, legt dem Reichminiſterium die Pflicht auf, 
National-Verſammlung, deren Aufmerkſamkeit durch 
dieſe wichtige Frage bereits vielfach in Anſptuch ges 
nommen iſt, Vortage zu machen. Das Programm 
des öſterreichiſchen Miniſteriums vom 27. November 
ſpricht aus: J) daß alle öſterreichiſchen Lande in ſtagt⸗ 
licher Einheit verbunden bleiben ſollen, 2) daß di: 
Beziehungen Oeſterreichs zu Deutſchland dann erſt 
ſtaatlich geordnet werden könnten, wenn beide Staaten⸗ 
Komplaxe zu neuen und ſeſten Formen gelangt ſefen, 
d. h. ihre innete Geſtaltung vollendet haben würden. 


Dieſe Auffaſſung der Stellung Oeſterreichs zu Deutſch⸗ ken tief aufgeregten Seite des Hauſes. 


land hat nicht allein den Beifall des öſterreichiſchen 
Reichstags zu Kremſier erhalten, ſondetrn ſcheint auch 
den Wünſchen und Anſichten der Bewohner der großen 
Mehrheit der deutſch⸗öſtetreichiſch. Lande zu entſprechen. Es 
iſt damit öſterreichiſcherſeits die Antwort auf die Frage 


ertheut, welche in der Beſchlußfnahme der National⸗ 
Verſammlung über den Verfaſſungsentwurf: „Kapitel 


vom Reich und der Reichsgewalt,“ namentlich in den 
Paragraphen 1—3 enthalten, an Oeſterreich geſtellt 
worden iſt. Das Reichsminiſterium glaubt in Beur⸗ 
theilung der Stellung der Centralgewalt zu Oeſterreich 
von folgenden Sätzen ausgehen zu müſſen: 1) Bei 
der Natur der Verbindung Oeſtetreichs mit außer: 
deutſchen Ländern beſchränkt ſich für jetzt und während 
des Proviforiums die Pflicht der Reichsgewalt darauf, 
das beſtehende Bundesverhältniß Oeſterreichs zu Oeutſch⸗ 
land im Allgemeinen zu erhalten. Es iſt aber das 
Sonderverhaͤltniß Oeſterreichs anzuerkennen, wonach 
es anſpricht, in den zu errichtenden deutſchen Bun⸗ 
desſtaat unter Bedingungen, welche die ſtgatliche Ver: 


bindung der deutſchen mit den nichtdeutſchen oͤſterreichiſch. 
er⸗ 


Bundestheilen alteriren, nicht einzutreten. 2) Oeſt 
reich wird alſo nach den bis jetzt durch die National⸗ 
Verſammlung gefaßten Beſchlüſſen, wodurch die Na: 
tur des Bundesſtagates beſtimmt worden iſt, als in den 
zu errichtenden deutſchen Bundesſtaat nicht eintretend 
zu betrachten ſein. 3) Oeſterreichs Unions-Verhältniß 
zu Deutſchland mittelſt einer beſonderen Unions-Akte 
zu ordnen und darin alle die berwandtſchaftlichen, ge⸗ 
ſtigen, politiſchen und materiellen Bedürfniſſe nach 
Moglichkeit zu befriedigen, welche Deutſchland und Oe⸗ 
ſterreich von jeher verbunden haben und im geſteiger⸗ 
ten Maße verbinden können, bleibt der nächſten Zukunft 
vorbehalten. 4) Da Oeſterreich zu dem von der pro: 
viſoriſchen Centralgewalt repräſentitten Deutſchland 
zwar in einem unauflöslichen Bunde ſteht, in den Bun⸗ 
desſtaat aber nicht eintritt, ſo iſt die Verſtändigung 
üder alle gegenſeitigen, ſowohl bereits beſtehenden, als 
künftigen Berufspflichten und Rechte auf geſandtſchaft⸗ 
lichem Wege einzuleiten und zu unterhalten. 5) Die 
Verfaſſung des deutſchen Bundesſtaates, deren ſchleu⸗ 
nige Beendigung zwar im beiderſeitigen Intereſſe liegt, 
kann ſedoch nicht Gegenſtand der Unterhandlung mit 
Oeſterreich fein. Indem ich dieſe Sätze der Prüfung 
der National⸗Verſammlung übergebe, ſuche ich für das 
Reichs⸗Miniſterium um die Ermachtigung nach, die ges 
ſandtſchaftliche Verbindung mit der Regierung des: öfter: 
reichiſchen Kaiſerreichs, wodurch den erörterten Verhält⸗ 
niſſen entſprochen wird, Namens der Centralgewalt 
anknüpfen zu dürfen. Ich erlaube mir daran die Bitte 
zu knüpfen, daß dieſe Vorlage zwar nach ihrer Wich⸗ 
tigkeit an einen Ausſchuß zur Begutachtung überwie⸗ 
wieſen, die Verhandlung der Sache aber möglichſt be⸗ 
ſchleunigt werden möge.“ (Bewegung. Es werden 
vergebens Zeichen des Beifalls wie des Mißfallens 
verſucht.) Sodann erhebt ſich eine Meinungsverſchie⸗ 
denheit darüber, ob das Programm des Reichsminiſte⸗ 
riums an den Biedermannſchen oder an den öſterrei⸗ 
chiſchen Ausſchuß zu überweiſen ſei. Rößler von 
Oels behauptet, die Angelegenheit gehöre vor den Ver⸗ 
faſſurgsausſchuß. Venedey: Ich ſchlage vor, das 
Programm ohne Ausſchußbericht zu verwerfen. (Bravo!) 
Wir ſind zuſammengetreten, Dnunſchland igen, 
nicht um es in zerreißen. (Stärmiſches cave! 
Marple dagen j None ann 


inching Johne 
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v. Winde: An mir und meinen 


gehört die Frage. e 
daß 66 2 und 3 


poli ichen Freunden liegt es nicht, 


der der Verfaſſung zu dieſem Dilemma Veranlaſſung ge: 


geben. Wir haben uns nur der Majorität der öfters 
reichiſchen Abgeordneten in dieſem Haufe unterworfen. 
Der kompetente Ausſchuß iſt der Biedermannſche. 
Buß will den öſtetreichiſchen Ausſchuß, Löwe von 
Kalbe einen neu zu erwählenden mit der Angelegen⸗ 
heit beauftragen, denn die Stellung der Parteien im 
Haufe ſei eine andere geworden. Während Wich⸗ 
mann und G. Beſeler (dieſer für Ueberweiſung an 
den Biedermannſchen Ausſchuß) ſprechen, herrſcht eine 
keum zu bewältigende Unruhe, deſonders auf der lin⸗ 
Giskra: 
Noch iſt Oeſterreich nicht verloren von Deutſchland, 
und ich hoffe, es ſoll dabei bleiben. Alſo wenigſtens 
nicht vor den volkertechttichen Ausſchuß gehött die 
Sache. Graf Devm: „Was hier vorliegt, find thats 
ſaͤchliche Verhaͤltaiſſe. Oeſterteich ſchließt ſich nicht 
aus, es hat immer zu Deutſchland gehört und fol des 
bei bleiben, aber laſſen Sie uns die viel verwickelten 
Verhältniſſe mit Ruhe betrachten und einen neuen Aus⸗ 
ſchuß ſich mit ihrer Löſung beſchäftigen.“ Hier end⸗ 
lich wird die unftuchtbare Debatte abgebrochen und 
zur Abſtimmung geſchritten. Ihr Ergebniß iſt, daß 
die Vorlage des Miniſteriums an keinen der vorge 
ſchlagenen beſtehenden Ausſchüſſe verwieſen, ſondern daß 
ein neuet Ausſchuß dafür durch die Abtheilungen 
gewahlt werde. Die morgende Sitzung wird auf Scho⸗ 
der's diingendes Verlangen der zweiten Leſung der 
Gtundrechte gewidmet. * 3 
Die O. ⸗P.⸗A.⸗Z. meldet in ihrem amtlichen Theile: 
„Ich ernenne den ſeitherigen Präſidenten der verfaſ⸗ 


ſunggebenden Reichsverſammlung, Heinrich von Ga- 


gern, zum Präſidenten des . und 
f er der auswärtigen Angelegenheiten, unter 
gleichzeitiger ir een 
des Reichsminiſtereums des Innern. Frankfurt a. M. 
den 17. Dezember 1848. Der Reichsverweſet, Erz? 
herzog Johann. Der Reichsminiſter des Krieges, 
von Peucke r.“ ’ W 
C. b. C. Frankfurt a. M., 18. Dezbr. [Es 
droht eine vollige Auflöfung der politiſchen 
Parteien der National⸗Verſammlung in 
lands männiſche Fraktionen. — Programm 
des Miniſterjiums, insbefondere in Bezie⸗ 
hung auf Oeſterreich. — Eine wichtige Be⸗ 
richtigung.] Am gefteigen Tage hallte in allen Ges 


müthern noch der ergreifende Eindruck nach, welchen 


am Sonnabend Gagern's Rücktritt von der Präftz 
dentenſtelle der Nat.⸗Verſ. und ſein Eintritt in das 
Reichsminiſterium gemacht hatte, und eine allgemeine 
Spannung Herrfchte in Beziehung auf das Programm, 
welches man in irgend einer Form bereits heute von 
ihm vor die Nat.⸗Verſ. gebracht zu ſehen erwartete. 
Die Parteien bereiteten ſich zu der auf heute angeſetzten 
Neuwahl eines etſten Präfidenten vor. Vielfach tauchte 


der Gedanke auf, dem vom Miniſterto zurückgetretenen 


v. Schmerking durch die Wahl auf den Präſiden⸗ 
tenſtuhl, einen Beweis davon zu geben, daß feine gro⸗ 
ßen Verdienſte wohl gewürdigt werden, und fein Rück 
tritt von der Maſorität des Hauſes nur als eine durch 
die polit ſchen Verhältniſſe gebotene Nothtwendigkeit an 
geſchen wird; indeſſen lenkten höhere Rückſichten die 
Stimmen der Centren dald auf den erſten Vicepräſi⸗ 
denten, Simſon aus Königsberg zurück, welcher jetzt 
noch als Reichskommiſſär in Berlin verweilt, aber taͤg⸗ 
lich zutückerwartet wird. In den ſpätern Abendſtun⸗ 
den ſtieg die Spannung wegen des möglichen Ausfal⸗ 
les der Präfidentenwaht noch höher, da bekannt wurde, 
daß ein großer Theil der öſterteichiſchen Depu⸗ 
tirten ſich mit der Linken zur Wahl von Kit 
geſſner vereinigt hätte. Einen ſehr peinlichen Ein“ 
druck machte dieſe immer ſchärfer heraustretende für 
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Vom cechten Centrum hat ſich ein Theil deſſelben ge 
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trennt und wird einen eigenen Klubb bilden. ha im 
übe des 8 Hofes droht eine 8 
e 8. ac ee heil de e 1 
FR landsmannſchaftllch partikulariſtiſcher 
rot aufttitt. — Viel wurde am geſtrigen Abend 
von der Bildung noch eines beſondern Kludds unter 
der Leitung Welckers und seiner Geſinnungsgenoſſen 
geſprochen, welcher als ſcharf geſchloſſene, Partei au 
zutreten und neue Mitglieder nur durch Ballotement 
aufzunehmen beabſichtigen ſoll. Es läßt ſich kaum 
bezweifeln, daß auch dieſer Klubb eine entſchiedene par⸗ 
tikulariſtiſche landsmannſchaftliche Färbung annehmen 
würde, So drohet leider eine völlige Auflöſung der 
politiſchen Parteien der Nat.⸗Verſ. in lands männiſche 
Fraktionen und damit eine unheilvolle Schärfung aller, 
der Einheit des Vaterlandes entgegenſtehenden Gegen⸗ 
ſitze, fo wie eine völlige Prinzipien-⸗Unſicherheit in den 
ferneren Beſchlüſſen, welche die ſich feindlich gegenüber⸗ 
ſtehenden Intereſſen einander abkampfen zu wollen 
ſcheinen. Den Ausgangspunkt dieſer traurigen Zer⸗ 
ſetzung hat die öſterreichiſche Frage gebildet, de⸗ 
ren Loſung durch dieſelbe, wahrhaftig nicht erleichtert 
wird. — Der erſte Gegenſtand der heutigen Ta⸗ 
gesordnung war die Präſidentenwahl. Wäh⸗ 
rend des Beginnes derſelben wurde der Nat.⸗Verſ. be: 
kannt, daß die öſterreichiſche Regierung die offi: 
zielle Erklärung abgegeben hat, mit dem Reichminiſterio 
nicht anders als durch ihr Miniſterium des Aeußern 
kommunſziren zu wollen und daß dieſelbe ihren Bevoll⸗ 
mächtigten bei der Centralgewalt ebenfalls dahin ange: 
wieſen hat, ſich nur mit dem Reichsminiſterium des 
Auswärtigen in Verbindung zu ſetzen. Dieſe Erklä⸗ 
rung Oeſterreichs, welche kaum irgend Jemandem, wel⸗ 
cher die Verhältniſſe genauer kennt, unerwartet gekom⸗ 
men ſein wird, trug nicht wenig bei, die Spannung 
auf das weſentlich von der Abſtimmung der öſter⸗ 
reichiſchen Deputirten abhängige Reſultat der Prä⸗ 
identenwahl zu erhöhen. f N 
Das Reſultat derſelben war folgendes: 
Votanten 415. — Majoritat 208. — Simſon cus KR: 


nigsberg 181. — v. Schmerting 93. — v. Kirchgeſſter 128. 


— v. FTrütſch'er 2. — Hier. Si non 2. — Davimonn 1. 
— Bernhardi 1. — v. Herrmann 1. — ». Widen brust 1. 
— 5 Summen für Simſon obne nähere Bezeichnung, aljo 
ungültig. — Keine abſol te Majori at. 

Im Aten Scrufinfium: Votanten 443 — As ſolute 
Maſorttat 222. — Simſen aus Kopigesberg 215. — von 
Kirchgeſſner 214. — r. Schmerbng 10. — v. Soiron 2.— 
Heinr, Simon 1. — 1 Stimme für Simon ehne naheie 
B zeichnung, alſo ungültig. — Wiederum keine goſolute Ma: 
jorität.— 

Das 3te Scutintum, wozu die einzelnen Mitglieder 
des Hauſes ihre Stimmzettel auf namenilichen Aufruf abge: 
ben, ergiebt: 

Vol anten 461. — Abſol. Majorität 231. — S mſon aus 
Königsrera 233. — v. Kirchgeſſner 223. — v. Schmerling 
3. — 2 Stimmen für Simſon ohne nahere Bezeichnung. — 
Abſolnte Majeritat für Simſon aus Königsberg. — Die 
Wahl der Bicepräfidenten wird bes zur Neuwahl nach Nru⸗ 


Ein Schreiben des Reichsverweſers zeigt 
der Natlonalverſammlung die Ernennung von Gagern 
zum Minifterprafidenten fo wie zum Miniſter des Aeu⸗ 
sern und die interimiſtiſche Uebernahme des Miniſte: 
rium des Innern durch enſelben an. — Unter allge: 
meiner Spannung der Verfammiung trat hierauf der 
Miniſterpräſident v. Gagern auf die Tribüne, 
um der Nat. Verſ. eine Vorlage im Namen des 
Geſammtminiſteriums zu machen, deren Ziel 
die Ermächtigung der proviſ. Centralgewalt 
zu gefandtfhaftlichen Verhandlungen mit 
Oeſterreich war; es war in derſelben ausgeſprochen, 
daß das Reichsminiſtetium der Anſicht ſei, daß ſich 
wegen der Verbindung Deutſchoſterreichs mit außer⸗ 
deutſchen Ländern die Wirkſamkeit der Centralgewalt 
während des Proviſoriums darauf zu beſchränken habe, 
Oeſterceich in dem bisherigen Bundes verhält niſſe zu 
erhalten; daß ferner Oeſterreich nach den von ihm ge⸗ 
gebenen Erklärungen als in den deutſchen Bundesſtaat 
nicht eintretend zu betrachten ſei; daß alſo geſondert 
von der Verfaſſung des deutſchen Bundesſtaates eine 
geſonderte Vereinsakte zwiſchen ihm und Oeſterreich 
abzuſchließen ſein werde, welche beiden Länderkomplexen 
eine möglichſt große materielle Befriedigung und mög: 
lichſt innige Verkehrsverhältniſſe ſichern müſſe. Ferner 
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gangenen Manifeſtationen und Erklärungen, 2 Deſterreich. 

das Verhältniß Oeſterreichs zu Deutſch⸗ N. B. Wien, 10. Dezember. [Tagesbericht.] 
land zu dem gemacht haben, welches es jetzt Der Inhalt des 1. Armeebülletins wurde im geſttigen 
nun leider iſt, und als welches es in der Vor⸗ Blatte, das 2. Ihnen zugleich durch beſondere Zuſen⸗ 
lage des Miniſteriums ganz richtig bezeichnet wor⸗ dung bekannt gegeben. Es wird heute durch die be⸗ 
den iſt, — Endlich wurde die Vorlage des Miniſte⸗ ſtimmte Nachricht der Beſetzung von Preßburg 
riums an einem neuzuwählenden Ausſchuß ver⸗ und Wieſelburg ergänzt. Nur letztere ſoll einiges 
wieſen. — An die Verhandlung vom letzten Sonn: Blut gekoſtet haben. — Nachdem Pillers dorf ſein 
abend über die Vorlage des Handelsminiſters, Mandat zürückgelegt hat, findet noch in dieſer Woche 
die commercielle Einigung Deutſchlands be⸗ eine neue Wahl im hieſigen erſten Stadtbezirke ſtatt. 
treffend, haben ſich Vermuthungen geknüpft, als ob Es iſt ſehr waheſcheinlich, daß er wieder gewählt wird. 
Duckwitz ſich zu der Freihandelspattei gefchlagen | — Mehrere Wähler ſollen ſich hohen Orts üder den 
habe. Auch ſucht man da und dort die ſeltſame Anz zu erwählenden Kandidaten Raths erholt haben, indem 
iche als ſpreche der vom Abgeordneten der norddeut⸗ man beabſichtigte, den Miniſterpräſidenten Schwar⸗ 
ſchen Handelsſtädte herausgegebene Eutwurf eines Zoll: | zen berg vorzuſchlagen. Es ſoll indeß dedeutet wor⸗ 
Tarifs die Anſichten des Reichsminiſteriums aus. 4 den ſein, daß man es lieder ſähe, wenn weder auf 
Die gänzliche Unrichtigkeit dieſer Anſichten können wir | Mitisärperfonen, noch auf Miniſter hier Rückſicht ge⸗ 
aus der beſten Quelle verſichern: das Reichhandelsmi-⸗ nommen würde. — Bei den fortwährend beſprochenen 
niſterium ſteht nach wie vor auf dem Standpunkte Miniſt rialveränderungen ergiebt es ſich vorerſt nur 
praktiſcher Vermittelung der Extreme, den es feſthalten mit ziemlicher Wahrſcheinlichkeit, daß Kraus abdan⸗ 
wird. Wir legen großen Werth auf die Ver⸗ ken wird. Wiederholt wird als deſſen Nachfolger der 
breitung dieſer Berichtigung, weil jene irtigen ehemalige Hofkammerpräſident Kü beck wit dem Bei⸗ 
Anſichten, wie wir hören, große Beunruhigung in Süd⸗ ſatze genannt, daß derſelbe einen ausgezeichneten Fi⸗ 
deutſchland hervorrufen, deren Anwachſen zu verhindern] naazplan in petto habe. — Die Nachricht vom Er⸗ 


in der Pflicht eines jeden liegt, der die Handelseini⸗ 
gung Deutſchlands als eine unſerer größten Aufgaben 
erkennt. — Den Unterſtaatsſekretären im Kriegsmini⸗ 
ſterium, dem Major Deetz und dem Rittmeiſter Bo d⸗ 
dien ſind von dem hieſigen Bürgerverein zwei 
Ehrendegen überreicht worden. 


Wie man aus beſter Quelle erfährt, beſteht bereits 
ein Bündniß zwiſchen Oeſterreich, Baiern und Würt⸗ 
tember gegen die preußiſche Hegemonie. Nur zu einer 
Trias will man ſich bereit finden, zwei Armee-Korps 
ſollen ſtets unter dem Oberbefehl eines baieriſchen Prin⸗ 

zen, zunächſt unter dem des Prinzen Karl von Baiern, 

vereinigt bleiben. Württemberg dagegen reſervirt ſich 
das Kommando über ein drittes Korps, ohne jedoch 
dem baieriſchen Oberbefehl Eintrag zu thun. Die 
Vertrags⸗Urkunde iſt hier in verſchiedenen Händen ge: 
weſen und der Inhalt hat nicht verfehlt, mehr als 
bloßes Aufſehen zu erregen. (Reform.) 


München, 16. Dez. [Die Kaiferfrage) regt 
alle Gemütber auf und ſetzt alle Federn in Bewegung. 
Es regnet Brochüren und in Maſſe dringen ſie überall 
ein. Wir ſind hier der Meinung: dieſe Frage kann 
nicht einſeitig in Frankfurt entſchieden werden, weil, 
ein Beſchluß, der nicht die allgemeine Zuſtimmung al⸗ 
ler Völker und Regierungen erhalten hätte, nicht aus⸗ 
zuführen wäre. Nun haben wir aber für die Kaiſer⸗ 
krone zwei (und auch nur zwei) Kandidaten, Preußen 
und Oeſterreich, von denen aber jeder den andern nicht 
nur, wie ſich von ſelbſt verſteht, von der Krone, ‚fon: 
dern auch vom Reiche, ausſchließt. Das heißt: Preu⸗ 
fin oder Oeſterreich als Kaiſer zerſprengt die deutſche 
Einheit noch vor dem letzten Akt ihrer Bildung. Aber 
noch mehr: ein Kaiſer überhaupt zerſprengt ‚fir; denn 
eine Krone läßt ſich nicht über Kronen ſetzen, und da. 
alle deutſchen Throne zur Zeit ſtehen geblieben. — 
Die wachſenden Chancen des preußiſchen Erbfai: 
ſerthums, wie es der Veifaſſungsausſchuß in Frank⸗ 
furt beat ſichtigt, haben die Stimmung, die hier ſeit 
geraumer Zeit über dieſen Gegenſtand hereſcht, nicht 
geandert. Ich glaube die hiefige Meinung im Gan⸗ 
zen richtig zu bezeichnen, wenn ich fage: daß dieſelbe, 
fo gut fie ein deutſches Kaiſerthum im Gefolge großer 
territorialer und ſonſtiger Umänderungen begriffen ha⸗ 
ben würde, nunmehr, da wir auf den Bundesſtaat re⸗ 
duzirt ſind, im Einklange mit der Regierung ein Bun⸗ 
desdirektorium für zweckmäßiger halt als cine Monar⸗ 
chie, und namentlich eine Erbmonarchie; daß fie jedoch, 
wenn dem Repräſentanten der deutſchen Konföderation 
um des Glanzes nach außen willen durchaus der Kai⸗ 
ſertitel beigelegt werden ſoll, dieſen Titel ljeber dem 
Habsburgiſchen Hauſe zuerkennen möchte, welches den 
Vorzug der alten Tradition und des orientaliſchen Ein: 
fluſſes hat, als den Hohenzollern. (Nürnb. C.) 


Schleswig, 18. Dezember. Herr v. Moltke, 
Mitglied der gemeinſamen Regierung, und der Oberſt⸗ 
lieutenant v. Zaſtrow ſind Beide geſtern aus Berlin 
nach Schleswig⸗Holſtein zurückgekehrt. Sicherem Ver⸗ 
nehmen nach hat der erſtere die beruhigendſten Nach⸗ 
richten üder die Stellung Preufiens zu unſerer Ange⸗ 
legenheit mitgebracht. Namentlich ſcheint es ihm ge⸗ 
lungen zu ſein, auf das Vollſtändigſte die Beſorgniß 
zu verſcheuchen, als ob in einzelnen, Preußen feindſe⸗ 
ligen Zeitungsartikeln, datirt aus hieſigen Landen, die 
Stimme des ſchlesw.⸗helſt. Volkes zu erkennen ſein 
möchte. — Noch einer Mittheilung aus Flensburg 
in den „W. G. N.“ hat ein wohlunterrichteter ſchles⸗ 
wig⸗holſteiniſcher Regierungsbeamter die von Preußen 
geſtellten und vom Kabinet von St. James unter⸗ 
ſtützten Friedensbedingungen folgendermaßen 
angegeben: Das Herzegthum Schleswig werde in 
den deutſcheu Staatenverband aufgenommen, konſtitu⸗ 
tionell⸗ſtaatliche Verbindung mit Holſtein, ewige Pers 
ſonal⸗Union beider Herzogthümer mit Dänemark, Ver⸗ 


einbarung zwiſchen den deiderſeitigen Erbprätendenten. 
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ſcheinen einer ruſſiſchen Eskadre vor Trieſt, 
welche alle Zeitungen gaben, und die von uns ſogleich 
als eine „Ente“ bezeichnet ward, findet ſich nun förm⸗ 
lich widerlegt. 

3. Armee-Bülletin am 19. Dezember. An 
Se. Exc. Hr. F. M. L. und Gouverneur von Wien, 
Freiherrn v. Welden. — Preßburg am 18. Diem: 
ber 1848. — Ich becile mich, Euer Excellenz, bekannt 
zu geben, daß ich fo eben, Nachmittag 3 Uhr, 
mit dem 2. Armeekorps über Stampfen in Preß⸗ 
burg eingerückt bin, nachdem dieſe Stadt geſtern 
vollitändig vom Feinde geräumt und die Schiff⸗ 
brücke abgefahren worden war. Nähere Details 
behalte ich mir vor. — Mein Hauptquartier übertrage 
ich heute nach Karlburg. — Alfred Fürſt Win diſch⸗ 
grätz. — Eben ſo wurde geſtern am 18. d. Wie⸗ 
ſelburg nach einem heftigen mehrſtündigen 
Gefechte vom 1. Armeekorps unter Befehl 
des Banus genommen und beſetzt. tt 

In der geſtrigen Reichstagsſitzung war wohl 
das Bemerkenswertheſte die Debatte, welche ſich in der 
Geſchäftsordnung üder die Ab ſtimmungsweiſe rer: 
gab. Es wurde mit 180 gegen 132 Stimmen ent⸗ 
ſchieden, der Balletage vor dem Namensaufruf den 
Vorzug zu geben. — Weder nach dem Entwurfe der 
Grundrechte, noch nach dem miniſteriellen Programm 
läßt ſich die Feſtſtellung eines Mißverhältniſſes zwiſchen 
Rechten und Pflichten um der Confeſſion willen den⸗ 
ken. Nichts deſto weniger iſt bei der Berathung in 
mehreren Sektionen ein dahin zielender Beiſatz durch⸗ 
gegangen. Die Mehrheit derſelden iſt jedoch füe die 
urſprüngliche Faſſung des betreffenden § (es iſt der 
9 17) und er wird auch in dieſer Form vor die Kam⸗ 
mer kommen. — Die vor den Ferien auf den 21. d. 
anberaumte letzte Sitzung dürfte eine ſehr intereſſante 
werden. 15 385 

Kremſier, 18. Dezor. (Sitzung des Reichs⸗ 
tages vom 18. Dezor.] Vorſitzender: Präſident 
Smolka. Auf der Miniſterbank: Thienfeld, ſpäter 
Krauß, Stadion. — Mittheilung, daß der Conſtitu⸗ 
tions-Ausſchuß Nachmittags die Berathung über die 
Grundrechte beenden werde, fo daß am 21ſten die erfte 
Leſung ſein könne. Hierauf folgt die Interpellation 
Steber's an den Miniſter des Bergbaues über das 
namenloſe Elend im döhmiſchen Erzgebirge, dem da⸗ 
durch eine radikale Abhilfe geleiſtet werden könnte, daß 
man dem Bergbau und der Spitzenklöppelei, den ein⸗ 
zigen dortigen Erwerbsquellen, jeden Vorſchub leiſte. 
Die reiche Ausbeute an Süber und Zinn gab dem Ge⸗ 
birge feinen Namen. Allein der Bergbau ift verfallen 
und man begnüge ſich mit der ſpärlichen Ausbeute, 
Rückläſſen zus ältern Gruben und dem Nachwühlen 
in verritzten, Feldern, ſtatt mittelſt eines Erbſtollens die 
Teufe zu bewältigen. Deshalb liege zumal der frühere 
Flor des weltberühmten Joachimsthals darnieder. Man 
ſollte da um ſo weniger Auslagen ſcheuen, da der 
Nutzen dem Staate zuflicßt und gegenwärtig. ein ein⸗ 
ziges Erzmittel, die Eliaszeche, 30 Klaftern lang und 
10 Klaftern breit, 40,000 Fl. C.⸗M. abwirft. Der 
Bau auf Zinn erliege aber der Konkurrenz mit jenem 
Zinn, das Engländer und Holländer als Schiffsballaſt 
ausführen. Im Intereſſe der 60,000 hungernden 
Menſchen und im Intereſſe des hohen Aerars frage 
der Redner: „Ob und was das Miniſterium zur He⸗ 
bung des Bergbaues im böhmiſchen Erzgebirge zu thun 
gedenke?!“ — Miniſter Thienfeld bat um ſchriftliche 
Faſſung der Frage und verſprach genau und erſchöpfend 
zu antworten. — Eine zweite Interpellation Haimerl's 
betraf das Schulweſen. Der Redner macht auf die 
Wichtigkeit des Volksſchulweſens und auf die gedrückte 
Lage der Volksſchullehrer aufmerkſam, welch Letztere 
durch die Aufhebung des Unterthansverhältniſſes wahr⸗ 
haft bedauernswürdig iſt. Es lägen Briefe, zumal 
aus Ellbogen, vor, worin geklagt wird, daß man bei 
dieſer Aufhebung nicht ebenſo der Schulen und Lehrer, 
wie der Gerichtsbarkeit ba. Die Dominien 
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haben ihre Giebigkeiten an Schule und Lehrer meift 
eingeſtellt, die Gemeinden und die frei gewordenen 
Staatsbürger ſeien nicht an deren Stelle getreten, und 
verweigern vielmehr dem Lehrer alle bisherigen Giebig⸗ 
keiten. 
der Beſuch der Schule verweigert, oft muß der Lehrer 
von Haus zu Haus wandern; man nehme den erſten 
beften auf, der nicht einmal leſen und ſchreiben könne. 
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Volksſtämme in einen großen Staatskörper verſchmelzen zu 
wollen, ihnen zu wiſſen gegeben, daß er zu dieſem Behufe 
vor allem Andern zur Beſiegung der ſogenannten „Em po⸗ 
rung“ die nöthigen Anordnungen bereits getroffen habe. 
ungarn und die damit verbundenen Länder und Theile, fo 


In manchen Dorfſchaften wird den Kindern wie fie nie Theile der öſterreichiſchen Monarchie waren, find 


es auch heute nicht; ſondeen fir bilden ein una! hängiges, 
felbfiftändiges Reich, das feine eigene Verfaſſung beſitzt, und 
nur nach feinen eigenen mit der Zuſtimmung der Narien ge⸗ 
brachten Geſetzen regiert werden darf. Die unverſehrte Auf⸗ 


Es läge unter vielen Petitionen eine vor, worin die rechtbaltung eben dieſer unabhängigkeit und geſetzlichen Stel: 


Lehrer fordern, 
meinde⸗, ſondern als eine Staats⸗-Anſtalt erklart 
werde.“ (Beifall.) Der Redner wünſche, daß hierüber 
ein Paſſus in die Grundrechte aufgenommen werde; 
aber jetzt handle es ſich um dringliche und augenblick⸗ 
liche Hülfe, und er frage, ob das Miniſterium dieſe 
Anzeigen zur Kenntniß bringen wolle? — Stadion er⸗ 
klärt, das nächſte Mal erſchöpfend antworten zu wollen. 
— Auf die Interpellation der dalmatiſchen Deputirten 
antwortet der Miniſter des Innern, daß Dalmatien 
e in eigenes Königreich bleibe. Der Ernennung 
des k. k. Herrn General-Feldmarſchall⸗Lieutenants Jel⸗ 
lachich zum Gouverneur liege keinesweges die Abſicht 
der Regierung zu Grunde, die provinzielle und admi 
niſtrative Selbſtſtändigkeit Dalmatiens aufzuheben; wohl 
aber ſei bei dieſer Wahl auf das überwiegende ſlaviſche 
Element Rückſicht genommen worden. — Auf die In⸗ 
terpellation Fiſcher's bezüglich der Zerwürfmiſſe zwi⸗ 
ſchen den Bauern und der Forſtverwaltung in Salzburg 
antwortete der Finanzminiſter, daß der Gegenſtand in 
der Miniſterialberathung ſchwebe, und ein Comité zu: 
ſammengeſetzt ſei, um das Zerwürfniß gleicher Weiſe 
wie in Tyrol zu ſchlichten. — Die Geſchäftsordnung 
ward in dieſer Sitzung beendet. 

Die „Preſſe der Staatsdruckerei“ wird ein neues, 
hoffentlich proviſoriſches Rekrutirungsgeſetz ver: 
laſſen. Der Reichstag hat noch keine offizielle Kunde 
davon. Der Miniſter Stadion ſoll von den Vorgän— 
gen in N. Oeſterreich, d. h. von der allgemeinen Ent⸗ 
waffnung, dem militäriſchen Terrorismus in Wien und 
der Auslieferung einzelner freiſinniger Perſonen, ſehr 
unangenehm berührt werden. — Kubliza, der Bauern: 
könig in der Bukowina iſt bereits gefangen. 

(Olm. Bl.) 

Lemberg, 14. Dezbr. [Die Theilung Gali⸗ 
ziens] in zwei Gubernien ſoll vorläufig in der Art 
eingeleitet werden, daß in Krakau bloß eine Regierungs⸗ 
kommiſſion aus fünf Gubernialräthen unter dem Prä⸗ 
ſidium eines Hofrathes beſtehen ſoll, welcher nebſt dem 
Gebiete der ehemaligen Freiſtadt noch die ſieben weſt⸗ 
lichen Kreiſe von Galizien zugewieſen werden ſollen. 
So eben verlautet, daß an ſämmtliche Beamte des hie: 
ſigen Landesguberniums die Aufforderung ergangen ſei, 
ſich wegen Ueberſetzung nach Krakau zu melden. Bis⸗ 
her ſoll jedoch dieſem Rufe mit Ausnahme eines Gu⸗ 
bernialrathes noch Niemand gefolgt ſein, da wohl je⸗ 
der die größere Theuerung der Lebensmittel daſelbſt 
ſcheuen wird, was vorzüglich bei den ſubalternen Beam⸗ 
ten nicht zu wundern iſt, deren Beſoldung bisher ſo 
karg bemeſſen iſt, daß ſie davon auch in der hieſigen 
wohlfeileren Gegend kaum den nothwendigſten Lebens⸗ 
unterhalt beſtreiten und auch in den beſten Jahren al⸗ 
lerlei Entbehrungen ertragen müſſen. — Oberſt Barko, 
vom 8. Huſaren⸗Regimente, welcher ſich in der letzte⸗ 
ren Zeit beſonders dadurch ausgezeichnet hat, daß er 
einen Theil ſeines Regiments, welcher die Flucht nach 
Ungarn verſuchte, in eigener Perſon mit großer Lebens⸗ 
gefahr verfolgte und auch glücklich zurückbrachte, erhielt 
vor Kurzem aus Anlaß ſeiner Beförderung zum Gene⸗ 
ral⸗Major die befondere und in unſerer Armee bisher 
ungewöhnliche Auszeichnung, daß ihm von den Unter: 
offizieren und Primaplaniſten feines Regiments ein 
Ehrenſäbel überreicht wurde, welches von dem guten 
Geiſte dieſes Regiments überhaupt einen unwiderlegli⸗ 
chen Beweis liefert, von dem auch nur ein geringer 
Theil der Mannſchaft der Verführung einiger Offiziere 
und dem magyariſchen Gelde zugänglich geweſen. 
Schließlich iſt noch erwähnenswerth, daß hier immer: 
währende Truppenmärſche gegen die ungariſche Grenze 
ſtattfinden. (Oeſterr. Corr.) 

Pardubitz, 15. Dezbr. Im Laufe dieſer Woche 
wurden hier fünfzig bis ſechzig Gefangene, polniſche 
kompromittirte Emigranten aus Krakau, nach der Fe⸗ 
ſtung Joſephſtadt transportirt. 


Peſth, 9. Dezbr. Die Peſther Zeitung vom 8. 
Dezember enthält nachſtehenden Reichstags-Beſchluß: 

Aus Druckſchriften, welche auf Privatwegen in das 
Land gekommen, iſt zur Kenntniß des Reichstags gelangt, 
daß Ferdinand J. Kaiſer von Oeſterreich und König von 
Ungarn dieſecs Namens der Fünfte, am 2. des J. Mis. in 
Olmütz dem ͤſterreichiſchen Kaiſerthrone entfagent, in einem 
von dem öſterreſchiſchen Minitter Schwarzenberg contraſignir⸗ 
ten Manifeſte alle feine Völker ihrer Verpflichtungen gegen 
Ihn ſo wie alle Staats eamte des ihm geleiſteten Eides der 
Treue für enthoben erklärt. und gleichzeitig hat er erklärt, 
daß fein jüngerer Bruder Franz Karl, Er, herzog von 
Oeſterreich, zu Gunſten feines äfteften Sohnes Erzherzog 
Franz Zofeph gleichfalls abdiert hat. In Folge deſſen 
bat Erzherzog Fran; Joſeph den Namen eines Kaiſers von 
Oeſterreich und Königs von Ungarn annehmend, in einer 
ebenfalls am 2. Dez. und mit Gegenzeichnung des oſterrei⸗ 
chiſchen Miniſters Schwarzenberg erlaffenen Proklamation 
eine Thronbeſteigung allen Völkern der Monarchie angezeigt, 
und indem er die Abſicht ausdrückt, alle Provinzen und 


„daß die Schule nicht als eine Ge- lung bildet jene Fur dameytal-Baſie, auf der das Herrſcher⸗ 


recht des Hauſes Oeſterreich nach der in der pragmatiſchen 
Sonction beſtimmten Erbfolge berubt. Die in Betreff des 
oͤſterreichiſchen Kaiſerchrones lediglich von der Familie aus: 
gehenden Verfügungen können ſonach zwar auf den Königs: 
tbron Ungarns’ und der verbundenen Theile ohne Beiziehung 
und vorläufige Einwilligung des ungariſchen Reichstages 
keinerlei Wirkung und Einfluß ausüben: Damit jedoch jetzt, 
wo Ungarns und der verbundenen Theile Seabſtſtändis keit 
und unabhängige ftaatliche Exiſtenz von fo viel Seiten mit 
bewaffneter Macht eidbrüchig angegriffen wird urd die Na⸗ 
tion wegen Erhaltung ihrer ſtaatlichen und nationalen Er⸗ 
ſtenz zu einem Vertheidigungekriege genöthigt iſt, das Schwei⸗ 
gen des Reichstags durch Uebelwollende nicht als eine Ve.⸗ 
letzung der Nationalrechte ausgelegt werde: fo halten die 
geſetzlich verſammelten Repräſentanten und das Oberbaus 
des Landes ols die Wächter der Verfaſſung und geſetzlich 
konſtituirte Gewalt für ihre Pflicht, über jene Ereigniſſe 
ſich im Namen der Nat on zu äußern: Der Königsthron 
Ungarns kann ohne vorausgegangene Einwilli⸗ 
gung der Nation nach einem der ganzen Welt 
gemeinſamen Geſetz nur durch den Trd des ge⸗ 
lrönten Königs erledigt werden. Stirbt der ge⸗ 
ſetzlich gekrönte König, fo iſt derjenige, den die 
Erbfolge unmittelbar trifft, verpflichtet, mit der 
Nation einen Krönungsbrief abzufaſſen, die Lan⸗ 
desgeſetze und die Verfaſſung zu beſchwören, und 
ich mit der Krone des heiligen Stephan von der 
dation krönen zu laſſen, und kann zwar auch vor ſei⸗ 
ner Krönung gewiſſe Herrſcherr chte ausüben, aber nur im 
Sinne der Geſetze. Dies kann jedoch nur im Falle des Ablebens 
des gekrönten Könius geſchehen, und dieſen einzigen Fall aus⸗ 
genommen, kann ohne den Willen der Nation und die vor- 
ausgegangene Zuſtimmung des die Nation vertretenden 
Reichstags in dem Beſitze des ungariſchen Königsthrones 
keinerlei Veränderung rechtmäßig erfolgen, fo zwar, daß, 
als Kaiſer und König Franz J. wegen vorzunehmender Krö⸗ 
nung des noch jetzt lebenden Ferdinand V. die Nation zur 
reichstägigen Einwilligung aufforderte, der Reichstag im 
Jahre 1830 nur unter der ausdrücklichen Klauſel in die Krö- 
nung Ferdinand V. einwilligte, daß er bei Lebzeit ſeines Va⸗ 
ters ohne vorausgegangene Zuſtimmung in keinerlei Herr⸗ 
ſcherrechte einfließen dürfte. — Noch mehr wird alſo zu 
einem Thronwechſel die vorläufige Vernehmung und Ein⸗ 
willigung der Nation erheiſcht, wenn der noch nicht im Be⸗ 
ſitze des Thrones geweſene, alſo auch darüber zu disponi⸗ 
ren nicht befugte, unmittelbare präſumtive Thronerbe des 
Nebenzweiges mit Beſeitigung der Kinder, welche dem am 
Leben befindlichen König etwa noch geboren werden könn⸗ 
ten, den Herrſcherthron auf einen entfernteren Familien⸗ 
ſproſſen zu übertragen beabſichtigt. Nachdem alſo ohne vor⸗ 
ausgegangene Zuziehung der Nation, bei Lebzeiten des einen 
Herrſchers Niemand anderer die königl. Rechte ſich zu ig⸗ 
nen, noch weniger aber durch private Familienpakte die Erb⸗ 
. abändern darf, — nachdem zur Losſagung von 
den Pflichten, welche an den Beſitz des ungariſchen Königs: 
thrones geknüpft find, die vorläufige Einwilligung der Nas 
tion unumgänglich erforderlich iſt, — nachdem das ungari⸗ 
ſche Königthum auf einem doppelſeitigen Vertrage berupt, 
deſſen eine fundamentale Seite es iſt, daß als geſetzlicher 
König nur derjenige betrachtet werdek könne, der mit der 
Nation in reichstägiger Uebereinkunft eine Kronungsvectrags⸗ 
urkunde abgeſchloſſen, auf ihre Rechte und Geſetze den Eid 
abgelegt, und in Folge dieſes Schwures mit der Krone des 
h. Stephan gekrönt worden, — nachdem auch in dem Falle, 
wenn der regierende gekrönte König ſich den Herrſcherſor⸗ 
gen nicht gewachſen fühlt, es zu den Rechten der Nation 
gehört, eine proviſoriſche Landesregierung anzuordnen, — 
und nachdem in Betreff ſämmtlicher in Olmütz den 2. De⸗ 
zember ſich ereignet habenden Familien⸗Abdikationen und 
Rechtsübertretungen die ung. Nation nicht einmal befragt 
wurde: Demgemäß alfo: da die willkührliche Entſagung 
auf den Kaiſerthron an der Selbſtſtändigkeit, der Verfaſ⸗ 
fung und den Fundamentalrechten des auch ſonſt nicht zur 
öſterr. Monarchie gehörigen Königreichs Ungarns und der 
mit ihm verbundenen Theile und Lander nicht das Geringſte 
ändern kann: erklärt hiermit der Reichstag, als das geſetz⸗ 
liche Organ Ungarns und der damit verbundenen Theile und 
Länder, daß ohne Benachrichtigung, Wiſſen und Einwilligung 
des Reichstages über den Beſitz des ungar. Königsthrones 
Niemand einſeitig verfügen konne. Und deshalb wird von 
dem Reichstage, indem er ſtreng an der geſetz ichen unab⸗ 
hängigkeit der Verfaſſung und den Fundamentalrechten der 
ungar, Nation feſthalt, allen Kirchen-, bürgerlichen und Mi⸗ 
litärbehörden, Beamten, Truppen und ſämmtlichen Beweh⸗ 
nern Ungarns und der verbundenen Theile, in Namen der 
Nation aufgetragen und befohlen, daß fir in pflichtſchuldiger 
Treue gegen die Verfaſſung keinerlei Jurisdiktion weß im⸗ 
mer, den das Geſetz, die Verfaſſung und der Reichstag als 
hierzu berechtigt nicht anerkennen, noch einem ſolchen ein⸗ 
aumend, jede in die Reichsangelegenheiten auszuüben beab⸗ 
ſichtigte Einſlußnathme als eine rechtswidrige Anmaßung zu 
betrachten und unter dem geſetzmäßigen Banner der Treue 
gegen das Land und die Verfaſſung unſer Vaterland vor 
jeder fremden Ufurpation, Einmiſchung und feindtichem An⸗ 
griffe zu ſchützen und zu vertheidigen, für ihre heilige pa⸗ 
triotiſche Pflicht erkennen, unter Gefahr, als dawiderhan⸗ 
delnd der geſetzlichen Beſtrafeng des Landesverrathes zu 
verfallen. Indem die Mittheilung dieſes Beſchluſſes an alle 
Juriediktionen und Kriegstruppen des Landes hiermit an: 
geordnet wird, wird der Landesvertheidigungs⸗Ausſchuß, als 
weicher unter den jetzigen Verhältniſſen des Landes mit der | 
zeitweiligen Regierung durch den Reichstag betraut iſt, zur 
Bewirkung deſſen, daß Jedermann zur Beobachtung ange: 
halten werde, hiermit beſchlußmäßig angewieſen. 


* Wien, 19. Dezember. [Vom ungariſchen 
Kriegsſchauplatze.] Die heute eingegangenen 
richte vom Kriegsſchauplatze in Ungarn melden: Die 
kaiſerlichen Truppen ſind unter allgemeinem Jubel in 
der Ktönungsſtadt Preßburg eingezogen. Die Natio- 


Feſtlichkeiten.] 


nalgarde hatte ſich ſchon früher ihrer Waffen begeben 


und die wenigen magparſſchen Truppen waren abgezo⸗ 
gen. Die Proletarier hatten ſich nach Eingang der 
Nachricht von dem ſiegreichen Einrücken des FMe. 
Simunich in Tyrnau und dem Annähern des General 
Wrbna von der March her, größtentheils geflüchtet, 
Der Marſchall Fürſt Windiſchgrätz war geſtern Abend 
in Gattendorf. Der Banus rückte gegen Hochſtraß. 
Es heißt, die Magyaren wollen bei Raab Stand hal⸗ 
ten, was ſich bis übermorgen entſcheiden muß. Aus 
Nieder⸗Ungarn melden die heutigen Berichte von Sem⸗ 
lin vom 15., daß Flüchtlinge aus Orſova eintreffen, 
indem es hieß, die Magyaren wollten einen Angriff 
gegen Orſova machen. Man erwartete mit Spannung 
den Beginn der Operationen von Wien aus, dann 
werden die Raitzen und Serben die Offenſive gegen 
Weißkirchen und Peſth ergreifen. Aus Peſth ſind 
Flüchtlinge in Altenburg eingetroffen, welche ausſagen, 
man habe das Vorrücken der kaiſerlichen Armee gegen 
Kaſchau, ſo wie den Fall dieſer wichtigen Stadt am 
13. ſchon gewußt und er habe einen paniſchen Schrek⸗ 
ken unter der Frakion Koſſuth's verbreitet. Heute ges 
hen die Poſten ſchon regelmäßig nach Preßburg ab. 

* * Lemberg, 16. Dezember. [Nachrichten 
aus Ungarn.] Aus Pancſowa erfährt man, daß 
die Ungarn das Hauptlager der Serben angegriffen 
und mit Sturm genommen haben. Von dem kom⸗ 
mandirenden General der Serben iſt jede Spur ver⸗ 
loren. Von der Drau iſt zu hören, daß die 
Ungarn Alles aufbieten, um über den Fluß zu gehen, 
und zwar in der Abſicht, um Legrad von der mitter⸗ 
nächtlichen Seite zu bombardiren. Sie haben ihre 
bisherige Poſition ſo ſchnell verlaſſen, daß etwas 
Außergewöhnliches dahinter ſtecken müſſe. Die unga⸗ 
riſche Armee iſt bei dem Uebergange unterhalb Legrads 
ſehr thätig, und es ſind viele aufgeworfene Schanzen 
zu ſehen. Bei Ketera ſind die Ungarn von der 
kaiſerlichen Armee ſtark bedroht. — Das Perzelſche 
Corps ſoll ſich in zwei Abtheilungen ſondern, von de⸗ 
nen ſich die eine eiligſt nach Wardein, die andere 
nach Leten begeben ſoll. Es iſt hieraus zu entneh⸗ 
men, daß ſich die Ungarn gleichzeitig auf die ſüdli⸗ 
chen Slovaken zu werfen gedenken, auf der ganzen 
Linie von Wardein bis Weißkirchen. — Aus Herr⸗ 
mannſtadt kommt die Nachricht, daß die ungari⸗ 
ſche Armee über das Grenzgebirge aus Sieben dür⸗ 
gen aufgebrochen iſt, und dieſe Provinz ganz verlaſ⸗ 
ſen hat. — Die Rekrutirung wird in unſerer Provinz 
nach der ausgedehnteſten Skala fortgeſetzt. Es wird 
weder auf die Jugend, noch auch ſchon auf das rei⸗ 
fere Alter Rückſicht genommen. 

Mitrowitz, 7. Dezbr. Ueber uns Serben iſt 
eine ſchwarze Wolke im Anzuge, vor der uns ſchaudert. 
Aus Carlowitz gelangte ſoeben die Kunde, daß die Ma⸗ 
gyaren mit dem Plane umgehen, uns auf allen Punks 
ten an Na und es koſte was es wolle, uns zu 
vernichten, dann aber die ganze Kraft gegen die von 
Wien hereinbrechende k. k. Armee zu wenden. Eine 
ungeheure Macht haben ſie nun in Backa und Banat 
zuſammengezogen, die mit allen Kriegsbedürfniſſen, vor⸗ 
züglich aber mit zahlreichem ſchweren Geſchütz verſehen 
fein fol. Sturmbataillone follen errichtet worden fein; 
für St. Tomas aber insbefondere halte man Sturm⸗ 
leitern in Bereitſchaft, um die Schanzen zu erſteigen. 
Für die vergangene Nacht, d. i. vom 6. auf den 7. 
ſoll die Ausführung dieſes Planes beſtimmt ſein. 
Drei gegenſeitige, dem Kaiſer treuergebene Offiziere, 
welche geſtern zu uns übergegangen ſind, haben dieſen 
böſen Plan entdeckt, wobei alſo kein Zweifel obwalten 
dürfte. Das Tſchaikiſten⸗Bataillon iſt zwar allarmirt 
worden, aber wir zittern, daß die Hilfe nicht zu ſchwach 
werde, und nicht etwa zu ſpät käme. Weil man ei⸗ 
nen Theil der Peterwardeiner nach Banat verſetzen 
mußte, iſt man in Backa ſchwächer geworden. Wenn 
St. Tomas fällt, fo if das Tſchaikiſten⸗Batajillon, 
dieſes Backajer Paradies, dieſer Edelſtein der ſerdiſchen 
Wojwodſchaft in Feindes Händen. 


* Breslau, 21. Dezbr. Die Wiener Poſt iſt 
heute ausgeblieben. 


Italien. 
[Bürgerkrieg.] Nach Briefen aus Rom vom 
9. Dezember bereitete ſich der Bürgerkrieg vor, zwi⸗ 
ſchen Zucchi in Bologna einer-, und dem römiſchen 
Miniſterium andererſeits. 
alle auswärtigen Höfe neue Geſandte 8 


Kraufreic. 
Paris, 17. Dezember. [Vorbereitungen zu 
Obgleich heute Sonntag iſt, ſetzt 
doch der Kammer⸗Ausſchuß feit 11 Uhr die Prüfung 
der aus allen Richtungen der Republik herberbeiſtrö⸗ 
menden Wahlprotokolle fort. 
damit fertig werden, um ſchon am Donnerstage zur 


Man wollte aus Rom an 


Er will bis Mittwoch 
1 | 
Inſtallation des neuen Präfidenten zu ſchreiten. Bis 


heute Mittag war in Paris ungefähr folgendes Wahl⸗ 


Stinnen ;_füc den General Cavaignac 1,240,000. 
Alſo über 7 Millionen Franzoſen nahmen an der letz 
(Fortſetzung in der zweiten Beilage.) 


Ber keſultat bekannt; für Louis Bonaparte 4,850,000 
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Freitag den 22. Dezember 1848. 


(Fortſetzung.) 
ten Wahl Theil, und noch fehlen mehrere Diſtrikte; 
eben ſo Korſika, Algerien und die Kolonien. Dieſer 
außerordentliche Sieg Louis Bonoparte's veranlaßt das 
„Memorial bordelais“ zu folgendem Vergleich: „Im 


Jahre 1800 ſtimmten 3,011,007 gegen 1562 für das 


zeitweilige an Bonaparte, Cambaceres und Lebrun zu 
übertragende Konſulat. Für das Konſulat auf Lebens: 
zeit ſtimmten 3,568,888 gegen 8374 und für das 
erbliche Kaiſerthum im J. 1804 ſtimmten 3,521,075 
gegen 2579.“ Im Eipfie:National, ſchraͤg gegenüber 
der National⸗Veiſammlung, arbeiten Tapezirer, Ver⸗ 
golder und Maler Tag und Nacht, um, wie ſich der 
Conſtitutiennel ausdrückt, den etwas vergilbten Luxus 
der kaiſerlichen Gemächer neu herzuſtellen und den Be⸗ 
dürfniffen der Zeit anzupaſſen. In den Gängen des 
an die elyfäifchen Felder ſtoßenden Parks, wo noch 
jüngft Volkskonzerte ſtattfanden, ſtreuen die Gärtner 
bereits weißen Sand. Die Wohlhabenderen ſtrömen 
in Maſſe nach Paris zurück. Alle Luxusfabrikanten 
haben die Hände voll zu thun. 
allein find mehrere Millionen bunte Laternen zur St: 
lumination beſtellt. Viele große Hauseigenthümer laſ⸗ 
ſen Gaskränze anlegen, in deren Mitte der Name des 
Gefeierten in Flammenſchrift prangen wird. Dieſe 
Gaskränze und Guirlanden ſind aus dünnen Bleiröh⸗ 
ren mit ſeinen Oeffnungen gebildet, die ſich längs der 
Thüren und Fenſter der Häuſer hinziehen, und von 
denen man ſich einen großen Effekt verſpricht. 

Der Moniteur enthält die Auseinanderſetzung 
der Motive des Budgets für 1849. Das Aktenſtück 
beginnt mit einem Berichte über den wirklichen Stand 
des Budgets für 1848 und giebt das Deſizit dieſes 


Jahres zu 530 Mill. Fr. an. Für 1849 wird eine 
Erhöhung der Einnahme um 263 Millionen und eine 
Verminderung der Ausgaben um 176 Mill. in Aus⸗ 


ſicht geſtellt, was zuſammen 439 Mill. macht. Das 
Deſizit von 1849 würde demnach 91 Mill. betragen, 
und zwar würden die Ausgaben ſich auf 1639 Mill. 
und die Einnahmen auf 1548 Mill. belaufen. 


Osmaniſches Reich. 


Alexandria, 7. Dez. [Abbas Paſcha.] Am 
21. v. M. iſt das engliſche. Dampfboot „Sidon“ 
und am 25. das franzöſiſche „Panama“ im hieſi⸗ 
gen Hafen eingelaufen, beide in der Abſicht, die hieſi⸗ 
gen politiſchen Ereigniſſe zu beobachten, und um nö⸗ 
thigenfalls den betreffenden Generalkonſuln zur Verfü: 
gung zu ſtehen. — Maslun Paſcha, ottomaniſcher 
Juſtizminiſter und Rapukiaja des Weſirs von Egypten 
iſt am 2. l. M. von Konſtantinopel kommend, hier 
eingetroffen, und begab ſich am 4. d. M. nach der 
Hauptſtadt, um Abbas Paſcha ein großherrliches Schrei⸗ 
den zu überbringen, das demſelben die Verwaltung 
Egyptens überträgt. In Kairo find zu deſſen glän⸗ 
zendem Empfange alle Vorbereitungen getroffen. — 
Es heißt, Maslun Paſcha werde den neuen Statt⸗ 
halter auffordern, ſich nach Konſtantinopel zu verfü⸗ 
gen, um die Inveſtitur wie ſein Vorfahr vom Groß⸗ 
herrn zu erhalten. — Abbas Paſcha iſt bereit, dahin 
zu gehen, obſchon feine augeblichen Wünſche nicht 
welter gehen, als die Verwaltung Egyptens im Na⸗ 
men ſeines Großvaters ſo lange zu ſichern, als dieſer 
am Leben bleibt. (elopd.) 


£ohales und Provinzielles. 
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** Breslau, 21. Dezember. [Deusfcher Volks⸗ 
verein.] Der Referent über die Märzvereine nimmt 
das Wort. Er trägt darauf an, den in der jüngſten 
Sitzung gefaßten Beſchluß, daß der Verein ſich als 
proviſoriſcher Vorort der Märzvereine in der Provinz 
erkläre, wieder aufzuheben, und die Centraliſation dem 
demokratiſche Provinzial-Ausſchuß zu überlaſſen, der 
fi) ebenfalls dem frankfurter Märzvereine angeſchloſſen 
bat, Er macht die Einheit geltend, die jetzt für alle 
Schattirungen der demokratiſchen Partei noth thut, 
und daß zwei Zentraliſationsparteien nebeneinander die 
nöthige Einheit nur ſtören müßten. Honigmann 
tragt darauf an in Folge der obwaltenden Verhältniſſe 
die Gentralifation der Märzvereine fo lange dem Pro: 
vinzial⸗Ausſchuß zu überlaſſen, bis auf dem demokra⸗ 
tiſchen Kongreſſe die difinitive Centraliſation beſtimmt 
werden wird. 


n Antrag des Referenten. Es folgt ein Vortrag 


— Berthold Auerbach über den konſtitutionel⸗ 


en Kongreß. Das von demſelben erlaſſene Pro⸗ 
gramm ſage, die Würde der Krone ſei durch die Na⸗ 
tional⸗Verſammlung gefährdet worden. Er glaube, 
das ſei vielmehr von der Krone ſelbſt geſchehen. Es 
heiße ferner, die Verleihung der Verfaſſung, ein durch 


Im Bazar de Voyage 


Die Verſammlung entſcheidet ſich für geg 


eine traurige Nothwendigkeit hervorgerufener Akt der] tuten; 2) Beratbung über die Anträge, betreffend die 
Krone, erkenne man freudig und dankbar an. Er be⸗ Organiſation des Vereins; 3) Berathung über das 
greife den Widerſpruch nicht, wie man ſich über eine Verhalten des Ruſtikalvercins dei den im Januar und 
traurige Nothwendigkeit freuen könne. Ueber den Ein⸗ Februar k. J. ſtattfindenden Wahlen; 4) ein Antrag: 
klang mit dem frankfurter Parlamente, der in dem die zum 26. Februar k. J. zuſammentretenden Kam⸗ 
Programm ausgedrückt wird, müſſe ec feine Freude zu mern aufzufordern, alle bereits bei der aufgelöften Na⸗ 
erkennen geben. Nach Erörterung der üdrigen Punkte tional⸗Verſammlung vem Ruſtikalvererein geſtellten Ans 
Seitens Auerbach's nahm auch Honigmann das träge, betreffend die unentgeltliche Aufhebung ſämmili⸗ 
Wort über diefelbe Angelegenheit und wieß nach, wie cher bisher an die Demininen ꝛc. geleiſteten Abgas 
dieſe Eonftitutienelte Partei in ihrem Pregramme jeden ben, zuvörderſt aber die Siſtirung der Einziehung 
Rechtsboden, ja ſelbſt den Schein des Rechtsbodens derſelben, als auch die noch hierauf bezugneh⸗ 
aufgegeben habe. Pflücker legt auch im Namen des menden und in dieſe Adreſſe zu ſtellenden Anträge 
Vereins Proteſt ein gegen die auf dem konſtitutioncllen ſchleunigſt in Berathung zu ziehen; 5) Antrag auf Er: 
Kongreſſe ausgeſprochene Behauptung, daß es nun- richtung von Ruſtikal⸗Kredit⸗Anſtalten; 6) Berathung 
mehr auch cine Eonfervative und eine Umſturzpartei Über die Anträge, betreffend die Verbeſſerung der länd⸗ 
gebe. Das drücke nach der Abſicht dieſer konſtitutioncll] lichen Tagearsciter und Einlieger; 7) Berathung über 
Partel nichts Anderes aus, als daß Jeder, der an dem das Verhalten des Vereins deim Erſcheinen der von 
nun einmal Greg: benen auch nur ein Titelchen zu ver⸗ der Krone unterm 5. d. M. in Ausſicht geſtellten Ge⸗ 
ändern ſuche, zur Umſturzpartei gezählt werden müſſe. ſeze und Verordnungen; 8) Berathung über dieſenigen 
Er erkläre, daß er allerdings etne Fortentwickelung ver: wichtigen Anträge, welche in der Sitzung am 23. Sep⸗ 
lange, proteſtire jedoch, daß man um dirferhalb zur] temiber nicht zur Berathung kommen konnten. — Das 
Umſturzpartei gehöre. — Reſultat dieſer Berathungen werden wir morgen mit⸗ 
Friedmann giebt in einem längern Vortrage theiten. a 
eine Kritik der Verfaſſung von Pflücker ein Referat 
über den Büg rwehr⸗Kongreß. Es folgt ein Antrag 
in einem Aufrufe an das Velk, das Verfahren der Ge⸗ 
richtshöfe zu beleuchten, die die Richter, welche als Abs 
geordneten an den jüngſten Beſchlüſſen der preußiſchen 
National-⸗Verhandlungen Theil genommen, aus ihren 
Collegien ausſchließen wollen. Das Auffallende und 
Gefährliche liege hier namentlich darin, daß gerade Ge⸗ 
richtshöfe, Behörde, deren Unabhängigkeit mit Recht 
als ein ſo heiliges Paladium unſerer Freiheit betrach 
tet wird, eine Amtsentfernung ohne vorherge⸗ 
gangenen richterliche Unterſuchung dei dem 
Miniſterium beantrtagt haben. Nach Anſicht des An⸗ 
tragſtellers hätten jene Gerichtshöfe, wenn fie es dem 
Rechte ſchuldig zu fein glaubten, eine Unterſuchung, 
aber keine Ausſtosßung aus dem Amte beantra⸗ 
tragen müſſen. Das letzte erſchüttere erſchüttett nicht 
nur den Glauben an die Unabhängigkeit des Richter⸗ 
ſtandes, ſondern dürfte auch in Zukunft die freie Mei⸗ 
nung der Volksvertreter aus dem Beamtenſtande ge: 
fährden, da fie feldft ohne richterliches Urtheil in die 
Nothwendigkeit gebracht werden können, aus ihrem 
Amte zu ſchelden. — Der hierauf bezügliche Antrag 
würde wegen der vorgerückten Zeit bts zur nächſten 
Sitzung vertagt. — 


* Breelan, 21. Dezbr. [Katholiſche Central⸗ 
Vereins⸗Verſammlung vom 19. Dezbr.] Den 
Vorſitz führte Lic. Wick. Zunächſt erfreuete Dr. phil. 
Baucke die Geſellſchaft mit einem Vortrage übet den 
Befreier Irlands, O' Connel, ſchilderte ſeine großartige 
Wirkſamkeit für die von Ens land ſchaachroll unterdrück⸗ 
ten katholiſchen Iren, füstte die Ertolge vor, welche 
dieſer Mann durch feine unetſchütterliche Energie erfoch⸗ 
ten, und machte namentlich darauf auſmerkſam, wie er 

durch Gründung eines ſaſt alle Irländer umfaſſenden 
katholiſchen Vereins für religioſe und politiſche Freiheit 
einen Beſttetungen Nachdruck egeben. Praſident weiſt 
auſchließend an dieſen Vortrag auf den Urſprung dieſer 
von O' Conncl ſilgreich bekämpften Sklaverei Irlands 
hin, erörtert, wie mit der Ein ügrung der Reſormation 
in England die Gewaltthaten gegen die Katholiken be⸗ 
gonnen, wie man mit Hochgericht und unmenſchlichen 
Geſetzen J ibrhunderte das katholiſche Volk gemartert 
und jenen entſerlichen Zuſtand herbeigeführt, der noch 
vor wenig Jahren in dem geprieſenen England Tauſende 
des Hungertodes habe ſterden laſſen Die dreihundert⸗ 
jährige Leidensgeſchichte Irlands ſei eine furchtbare An⸗ 
klage gegen das hochkirchuche England und ſorde re ſtrenge 
Sühne, die man auch endlich zu leiſten Willens zu fein 
ſcheine, feit, durch den Ruf O' Connels angeregt, ein ge⸗ 
rechter proteſtamtiſcher Staatsmann im Parlamente die 
gewichtigen Worte geſprochen: „Man ſolle ein katholi⸗ 
ſches Volk nicht knechten, weil es katholiſch; denn alle 
wahren Freiheiten Englands datirten ſeit jener Zeit, wo 
noch jeder Ensländer in die Meſſe gegangen; was ſpä⸗ 
ter hinzugekommen, ſei Sache der Gewalt und Partei: 
ſucht.“ — Darauf werden neue katholiſche Vereine ans 
gekündigt zu Sprottau, Landenbielau, Frau⸗ 
waldau, Neumarkt und Jeriſchau, und berichtigt, 
daß nicht zu Cattern, ſondern zu Kapsdorf, ein 
Verein vor 8 Tagen hätte angemeldet werden ſollen. — 
Nach Verleſung der auf die Tagesordnung gefsgten Ar⸗ 
tikel der preußiſchen Verfaſſung über die Schule greift 
dieſelben Welz an, indem er ausführt, wie das normale 
Verhältniß zwiſchen Schule und Kirche zerriſſen und für 
die katholiſche Jugenderziehung keine hinreichende Ga: 
rantie vorhanden ſei. Direktor Baucke verwahrt ſich 
gegen jedes Mißtrauen gegen die katholiſchen Lehrer, und 
iſt überhaupt der Meinung, daß vor Emanation des Un⸗ 
tertichtsgeſetzes füglich nicht geurtelt werden könne; bes 
ruhigend ſei doch, daß in der Verfaſſungs⸗Urkunde die 
Wabl der Lehrer in die Hand der Gemeinden gelegt ſei. 
Präſident bemerkt dazu, er müſſe Welz beiſtimmen, 
wenn er behaupte, die Schule ſei aus ihrem geſchichtli⸗ 
chen und rechtlichen Verhäliniſſe zur Kirche herausge⸗ 
rückt. Es fei jedenfalls verfänglich, wenn die Kirche ver⸗ 
faſſungsmäßig bei der Anſteung der Lehrer und bei 
Beaufſichtigung der Schule nichts zu ſagen habe. Zwar 
habe das Fonfeffionelle Element cine gewiſſe Garantie in 
der Lehrerwahl durch die Gemeinden, und würden dieſe 
jedenfalls den Rath ihrer Seelſorger nicht umgehen; 
allein ganz genüge dies nicht. Weninſtens harte die Ver⸗ 
faſſungs⸗Urkunde gewährleiſten ſollen, daß auch künftig 
die Lehrer in konfeſſionll geſchiedenen Seminarien gebil⸗ 
det würden und daß die Kirche bei der Anſtellung der 
Seminarlehrer mitzuſprechen habe. In dieſem Falle 
würde man wenigſtens in Bezug auf die künftigen Leh⸗ 
rer Beruhigung baden, daß fir auch im kathol. Geiſte 
erzogen ſeien. Die Katholiken müßten daher zu feiner 
Zeit ihre Bedenken erheben, könnten aber im Hindlcke 
auf die auf Schule dezüglichen Frankfurter Paragraphen 
den preußiſchen Beſtimmungen nur den Vorzug geben; 
denn dort habe man Alles in Staatshand gelegt. Die 


iegnitze „ Hainauer Kreiſes, und Beſtimmung, daß dir Noth der Lehrer durch auskömm⸗ 
e eme en wee Kamener Frei lichen Gebalt ſoll abgeholfen werden, wird vom Praͤſi⸗ 
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Nach Anhörung der anderen Berichterftatter wurde Anzahl Männer dem Präfoenent deſſen Portrait i 81. 
zur Kaſſenreviſion geſchritten und hierauf die Sitzung | gemälde); diefer dankt und verkündet, daß in der nach- 
geſchloſſen. — Für die Berathung der heutigen Sitzung ſten Verſammlung der Vorſtand zu wählen ſei. Schluß 
lagen folgende Gegenſtände vor: 1) Reviſion der Sta- hald 10 Uhr Adends. 


** Breslau, 21. Dezember. [Verſammlung 
des Haupt⸗Ruſtikal⸗ Vereins der Provinz 
Schleſien.] Zu der auf den 20. und 21. d. Mts. 
einberufenen Verſammlung des Haupt-⸗Ruſtikal⸗Vereins 
hatten 19 Kreiſe 25 Deputirte geſchickt. In der ge⸗ 
ſtern Abend 5 Uhr eröffneten Sitzung, gab zunächft der 
Vorſitzende Petery den Bericht Über die Geſchaͤfts⸗ 
führung des Central-Ausſchuſſes, ſeit Gründung des 
Vereins, und insbeſondere darüber, was den früher ge⸗ 
wählten Vorſteher, Gutsbeſitzer Schlincke, veranlaßt 
haben dürfte, ſein Amt ſtillſchweigend niederzulegen 
und nicht allein Breslau zu verlaſſen, ſondern auch 
ins Ausland zu gehen. 

Nach Erledigung mehrerer innern Angelegenheiten 
des Vereins gaben einzelne Deputirte den Bericht über 
die Organiſation und Wirkſamkeit ihrer 
Kreisvereine. Der Juſtizrath Wodyezka derich⸗ 
tet über den Ruſtikalverein des Leobſchützer Kreiſes und 
wünſcht, daß der Verein ſich künftig weniger mit po⸗ 
litiſchen Angelegenheiten als mit Ruſtikalverhältniſſen 
beſchäftigen möge. — Beck aus Reichenbach ſpricht 
ſich in ſeinem Berichte dahin aus, daß die politiſchen 
Verhältniſſe nicht ganz übergangen werden mögen, da 
die Ruſtikalverhältniſſe mit jenen in genaueſter Verbin⸗ 
dung ſtehen. — Friedenthal berichtet in ausfühe⸗ 
lichem Vortrage für den Kreisverein Nimptſch und 
äußert ſich ebenfalls dahin, daß der Ruſtikalverein ſo 
viel als möglich für die Aufklärung der politiſchen 
Verhaͤltniſſe thätig fein muß; es wäre dies zur Ver⸗ 
beſſerung der Ruſtikalverhältniſſe dringend nothwendig. 
— Ein Referent berichtet, daß im Hirſchberger Kreiſe 
zur Zeit wenig Theilnahme an dem Ruſtikalvereine 
ſtattſinde. Urſache hiervon ſei ſeines Dafürhaltens die 
Vernachläſſigung der Kreisvereine ſeitens des Haupt: | 
vereins, der ſeit 6 Wochen kein Lebenszeichen von ſich 
egeben. — Büſtrich referirt über die Verhäͤltniſſe 


* Ratibor, 21. Dezbr. 
Abendzuge traf Herr Vicepräſident von Kirchmann hier 
ein. Bereits vor ſeiner Ankunft hatten einige Beam⸗ 
ten und Bürger verabredet, ihn mit einem Fackelzuge 
zu begrüßen. Dies wurde geſtern Abend 6 ½ Uhr aus: 
geführt. Unter zahlreicher Begleitung bewegten ſich 
die Fackeltragenden (100 Mann), Muſik voran, vor 
die Wohnung des Herrn v. Kirchmann. Hier angee 
kommen und nach Beendigung eines Marſches wurden 
ihm die Willkommszurufe und ein dreimaliges Hoch 
dargebracht. Herrn v. Kirchmann erſchien unten an 
der Thür, dankte für die ihm zu Theil gewordene 
Ehre, und verſprach in einer kurzen Rede, auf die 
jängſten Erlebniſſe hinweiſend, ſtets mit und für das 
Volk auf dem Wege des Geſetzes fortzuſchreiten. 
Hierauf wurde: „Was iſt des deutſchen Vaterland?“ 
geſpielt, hierzu auch das Lied geſungen, und ſchließlich 


von dem Herrn Vicepräſidenten ein Hoch auf Deutſch⸗ 


land ausgebracht. Die ganze Geſellſchaft begab ſich 
in früherer Ordnung zurück in das Lokal, von wo der 
Zug ausgegangen. 


Berichtigung. In dem Bericht über die Ver⸗ 
ſammlung der ſtädtiſchen Reſſource (geſtr. Brest. Ztg.) 
ſoll S. 3164, Sp. 2, 3. 2 v. o. der Name des An 
tragſtellers Dr. Levy, nicht Lenz heißen. 


CCC ²˙ VA UT ATS SUR FEED 
Inſerate. 


Aufforderung. 

Behufs Ausführung des Wahlgeſetzes für 
die erſte und zweite Kammer haben wir die 
Herren Bezirks⸗Vorſteher mit der Aufnahme 
der Liſte der Urwähler jedes Bezirks beauftragt. 

Es liegt im Intereſſe der geſammten Ein⸗ 
wohnerſchaft, daß dieſe Liſten möglichſt voll⸗ 
ſtändig und richtig angefertigt werden, und rich: 
ten wir daher inſonderheit an ſämmtliche Her⸗ 
ren Hausbeſitzer die Bitte, den Herren Bezirks⸗ 
Vorſtehern bei dem Aufnahme-Geſchäft durch 
bereitwilliges und förderliches Entgegenkommen 
die Möglichkeit zu gewähren, dem ihnen ertheil⸗ 
ten Auftrage vollſtändig genügen zu können. 

Es iſt der Herren Bezirks-Vorſteher ohne⸗ 
hin umfangreiche Thätigkeit in dieſem Jahre 
ganz beſonders und mehrſeitig in Anſpruch ge⸗ 
nommen worden und bitten wir daher auch in 


Sächſiſch⸗Schleſiſche Eiſenbahn. 


Bekanntmachung, 


die Einlöſung der Dividenden» Scheine Nr. 2 
Die Dividende auf die Aktien der Sächſiſch⸗Schleſiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft für das 
halbe Jahr vom 1. Juli bis 31. Dezember dieſes Jahres iſt 
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ſchweren Arbeit, die ihnen in der Aufnahme 
der Urwählerliſten wiederum übertragen werden 
mußte. Dieſelben werden in der bereiten 
Zuvorkommenheit der Einwohnerſchaft gewiß 
den beſten Dank für ihr mühevolles Walten 
in dem jetzt ablaufenden ſchweren Jahre finden. 
Breslau, den 21. Dezember 1848. 
8 Der Magiſtrat 
hieſiger Haupt⸗ und Reſidenzſtadt. 


* 


Vorgeſtern mit dem ſolcher Rückſicht um kräftige Beihülfe bei der Beſchaffung des Sarges erfolgt dieſelbe auf diesfällige 
> folge lc ft half Requiſition des betreffenden Herrn Bezirks» Vorftehers 
aus dem Armenhauſe. 


Die bisherigen Erfahrungen haben übrigens gezeigt, 
daß in vielen Fällen zu ſpät ärztliche Hülfe in An⸗ 
ſpruch genommen oder der Transport nach dem Hos⸗ 
pital verlangt wurde, ſo daß die Erkrankten dann nicht 
mehr zu retten waren. Die unterzeichnete Kommiſſion 
empfieht daher dringend, den Beginn der Krankheit 
nicht unbeachtet zu laſſen, ſondern bald ärztliche Hülfe 
anzuwenden. 

Um das zu erleichtern und zu jeder Zeit möglich 
zu machen, ſind die reſp. Herren Hauswirthe von den 


Seit geſtern Mittag bis heute Mittag find nach betreffenden Bezirks-Kommiſſionen mit den Namen und 
amtlicher Meldung an der Cholera 25 Perſonen Wohnungen der Denfelben zugetheilten Herren Aerzte 


erkrankt, 10 geſtorben und 1 geneſen. 
Breslau, den 21. Dezember 1848. 
Das königliche Polizei-Präſidium. 


Bekanntmachung. 
Um den an der Cholera Erkrankten, welche nach 
einer Heilanſtalt gebracht zu werden wünſchen, behülf⸗ 


lich zu ſein, find vorläufig an folgenden Orten Trage⸗ 


bette aufgeſtellt, welche auf Meldung bei dem betref⸗ 
fenden Bezirks⸗Polizei-Commiſſarius oder im Lokale 
der Bezirks⸗Commiſſion mit Trägern zu erhalten ſind. 
1) im Hospital zu Allerheiligen; 
2) im alten Seminar⸗Gebäude in der Neuſtadt; 
3) im Rathhauſe; 
4) in den beiden Spritzen = Häufern vor dem 
Schweidnitzer Thore. 

Falls Leichen wegen Beſchränktheit der Wohnung 
oder aus andern Gründen bis zur Beerdigung in der⸗ 
ſelben nicht verbleiben können, ſo finden dieſelben bis 
dahin in folgenden Leichenhäuſern Aufnahme: 

1) im Leichenhauſe auf dem reformirten Kirchhofe 
vor dem Nikolaithorez 

2) im Leichenhauſe auf dem Fillalkirchhofe der 
Barbara-Kirche vor dem Nikolaithore; 

3) in dem kleinem Häuschen auf dem Kirchhofe 
zu 11,000 Jungfrauen; 

4) in der Ketzerkunſt; 

5) auf dem Kirchhofe auf dem Glacis vor dem 
Ohlauerthore; 

6) in dem Leichenhauſe des St. Vincens⸗Kirch⸗ 

hofes. 

Die Abholung der Leiche und deren Transport 
nach dem Leichenhauſe erſolgt nach der von den 
Hinterbliebenen zu beforgenden Einſargung 
auf ergangene Meldung bei dem Bezirks-Polizei⸗Com⸗ 
miſſarius oder bei dem Büreau der betreffenden Be⸗ 
zirks⸗Kommiſſion. Im Fall des Unvermögens zur 


betreffend. 


auf 


National⸗Zeitung. 


bekannt gemacht worden. 

Auch find Liſten von Perſonen, welche ſich zu 
Wärterinnen von Cholerakranken gemeldet haben, mit 
Bezeichnung der Wohnungen in dem Rathhauſe und 
in dem Polizei-Gebäude ausgehängt und auch den Der: 
ren Direktoren der einzelnen Bezirks-Kommiſſionen | zu: 
geſtellt worden. Breslau, den 21. Dezember 1848. 

Die Orts⸗Sanitäts-Kommiſſion. 


Bekanntmachung. 
Bei dem herannahenden Jahreswechſel erklären wir 
uns abermals gern bereit: 
die anſtatt der ſonſt üblichen Neujahrs⸗Gratula⸗ 
tionen der hieſigen Armenkaſſe zu gedachten mil⸗ 

den Gaben anzunehmen. 
Wir haben demnach veranlaßt: daß Letztere ſowohl 
im Armenhauſe von dem Spezial-Verwalter Wies⸗ 
ner, als auch auf dem Rathhauſe von dem Rathhaus⸗ 
Inſpektor Reſſler gegen gedruckte und numerirte 
Empfangsbeſcheinigungen angenommen, auch die Na⸗ 
men der Geber durch die hieſigen Zeitungen noch vor 
dem Eintritte des neuen Jahres bekannt gemacht wer⸗ 
den ſollen. 
Breslau, den 4. Dezember 1848. 
Die Armen: Direction, 


Verſammlun 
des Oekonomie⸗, Korft: und 1 
tenvereins für Oberſchleſien zu Gutten⸗ 
tag den 6. Januar 1849 ittags 
9 ühr im Gaſthauſe zur Stadt Warſchau. 
Der Vorſtand. 


Beſcheidene Anfrage. 

Iſt es den Bürgern in Sch. g. ſt erlaubt, die aus 
dem königlichen Zeughauſe in Brieg zur Armirung der 
Bürgerwehr erhaltenen Waffen als Jagdgewehre zu 
benutzen? 


Einladung zum Abonnement 


auf die 


wei Thaler 
pro Aktie feſtgeſetzt worden, und wird deren Auszahlung gegen Einlieferung der Divi⸗ 
denden ⸗ Scheine Nr. 2 
vom ten Januar 1849 ab 
bei hieſiger Hauptkaſſe (Bahnhof, Antonſtraße) 
bei der Bank in Leipzig, und a 
auf dem Comptoir des Herrn Sparkaſſen⸗Direktor Heydemann in Bautzen 
(in letzterer Stadt bis 31. Januar) 
erfolgen, welches hierdurch in Gemäßheit des $ 30 der Geſellſchafts⸗Statuten öffentlich 
bekannt gemacht wird. Dresden, den 19. Dezember 1848. 
Das Direktorium 
der Sächſiſeh⸗Schleſiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 


Anton Freiherr von Gablenz. 
Im Verlage von G. P. Aderholz in Breslau erſcheint von Neujahr 1840 ab: 


Organ des ſchleſiſchen katholiſchen Vereins 


für religiöſe und kirchliche Freiheit. 
Beſonderer Abdruck aus dem ſchleſ. Kirchenblatt. 
Erſcheint wöchentlich. Preis für den ganzen Jahrgang im Buchhandel 20 Sgr., 
. auf Beſtellung durch die königl. Poſtämter 25 Sgr. 
um die Auflage beſtimmen zu können, erſuche ich, die Beſtellungen noch vor Neu: 


jahr aufzugeben. 
Neue Geſellſchaftsſpiele. 
In der Buchhandlung von Eduard Trewendt iſt fo eben eingetroffen: 


Der Barrikadenheld 


(Schneiderlein Fipps von Köln). 
Ein höchſt intereſſantes, komiſches Würfelſpiel für die Jugend, Preis 12 ½ Sgr., wel: 
ches als paffendes Feſtgeſchenk mit Recht empfohlen wird. 


Robert Blum, 
oder der Tod für die Freiheit. 


„Hiſtoriſches Geſellſchaftsſpiel für die vaterländiſche Jugend. Preis 10 Sgr. 


Unſer auf das vorzüglichſte aſſortirtes N 
Lager, 


Igarren - 


„W. Scheurich u. Straka, 


Reue Schweidnitzer Straße Nr. 7, nahe der Promenade, 


Redakteur: F. Zabel. Redakteur d. Feuilleton? Th. Mügge⸗ 


Die National-Zeitung erſcheint täglich, auch Montags nicht ausgenommen, in 
1½ bis 2 Bogen gr. Folio. Der Abonnementspreis beträgt für ganz Preußen incl. des 
N= vierteljährlich 1 Thlr. 15 Sgr. Sämmtliche Poſtanſtalten in⸗ und außer⸗ 

alb Preußens nehmen Beſtellungen an. 

Inſerate, welche die ausgedehnteſte Verbreitung finden, werden à Zeile mit 2 Sgr⸗ 
berechnet. Berlin, im Dezember 1848. Expedition der National⸗Zeitung. 


Frankfurter Ober⸗Poſt⸗Amts⸗Jeitung. 


Mit dem 1. Januar 1849 beginnt ein neues Halbjahr⸗Abonnement auf die Frankfur⸗ 
ter Oberpoſtamts⸗Zeitung, welche das von der deutſchen Centralgewalt zur 
Veröffentli ung ihrer amtlichen Verkündigungen auserſehene Organ if 
und fortfahren wird, die aus ſicherer Quelle ihr jugeheuden Nachrichten aufs 
Schleunigſte mitzutheilen. Das Frankfurter Coursblatt und ausführliche und genaue 
Berichte über den Stand der Frankfurter und der Börſen an den übrigen 
> pe wre nur werden täglich und ohne Verzug geliefert. Die Frankfurter 

berpoſtamts⸗Zeitung und das Konverſatiausblatt zuſammen werden zu nad 
ſtehenden Preiſen halbjährlich abgegeben: In dem Beſtelbezirk von Frankfurt a. M. zu 
5 Fl. — In der preußiſchen Monarchſe, wie in den übrigen Staaten Norddeutſchlands, 
ferner in Baiern und Baden koſtet die Zeitung halbjährlich 6 Fl. 15 Kr. 5 

Redaaktion der Ober⸗Poſtamts⸗ Zeitung. 


Donnerſtag den 4. Januar 1849 werden die Gerippe zu 

1) einer Scheuer von 60 Ellen Länge, 20 Ellen Breite, 6¼ Elle Höhe, 

2) einer Scheuer von 40 : 20 5 6 5 

3) einem Schafſtall von 60 Ellen Länge, 20 Ellen Breite, 5%, Ellen Höhe, 
früh um 9 uhr in Jeltſch bei dem Unterzeichneten meiſtbietend verkauft werden. Der Zu 
ſchlag erfolgt nicht unter der Taxe. Dieſe und dig Gebäude konnen zu jeder Zeit eingeſe 
hen, reſp. beſichtiget werden. Zahlungsbedingungen ſind Digi die Hälfte des Betra 
erfolgt beim Zuſchlage, die andere Hälfte vor Abfuhr der Gebäude, welche bis Johanni 1 
beendet ſein muß. Der Transport derſelben zur Oder und auf derſelben wird für die Selbſt 
koſten übernommen. Jeltſch, den 18. Dezember 1848. . 5 
Das gräflich Saurma⸗Jeltſch'ſche Forſtamt. Zimare, Waldbereitet 


Weihnachts⸗Ausſtellung 


von ſchönen Kinderſpielwaaren und vielen anderen, zu Feſtheſchenken geeignete 
Gegenſtänden für Kinder und Erwachf 


2 


ene, b 
obert Vetter, Ohlauerſtraße Nr. 56, dem alten Theater gegenüber. 


—— — —ä6L ——— ——— — 

Das große Damen-Mäntel-Lager Berlins, | 
Obtauerſtraße im blauen Hirſch, * 
empſtehlt feine neue Sendung von Damen⸗Mänteln; beſonders machen wir —— — 
eine 22 Ba ſchwere ſeidene und MoiresMäntel und werden zu 1 | 


Schlittſchuhe in allen Sorten | 


für Den, Sehenden . ee vorm. D. W. Mülter, ding Nr. 7. 


Freitag, zu len Wel 2 En 
ag, zum 2 n gen 
der edle Nitter.“ Oper 5 Akten, 

Text und Muſik von Guſtav Schmidt. 
Sonnabend: „Kean“, oder: „Leiden⸗ 

ſchaft und Genie.“ Schauſpiel in 5 

Akten, nach dem Franzöſiſchen von Dr. 

Wollheim. 

Verlobungs⸗Anzeige. 

Die am 19. d. M. vollzogene Verlobung 
ihrer] Tochter Doris mit dem praktiſchen 
Arzte Hrn. Dr. S. Perutz aus Teplitz, zei⸗ 
gen Verwandten und Freunden a an: 

Louis Löwe und Frau. 

Liegnitz, am 20. Dezember 1848. 


Als Verlobte empfehlen fi: 
Doris Löwe. 
S. Pe rutz, Dr. med. 


Statt jeder beſonderen Anzeige: 
Wilhelmine Böhme, 
Julius Kuntner, 

Verlobte. 

Zerkowo im Dezember 1848. 


Todes ⸗ Anzeige. 

Nach ſchweren Leiden endete heute unſer 
innigſt geliebter Gatte und Vater, der Kauf⸗ 
mann Karl Ferdinand Seeliger ſeine 
irdiſche Laufbahn. Mit der Bitte um ſtille 
Theilnahme zeigen dies ſtatt beſonderer Mel⸗ 
dung an: 

Wally Seeliger geb. Seyler. 


Philipp 


Anna als Kinder. 


Georg - 
Breslau, den 21, Dezember 1818. 


Todes» Anzeige. 

Heut früh um 4% Uhr entſchlief in Folge 
einer Kehlkopf⸗Entzündung nach Gtägigem Lei: 
den unſer geliebter Sohn Guſtav Sigis⸗ 
mund, faſt 10 Jahr alt. Indem wir dies 
uns höchſt betrübende Ereigniß unſeren ge⸗ 
ehrten Freunden und Bekannten ganz erge⸗ 
benſt kund thun, bitten wir um deren ſtille 
Theilnahme. 

Sprottau, den 20. Dezember 1848. 

Der Schönfärbereibeſitzer Wilhelm 
nebſt Frau. 


Todes Anzeige. 

Am 19. d. M., Abends 10 Uhr, ſtarb nach 
nur 2tägigem Krankenlager mein innigſt ge⸗ 
liebter Mann und unſer innigſt geliebter Va⸗ 
ter, Bruder, Schwager und Vetter, der 
Wachtmeiſter Ernſt Sigismund Gott: 


lieb Buchwald, von der 3. Eskadron des 8 K* 
königl. 1. Küraſſter⸗Regiments (Prinz Fried: | J 


rich von Preußen), in dem kräftigen Man⸗ 
nesalter von 48 Jahren und 7 Monaten, nach 
einer faſt Zljährigen Dienſtzeit und nachdem 
er über 19 Jahr den ehrenvollen Poſten eines 
Wachtmeiſters bekleidet hat. Tief betrübt 
über dieſen uns getroffenen Verluſt, zeigen 
wir dies allen lieben Verwandten und Freun⸗ 


den, ſtatt befonderer Meldung, mit der Bitte]? 


um ſtille Theilnahme, hierdurch ergebenſt an. 
Breslau und Berlin, 

am 20. Dezember 1848. 

Die Hinterbliebenen. 
a a a — 
Todes = Anzeige. 

Den am N. d. M. erfolgten Tod des viel⸗ 
geliebten Gatten, Vaters, Großvaters und 
Schwiegervaters, des Conditor Joel Cas⸗ 
par, zeigen wir tief betrübt, ſtatt beſonde⸗ 
rer Meldung, den Verwandten, Freunden und 
Bekonnten an. 3 

Franzisca Caspar, als Gattin. 

Albertine, verehl. Melchinger, - 

Emilie, als Kinder, 

Robert, e 

Gottfried en als Schwiegerf. 

Auguſt Melchinger, a 

Adalbert Melchinger, Di Enkel 


Todes⸗Anzeige. 

Geſtern Nachmittag um 5 uhr entſchlief 
nach dreitägigen ſchweren Leiden unſer heiß⸗ 
geliebter Schwiegerſohn, Gatte, Bruder, Vater 
und Onkel, der Kretſchmer J. G. Sperlich. 
Seine Leiche wird Sonntag den 24ften d. M., 
Nachmittag 2 uhr, auf dem großen Kirchhofe 
zur ewigen Ruhe beſtattet. 
tiefbetrübt an: 


die Hinterbliebenen. 
Breslau, den 21. Dezember 1818. 


odes⸗ Anzeige. 
Heut in der erſten Morgenſtunde 
verſchied plötzlich der erſte Vorſteher 
des unterzeichneten Konditor⸗Gehülfen⸗ 
Vereins, Herr Joel Caspar. Die 
Mitglieder des Vereins, deſſen Mitgrün⸗ 
der der Dahingeſchiedene war, verlieren 
an ihm einen eifrigen, uneigennützigen 
Förderer der Vereinszwecke, einen ans 
ſpruchsloſen, väterlich rathenden Freund, 
einen wackern Kollegen. Sanft ruhe 
ſeine Aſche. 
Breslau, den 21. Dezember 1848. 
Der Konditor⸗Gehülfen⸗Verein. 
Robinſon. Siegel. 


Jagd Verpachtung. 
Den N. Dezember, früh 10 uhr, wird die 
agd auf der ark Krietern im daſigen 
etſcham öffentlich an den Meiſtbietenden 
verpachtet, wozu Jagdliebhaber einladet: 
dat Ortsgericht. 
Seidel, Scholz. 


Dies zeigen“ 


N Lithographien bunt u. ſchwarz 


An ae ige 
Sonnabend, den 23. Dezember, fällt der 
akademiſche Zirkel aus. 
Die Direktion. 


Im Verlage der Buchhandlung Joſeph 
Graveur in Neiſſe iſt ln 0 vu 
alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Jahr der Verwirrung 1848. 
Sechs Gedichte 
von 


Guſtav Künzer. 
Preis 5 Sgr. 

Der Verfaſſer hat das vorliegende Bänd⸗ 
chen ſeiner Poeſie „Jedem braven Preußen“ 
gewidmet, und gewiß wird es in Bezug auf 
ſeine abgerundete Form eben ſo, wie in Rück⸗ 
ſicht auf ſeinen zeitgemäßen und echt poeti⸗ 
ſchen Inhalt jedem Patrioten eine willkom⸗ 
mene Gabe ſein. 


Einladung zum Abonnement 
auf di 


f die 
Poſener Zeitung. 
Die Poſener Zeitung erſcheint täglich 
mit Ausnahme des Montags, in einem gro⸗ 
ßen dreiſpaltigen Folio⸗Format, auf ſchönem 
weißen Papier. Beſtellungen für das erſte 
Quartal 1849 nehmen alle Poſt⸗Anſtalten des 
In⸗ und Auslandes an. Preis in ganz Preu⸗ 
ßen 1 Kthl. 7½ Sgr. incl. Porto⸗Aufſchlag. 
Inſerate jeder Art finden durch die Po⸗ 
ſener Zeitung, dem einzigen politiſchen deut⸗ 
ſchen Blatte des Großherzogthums, welches 
täglich erſcheint, die weiteſte Verbreitung. 
Die geſpaltene Zeile oder deren Raum wird 
mit 1 Sgr. 3 Pf. berechnet. 
Poſen, den 19. Dezbr. 1848. 
Die Expedition der Poſener Zeitung. 


erhielten wir ſo eben Nr. 33. — Die Fort⸗ 
ſetzungen erſcheinen regelmäßig wöchentlich. — 
Auch im Jahre 1849 wird das Blatt unver⸗ 
ändert erſcheinen und in äußerer Ausſtattung 
noch brillanter werden. — Wir bitten um 
gütige Meldung zum neuen Abonnement, wel⸗ 

ches pro Quartal 17 %½ Sgr. beträgt. 

Ignaz Kohn'ſche 

Buch- und Kunſt⸗ Handlung 

Schweidnitzer⸗ und Junkernſtr.⸗Ecke Nr. 50. 


NUN 


Sowohl unferm vollitändigen > 
Muſikalien⸗Leih⸗Inſtitut, 
als auch der reichhaltigen deutſchen, 
franzöſiſchen und engliſchen 

8 Leſebibliothek 8 
können täglich neue Theilnehmer unter 
d. billigſten Bedingungen beitreten. 8 

F. E. C. Leuckart in Breslau, 
eee 


17 
N 
2 
2 
NN 


N 


Bekanntmachung. 
Die Pfandbriefs⸗Zinſen für Weihnachten 
d. J., ſowie die Valuten für eingezogene 
Pfandbriefe werden an hieſiger Kaffe den 28., 
29., 30. Dezember d. J. und den 2 Januar 
k. J., täglich von 8 — 12 uhr Morgens und 
von 2-4 Uhr mittags, ausgezahlt. Bei 
mehr als 3 Pfandbriefen muß mit dieſen zu⸗ 
gleich ein Verzeichniß übergeben werden, wozu 
Formulare in hieſiger Regiſtratur gratis zu 
haben ſind. 
Neiſſe, den 24. November 1848. 
Neiß⸗Grottkauſche Fürſtenthums⸗Landſchaft. 


Auktion. 

Es ſollen am 29. Dezember, Vormitt. 
10 Uhr, vor dem Jokiſch'ſchen Gaſthauſe 
zu Loslau, zwei Wagen, ein ganz und ein 
halbgedeckter, zwei Kutſchenpferde nebſt Ge⸗ 
ſchirre, drei Fohlen und mehreres Mobiliar 
gegen gleich baate Zahlung meifibietend ver⸗ 
kauft werden. 

Rybn k, den 29. November 1848. 

Der Kreis⸗Juſtiz⸗Rath Wittko witz. 


Muſeum. 
Auf jedes Loos der zu verlooſenden 36 Oel⸗ 
gemälde ſind zwei Beſuche zur Beſchauung 
derſelben freigegeben. F. Karſch. 


Ein ſehr ſchönes Grundſtück in einer Pro⸗ 
vinzialſtadt Schleſiens, worauf das ausge⸗ 
detzuteſte Spezerei⸗Geſchäft am Orte, eine 
Reſtauration und eine Seifenſiedecei betrie. 
ben wird, iſt bei mäßiger Anzahlung zu ver⸗ 
kaufen. Näheres poste restante Breslau 
Z. A. franco. 


30 bis 40 Prozent unter 
dem Koſtenpreiſe 
werden von heut ab eine größere Quantität 


iverfer Gegenſtände, welche ſich zu Weih⸗ 
dachte Geschenken eignen, als: 2 j 


Stahiftiche, Bilderbücher, 
Spiele, Cartonagen ze. :c. 


verkauft durch 
Louis Sommerbrodt's 
Kunſt⸗ und ae e Altbüßerſtr. 12, 


Auf Ain Rittergut werden zur 1. Hypothek, 
vor den Pfandbriefen, 2400 Nil. gelacht. 
Näheres beim Kaufm. Jäkel, Oplauerſtr. 38. 


x 


3179 


Mit Prämie von 4 Mtlr. Werth, 
erſcheint im Berlage von Schuberth u. Comp. in ter bis auf 00 Bändchen 


7 2 vermehrter Auflage: 7 a 
Miniaturbibliothek ausländiſcher Klaſſiker. 
Eine Zuſammenſtellung ihrer ſchönſten und gediegenſten Werke in vollſtändigen Ueber⸗ 
ſetzungen. Wöchentlich 1 Bochn. von circa 150 Seiten zu nur 2%, Sgr. 
(Prämie mit Schluß heft.) 

Wer das Werk im Voraus bezahlt, erhält Bd. 1—53 neßſt Prämie ſogleich, 
Bd. 54—60 aber nachgeliefert, und zahlt ſtatt 5 Rtlr. nur 4 Rtlr. dafür. Der ausführ⸗ 
> 3 . an S ar gr — und das erſte Bochn, 2 cht zu 

aben, In Breslan bei Graß, th u. 12 . 
bei Ziegler, in Oppeln bei 8 rap, Barth e * 


In der Buchhandlung von Graß, Barth und Comp. i 0 
Aa ee, h und Comp. in Breslau und Oppeln 


H. v. Gerſtenbergk Geheimniſſe und Winke für 


Braumeiſter und Bauherren 
ſo wie auch für 


Gaſt⸗ und Schankwirthe 
zur gewinnreichen Betreibung ihres Geſchäfts, beftehend in einer reichhaltigen Samm⸗ 
lung erprobter und ſich ſtreng bewährter Geheimmittel, das Sauer⸗ und Schalwer⸗ 
den des Bieres zu verhüten, ſchon in Säure übergegangenes Vier auf Fäſſern und 
Flaſchen zu entſäuren und bereits ſchal gewordenem Biere ſeinen urſprünglichen 
Wohlgeſchmack wiederzugeben; nach dem Faſſe ſchmeckendes Bier vollkommen von 
feinem Beigeſchmacke zu befreien; trübes Bier zu klären; die Haltbarkeit des Bie⸗ 
res im Sommer zu bewirken; das Mouſſiren oder Schäumen des auf Flaſchen 
und Krüge gefüllten Bieres zu vermehren und zu beſchleunigen; leichtes Bier an 
Wohlgeſchmack und Geiſt den renommirteſten Lagerbieren täuſchend ähnlich zu ma⸗ 
chen; jedes Bier zu veredeln; verſchiedene Sorten köſtlicher Pracht: und Tafelbiere 
zu bereiten; Flaſchenbier ſchnell reif zu machen; das Zerſpringen der Bouteillen 
ſicher zu verhüten c. Groß⸗Duodez. Geheftet 5 Sgr. 


Im Verlage von Oehler in Frankfurt iſt erſchienen: 


r. 167 
der deutſchen Reichstags⸗Zeitung. 
Mitbegründet von Nobert Blum. 
Herausgegeben und unter verantwortlicher Redaetlon von 
J. Georg Günther, 
Mitglied der konſtituirenden Verſammlung. 
aue u finden bei 2 Barth u. Comp. in Breslan und Oppeln, 


ſo wie bei J. F. Ziegler in Br Preis 1 Sgr. 
Obige Nr. 167 enthält: Von unſerm Nobert Blum; drei Mo⸗ 


mente aus ſeinem Frankfurter Leben. 


In Baumgärtners Buchhandlung in Leipzig iſt wieder komplet erſchienen und durch 
alle Buchhandlungen zu beziehen, in Breslau vorräthig bei Graß, Barth u. Comp.: 


Corpus juris civilis 
recognoverunt adnotationibusque eriticis instructum ediderunt 
Dr. Albertus et Dr. Mauritius Fratres Kriegeli, Dr. Aemillus 


Herrmann, Dr. Eduardus Osenbrägen. 
Editio stereotypa. Gr. 4. 

Ladenpreis des completen Werkes auf Velinpapier 4½ Thlr. — auf Schreibpapier 

mit breitem Rande 6 Thlr. 

Von dieſer bekannten Ausgabe verläßt ſo eben ein neuer Abdruck des erſten Bandes die 
Preſſe. Nicht blos durch Reviſton der Stereotypenplatten und Korrektur der früher übers 
fehenen Fehler iſt der anerkannte Werth dieſer Ausgabe zu ſteigern geſucht „ ſonder 
es iſt derſelbe beſonders dadurch erhöht, daß die Inſtitutionen, die in ihrer frühere r⸗ 
beitung Manches zu wünſchen übrig ließen, durch Herrn Prof. Herrmann in Göttingen 
durchgeſehen und verbeſſert ganz neu erſcheinen. 


Wintergarten. | Elbinger Neunaugen 
Heute Freitag großes Konzert. Vorſtel⸗ haben billigſt abzulaſſen: . 
Ende: ee Ausnahmsweife F. W. Scheurich u. Straka, 


Neue Schweidnitzerſtr. 7, nahe der Promenade. 

Großer Maskenball San 
findet den zweiten Weihnachtsfeiertag Elb. Neunaugen, 

als den 26. Dezember ſtatt, im Hotel zum geräucherten und marin. Lachs billigſt bei 


blauen Hirſch. Näheres werden die Un J. W. Seppelt, Schweidnitzerſtr. 4. 


ſchlagzettel beſagen. re Pen ae, un amade 
Burakowska. Zum Weibnachtsfeſte empfiehlt billige 
Dampfbad Exöffnung „ Kinderſpielwaaren. 
Kloſterſtraße Nr. SO, 8; F. Auguſtin, 
Einem geehrten . zeige ich hier⸗ Blücher⸗ Platz Nr. 4. 
b an, wie mein D d er 
— — 2 wieder me ae Ein hieſiges kaufmänniſches Geſchäft wel⸗ 
A. Stiller. ches nährt, kann an einen reelen Käufer 
gegen eine geringe Anzahlung von 2 bis 400 
. . a Mtl. bald übergeben or Auskunft er⸗ 
7 18 letzt in 0¹ ij. ehman 5 

(Rheinlanden) einer Schafwollfpinnerei u — 2 — 2890 


3 ſelbſtſtändig ER 2 
rung, deu nd fran e Ko = N 0 
mai besorgte Nee 5 abrik⸗ oder Spin⸗ empfehle ich fertige Herren⸗ und 
nerei⸗Direktorſtelle. eng it kann gleich ein: Wäſche, fo wie Stidereien zu den billigſten 
treten. Anerbietungen sub E. D. Nr. 10 Preiſen. alia 1 1 5 
beforgt die Handlung Stockgaſſe Nr. 28 in Ring Nr. 14, erſte Etage. 
Breslau. — 

Eine ſelbſtſtändige, ſehr vortheilhafte In⸗ 
wekterglar iſt 5 1000 Mtl. Kautlonsbele⸗ 
gung fofort anzutreten. Näheres bei dem 
Raftellan Herrn Schneider, Altbüßerſtraße 
Nr. 2. 


5 Einer gütigen e 
amen⸗ 


Ein Gaſthof iſt zu verkaufen oder 
tauſchen, ein dergleichen zu vermiethen. 775. 
heres Albrechtsſtraße Nr. 48, 7 Stiege, bei 


2000 Ntl., zur erſten Hypothek auf ein 
ganz neu erbautes großes Haus, werden ohne 
Einmiſchung eines Dritten geſucht. Das Nä⸗ 
here beim T metgenbüne Neue Junkern⸗ 
ſtraße Nr. 


e 

Ein wiſſenſchaftlich gebildeter Mann und 
Muſikfreund ſucht bei einer Dame, die mehr 
aus geiſtigem, als materiellem Intereſſe dazu 


eneigt wäre, — 10 un erlegen. 7 und 18. 
4 ertiu „ ö restante, EEE 
— er Kleine Bout. Champagner, and‘ Sgr., 


— — Fanuarſenvoge t gel Wi 3 a 
ansrienvdge e —— * Bout. 18. 


1 > verlaufen: Sandſtraße Nr. e 2 0 n Ken em ehlt 
10, Parterre. Ferdinand Liebold, Ohlauerſtr. 35 


ie Porzellan⸗Malerei von Rob. Ließ, 
Albrechtsſtraße 59, eine Treppe hoch, Schmiedebrücke⸗Ecke, 
empfiehlt ihr Lager von bemaltem und vergoldeten Porzellan zu den billigſten Prelſen. 


Elegante ſeidene Ne: 
genſchirme, neue ſte und 
geſchmackvollſte on: 
nenſchirme, wie auch 
Kinder⸗ uad Puppen⸗ 
Schirmchen empfiehlt zu 
den billigſten Preiſen 
die Fabeik von } 


— 


Weihnachts Aus tellung. dig afortir: 
DIRECT 


tes Lager von Toilette: Seifen, Pommaden, Hanrölen, 
Exteniis doubles et triple, Erprim ee Enu 
rg: ada'o deute c. Feiner: höchſt elegante Gartonnagen mit 
US allen Zoifette : Bedürfniffen geült, parfümirte Handſchuh⸗ 
kaſten, Sachets franenis ıc. zu den billigſten Preiſen 
und für Wiederverkäufer mit angemeſſenem Rabatt. : 
SEA EHER TE: A. E. Aubert, Parfümerie: Fabrik, 
Biſchefs⸗Straße Stadt Rem. 


Beachtenswerthe Anzeige. 


r Es iſt uns ron einem auswärtigen Weinhaͤndler ein gut aſſortirtes Lager von vers 
ſchiedenen 


Bordeaux⸗, Burgunder: und Rhein⸗Weinen, 


fo wie auch feinem Rum und Arac in den, bften und preis würdigſten Qualitäten, auf Fla⸗ 

ſchen, übertragen worden, welches wir zu ungemein billigen Pra iſen abzugeben im Stande 

find, — Ein Verzeichniß derſelben liegt bei uns zur Anſich:, und indem wir d'eſelben als ewas 
ausgezeichnet Billiges und Vorzügliches 

zur Beachtung empfehlen, bitten wir um geneigten Zuſpruch, um ſich von der Vorzüglich⸗ 

keit der cffirirten Weine zu überzeugen. 


C. Schlawe u. Pietſch, Neuſcheſtraße Nr. 68. 
Elegant gefertigte ſeidene Damen⸗Hüllen, 


von 9% Rilr. an, Lama:Hüllen von 77, Rtlr. an, Napolitains⸗ Hüllen von 3%, Rtlr. 
an, Tuch⸗Hülen von 8 Rtlr. an, Kinder⸗Hüllen von 1 ½ Rtlr. an, Sackpaletots für Herren 
vo 6% Rtlr. an, efferirt die Kleiderhandlung von E. Eliasſohn, Riemerzeile Nr. 23, 
neben dem Kaufmann Herrn Brachvegel. 


Zaum bevorſtehenden Weihnachtsfeſte 


empfehlen wir einer gütigen Beachtung fertige Herren⸗ und Damen⸗Hemden à Stück 
200 Sgr. bis 6 Rthlr., Knaben: und Mädchen⸗Hemden, Chemiſetts, Hatskragen und Man: 
ſchetten, weiße und bunte Hals- und Taſchentücher, bunte Schürzen ⸗ Leinwand, Züchen⸗ 
Leinwand, Indelte und Drilliche, Handtücher und Tiſchzeuge, diderſe Stickereien, fo wie 
weiße gebleichte und Creas⸗Leinwand zu den billigſten Preiſen. 
Die Handlung F. Callenberg und Hohenſtein, vorm. Jul. Jäger u. Comp., 
Ohlauer Straße Nr. 4. 


Karlsſtraße Nr. 38, im Haufe die Tte Thüre, 
neben dem Cafe restaurant. 


Nur noch bis zum 24. d. M. Bf 


werden nachſtehende Herren⸗Garderobe⸗Artikel und Handſchuhe bedeutend unter 
den Fabrikpreiſen verkauft: 

a) Weſtenſtoffe in Sammet, Seide, Wolle, Valencia, Halbwolle und Piquee. 

b) Herren⸗ Halstücher in Atlas, Seide und Battiſt. 

c) Shawls in Atlas, Seide und Wolle. 

d) Schwarze Mailänder Taffet⸗Tücher. 

e) Kravatten, Schlipſe, Chemiſetts, Halskragen und Manſchetten. 

5) Unterbeinkleider und Unterjacken in allen Farben. 

g) 6 Paar ganz feine Glacee⸗Damenhandſchuhe für 1 Rtl. 10 Sgr. 

b) Glacee: und Buksking⸗Handſchuhe für Damen und Herren. 


Karlsſtraße Nr. 38, im Haufe die te Thüre, 
neben dem Cafe restaurant. 


Einem geehrten Publikum mache hiermit die ergebene Anzeige, daß an dieſem Markt 
in meiner Bude, Riemer zeile, der Galanterie⸗Waaren⸗Handlung des Herrn Schröer gegen: 
über, eine Auswahl Chokoladen⸗, Liqueur-, Tragant⸗ und Wachs figuren, alle Sorten Con⸗ 
fituren in Liqueur und Marzipan zu Chriftbäumen ſich eignend, fo wie echt Nürnberger 
Lebkuchen, Basler Leckerly, Thorner feine Pfefferkuchen in beſter Qualität zu haben ſind. 
Meine Konditorei ift Nikolaiſtraße Nr. 48. C. M. Birkner. 


Wieihnachts⸗Geſchenke für Damen. 


Roßhaarröcke von 277 Thlr. an, Steppröcke, wo für seele Wattirung die Fabrik ga⸗ 
rantirt, von 1½, 12, bis 22% Thlr., empfiehlt: 


C. E. Wünſche, Ohlauerſtr. Nr. 24. 
Bockverkauf in Güttmannsdorf. 


Der Bockverkauf in hieſiger Stammſchäferei beginnt mit dem 27ſten d. M. — Für 
Reinheit der Heerde von jeder erblichen Krankheit, leiſte ich wie bisher vollſtägdige Garantie. 
Güttmannsdorf, 18. Dezember 1848. v. Moriz⸗Eichborn. 
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3 2 
4 2 
erinos⸗Stammſchäferei zu Lampersdorf £ 
(Kreis Oels), zunächſt der Poſtſtation Fürſtlich⸗Ellauth gelegen. Sg 
Der Hiefige Bock⸗Verkauf wird den 13. Dezember eröffnet. Als bekannt darf d 
der Lichnowski'ſche Urfprung vorausgeſetzt werden. Beſondere Körpergröße, ſchöne B 
Stapelung, mit Hautdichtheit verbunden, Reichwolligkeit und Feinbeit bilden die 


"ed. 


3180 — | 
Meihnachts-@efchenke! 


(Ausgezeichnet billia!) 

Schwarze und weiße Neaktiouairs, 
feucrrothe Republikaner, dreifarbige De: 
mokraten, echte und unechte Konſtitu⸗ 
tionelle, fo wie auch alle Sorten Bummler, 
ganze und halbe Tangenichtſe u. dgl. Waare 
von bekannter Güte, empfiehlt — um damit 
zu räumen — gratis: 

der Ehriſtmarkt. 


Die belebten geräucherten 


Frankfurter Bratwülſtel 


ſind jetzt wieder zu haben bei 0 
E. F. Dietrich, 
Scmiedebrücke Nr. 2. 


bas agerte qute Cigarren und Tabate 
empfi hit zu billigen Preien: 


Hermann Berlin, 
Schweidnitzer Straße, in der Pechhütue. 


Fiſch⸗Verkauf 
Kiofters Straße Nr. I u 4 bei 
K Wilhelm Titze. 


Friſche male 
off rirt e intne. weiſe und im 
Einzelnen zu den billigſten 
Pen: t 

Guſtav Rösner, 


Fiſchmaikt Nr. 1, und Bürgerwerder, 
Waſſergaſſe Nr. 1. 


11Wohlfeil und doch gut!! 
empfiehlt — um raſch zu räumen: 
abgelagerte, gut brennende 
Ugues⸗Cigarren, 
(icht Bremer Fabrikat) 
das Stück 4 Pf., 
das Dutzend 31 Sgr., 
die 100 Stück 27% Sgr. 
das Tauſend 9 Rthlr. 
zu gütiger Beachtung. 


Auguſt Hertzog, 
F Fe 
Friſche Auſtern 
bei Ernſt Wendt. 


Von geſtern erhaltenen Sendungen empfi. hlt 
große geräucherte pommerſche 


Gänſebrüſte, 
Hamb. Rauchfleiſch, 
Jae Bratwürſte: 
C. J. Bourgarde, 
Schuhbrücke Nr. 8, goldnẽ Waage. 


Ec u Lie 
Stettiner Preßhefe 


vorzüglicher Qualität. und ſtets friſch, em⸗ 


pfiehlt: 5 
J. Bendix, 
Reuſche Straße 65, im goldnen Hecht. 
Eine Sendung Doppelflinten und 
4:, 6: und 8 läuſige Terzerole find fo 
eben angekommen und offeriren billigft: 


Lerſch u. Richter, 


ornecke. 


Zwei kirſchbaumne Nähtiſche mit Säulen ſtehen 
Antonienſtraße Nr. 21 links billig zum Verkauf. 


Schlitkſchuhe 5 


12 1 > 

5 1 ee zu billigen Preiſen 5 

e ee 
& * n Aber n 1 > 
& Kadtar= Anzeige. 4 
2 Den Aten Transport großkornigen, 2 
= fließenden, wenig geſalzenen, echt aſtra⸗ 
A chaniſchen Winter⸗Kaviar, eben fo aſtra⸗ 
2 chaniſche Zucker⸗Erbſen, Tafel⸗Bouillon > 
und ruſſiſche Karavanen⸗Thee empfing 
direkt aus Aſtrachan: 8 


Johann Noſſoff, 
Altbüßerſtraße Nr. 13. 5 
Z ͤ˙ uA 


Obſtwei 


von reinſtem, angenehm ſüßen Geſchmack, die 
Flaſche, wie bekannt, 5 Sgr., in Gebinden 
billiger; 


Weiß⸗ u. Rothwein 
der beſten Jahrgänge, das pr. Quart 7%, 
bis 10 Sgr., fo wie Biſchof von gutem 
Rothwein, die Bout. 10 Sgr. empfiehlt: 

C. F. W. Jacob, 
Ohlauerſtr. 70, im ſchwarzen Adler. 


= Goldfiſchchen. 


Echte Heine Goldfiſchchen em⸗ 
pfing und offerirt: 
die Porzellan: und Glashandlung 


Ring Nr. 15. 
Neue von mir gefertigte 
LG Brückenwagen find ſtets vor⸗ 
N rätbig. Breslau, Nikolai⸗Vor⸗ 
1 ſtadt Kurzegaſſe Nr. 6. 
- : Schönfelder, 
Zum 3, Januar zu beziehen 
iſt Schmiedebrücke Nr. 32 die erſte Etage, 
beſtehend aus drei Piecen mit zwei Eingan⸗ 
gen. Das Nähere im dritten Stock. Auch 
iſt daſelbſt eine freundlich möblirte Stube 
und ein Gewölbe zu erfragen. 
Zu vermiethen: Taſcenſtraße Nr. 4 der 


He Stock, preis 60 Rthlr.; — Breiteſtraße 
Nr. 15 der Zte Stock, Preis 115 Reihir. 


Gut moblirte Zimmer find fortwährend zur 
Aufnahme von Fremden bereit, nebſt Stall 
und Wagenplatz, Albrechtsſtraße Nr. 39, der 
k. Bank gegenüber. N. Schultze 


Hörel warn in Breslau 
Mibrechtsſtraße Nr. 33, 1. Etage, bel König, 
find elegant möblirte Zimmer bei prompter 
Bedienung auf beliebige Zeit zu vermiethen. 
p. . Auch iſt Stallung u. Waqgenolatz dabei. 


Angekommene Fremde in Zettlitz's Hotel. 

Reichsgraf v. Gaſchin aus P.⸗Crawarn. 
Gutsbeſ. Koſtin a. Galizien. Gutsbeſitzer 
Graf v. Goten a. Scharfeneck. Hr. Meyen⸗ 
burg a. Jachnitz. Abgeordn. Stark a. Böh⸗ 
men. Apotheker Pachuly a. Ratibor. Kfm. 
Strahl a. Sagan. Kfm. Darvar a. Grie⸗ 
chenland. Hr. v. Bülow a. Dresden. Frau 
Baumeiſter Schulz a. Görlitz. Oberſt v. Reuß 
a. Berlin. Rentier Mliſon a. London. Ren⸗ 
tier Leonhardi a. Kopenhagen. 


ur 


— 
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Brückenwagen⸗Fabrikant. 


Breslauer Getreide⸗Preiſe 


am 21. Dezember. 


Sorte: befte mittle geringſte 
Weizen, weißer 57 Sg. 53 Sg. 48 Sg. 
Weizen, gelber 54 „ 50 „ 45 „ 
Roggen Ar: ARSL. .- Trainee 
Gerſte G. 
Haſer Ye 


Breslau, den 21. Dezember. 
(Amtliches Cours⸗Blatt.) Geld: und Fonds⸗Courſe: Holländiſche Rand: 


Dukaten 96% Br. 
112½ Br. polniſches Courant / ½ Br. 
handlunge⸗Prämien⸗Scheine 94 %½ Br. 


Kaiſerliche Dukaten 90% Br. 


Friedrichsd'or 113¼ Rr. Louisd'or 
Oeſterreichiſche Banknoten 11 / Br. See⸗ 


Staats Schuld⸗Scheine per 100 Rtl. 3 ½ % 78 ½ 
Großherzoglich Poſener Pfandbriefe 4% 96 ½¼ Gld., neue 2% % sl Sid. Schle⸗ 


ſiſche Pfandbriefe d 10 Rtl. 3 ½ / 90 ¼ Br., Lt. B. 4% 92 Br., 3 ½ % 82% 


Br. Polniſche Pfandbriefe 4% alte 2599 
Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger 4% 88 ½ 
Litt. B. 94 ¼ Br. 
70% Gld. Köln⸗Mindener 3 ½ / SU Gld. 


Br., neue (0 ½ ld. — Eiſenbahn⸗Aktien: 
Br. 
Krakau-Oberſchleſiſche 41 ¼ Br. 


Oberſchleſiſche 3 ½ % Litt: A. 04 ½ Br., 
Niederſchieſiſch-Märtiſche 37% 
Friedrich: Wilhelms: Norbbahbn 41 Gld. — 


Wechſel⸗Courſe: Amſterdam 2 Monat 142”, ld. Berlin 2 Monat 09%, Gld., keine 


Sicht 100 / Br. 


London 3 Monat 6. 25%, Br. Wien 2 Mt. 


Hamburg 2 Monat 150 ½ Br., keine Sicht 150 ½ Br. 150 Gld. 


9 % Gid. 


Berlin, den 20. Dezemb 


(Cours Bericht.) 
bez., Prior. 4 47 12 Gib. Niederſchleſiſche 
Prior. 5%, 05%, Gld., Ser. IN. 5% 91% 


2 % Gid., Len. u 93 Br. 92% ld. Rheiniſche 53 Br. N 0 
7 hen: Friedrich⸗Wübelms-Rordbabn 4 41 0 40 / % 


60 ½ bez. — Quittungs- Bogen: 
bez. u. Cid. — Geld: und 8 


Eiſenbahn⸗Aktien: 


onds⸗Courſe: 
etw. 100 bez. Staats⸗Schuld⸗Scheine 3 ½ / 79 ½ bez. u. Gd 


er. f 
Köln : Mindener 3 ½ % 80 bis 79 ½ 
3½%% 71 u. 70 ½¼ bez., Prior. 4% 85 bez., 
Gid. Oberſchleſiſche 3% / Litt. A. 93 Br. 
Stargard ⸗Poſener 4% 70 u. 


reiwillige Staats: Anleihe 5%, #94 u. 
7 8 Serhendlangl prallen, 


| 
ch 


nım 


mn uam 


Swen fur ap 28 


“0 


— ne a 


— — 


A Haupt⸗Eigenſchaften der aufgeſtellten Thiere und der Heerde überhaupt. Bei dem 
2 Geſchäft wird auf die ſchwierigen Zeitumſtände Rückſicht genommen werden. 
8 Nach Weit nachten können auch die, auf den verſchiedenen Gütern ausgeſetzten, 
A circa 300 Mutterfhaafe in Nugenſchein genommen werden, welche nach der Schur, 
Amit den beſten Böcken gedeckt, adzulaſſen find, 
8 Der Geſundheits zuſtand wird verbürgt. 

— 570 [2 0 


Scheine a 50 Rtl. 94% Gld. Poſener Pfandbriefe 4% 00 / bez., neue 3½ / 81 Ya 
gan aer 1120 Br. eeueber 1127), bez. 4 Sid. Polniſche pfanbbriefe 4) | 
neue bez. 
nage der höheren Wiener Notirungen erfuhren nur Staats- Schuld⸗ Scheine eine 
= merkliche Preiserhöhung, dagegen find mehrere Eisenbahn Aktien ferner im Courſe gefallen, 
A ſchloſſen aber im Ganzen ziemlich feſt. a“ 


A 


Druck und Verlag von Graß, Barth und Comp. Redakteur: Nimbs. 


